
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
 
 
 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 
 
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten, zuständig für internationale Beziehungen; 
 
Nach Beratung, 
 
Beschließt: 
 
 
Der Ministerpräsident, zuständig für internationale Beziehungen, wird damit beauftragt, 

dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft den Dekretentwurf mit folgendem 
Wortlaut vorzulegen: 
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DEKRETVORENTWURF ZUR ZUSTIMMUNG ZU FOLGENDEN INTERNATIONALEN 
ABKOMMEN:  

 
1. RAHMENABKOMMEN ÜBER UMFASSENDE PARTNERSCHAFT UND 

ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION UND IHREN 
MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS UND DEM KÖNIGREICH THAILAND ANDERERSEITS, 

GESCHEHEN ZU BRÜSSEL AM 14. DEZEMBER 2022; 
 

2. RAHMENABKOMMEN ÜBER PARTNERSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS UND DER 

REGIERUNG MALAYSIAS ANDERERSEITS, GESCHEHEN ZU BRÜSSEL AM 14. DEZEMBER 
2022 

 
 
 
 
 
 
 

 

 
INHALTSANGABE 

 
Durch dieses Dekret wird zwei völkerrechtlichen Verträgen zugestimmt. 
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BEGRÜNDUNG 
 
 

ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 
 
Zusammenfassung 
 
Bei den vorliegenden Abkommen handelt es sich um klassische allgemeine 

Rahmenabkommen. Sie regeln einerseits die Beziehungen zwischen der Europäischen Union, 
ihren Mitgliedstaaten und Thailand bzw. Malaysia auf politischer und wirtschaftlicher Ebene. 
Andererseits fördern sie die Zusammenarbeit in vielen anderen Bereichen wie Umwelt, 
Bildung, Tourismus, Kultur etc.  

 
Die Abkommen stellen einen wichtigen Schritt zur Stärkung der Beziehungen zwischen 

der Europäischen Union, ihren Mitgliedstaaten und Thailand bzw. Malaysia dar. 
 
Entstehungsgeschichte 
 
Im November 2004 erteilte der Europäische Rat der Europäischen Kommission das 

Mandat, umfassende Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (kurz: PKA) mit den 
sechs am weitesten entwickelten Ländern des Verbands südostasiatischer Staaten 
(Association of Southeast Asian Nations, kurz: ASEAN) auszuhandeln. Neben Thailand und 
Malaysia sind dies die Philippinen, Indonesien und Singapur. Im Jahr 2007 kam Vietnam 
hinzu. Diese Abkommen ersetzen für die betroffenen Länder das EG-ASEAN-
Kooperationsabkommen von 1980. Die Abkommen mit Indonesien, den Philippinen und 
Vietnam sind bereits in Kraft getreten. 

 
Beide Abkommen sind am 14. Dezember 2022 in Brüssel unterzeichnet worden. Die 

Interministerielle Konferenz für Auswärtige Angelegenheiten hat am 7. März 2023 
beschlossen, das Genehmigungsverfahren für gemischte Abkommen zu beschleunigen. Ziel 
ist es, das Verfahren für möglichst alle unterzeichneten völkerrechtlichen Verträge, die 
noch der belgischen Zustimmung bedürfen, rechtzeitig abzuschließen. Erst dann erlangen 
die Verträge Rechtskraft. Vor diesem Hintergrund fasst der vorliegende Dekretvorentwurf 
die beiden Abkommen mit fast gleichem Inhalt und gleicher Zielsetzung zusammen.  

 
Sowohl Thailand als auch Malaysia sind parlamentarische konstitutionelle Monarchien mit 

einem Premierminister an der Spitze der Regierung. 
 
Diese Verfahrensoptimierung bedeutet gleichzeitig eine Verwaltungsvereinfachung. 
 
Inhaltsangabe 
 
Beide Abkommen erweitern das gegenseitige Engagement insbesondere in den 

Bereichen Justiz und Inneres, gute Regierungsführung, Wirtschafts- und Handelsdialog, 
Steuern, Umwelt, Verkehr, Bildung und Kultur, Wissenschaft und Technologie, Energie etc. 

 
Beide Abkommen sehen einen intensiven und regelmäßigen Dialog vor, um die 

bestehende Zusammenarbeit in den genannten Bereichen zu verbessern. Der Schutz der 
Rechte an geistigem Eigentum und die Stärkung der Zusammenarbeit im Zollwesen sind 
weitere Aufgaben.   

 
Die Abkommen stellen somit sicher, dass die Europäische Union ihre politischen und 

wirtschaftlichen Ziele durch bilaterale Verpflichtungen mit beiden Ländern erreichen kann. 
Besonderes Augenmerk gilt in beiden Fällen auch der Achtung der Menschenrechte, der 
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Eindämmung bzw. Nichtverbreitung von Waffen, angefangen von Kleinwaffen bis hin zu 
Massenvernichtungswaffen. Die Bekämpfung des Terrorismus ist ein weiteres 
Handlungsfeld, ebenso wie die Durchsetzung des Internationalen Strafgerichtshofs, die 
Regelung der Migration und verantwortungsvolles Handeln in Steuerfragen. Sollten die 
letztgenannten Ziele nicht verfolgt bzw. erreicht werden, greifen schnell 
Suspensionsklauseln, um sofort handeln zu können.  

 
Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die beiden Rahmenabkommen inhaltlich in keiner 

Weise Freihandelsabkommen darstellen. Sie leiten lediglich eine weitere Verstärkung der 
Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen – u.a. im Handelsbereich - ein. 
Freihandelsabkommen als solche müssen daher noch ausgehandelt werden. 

 
Bei den zuzustimmenden Abkommen handelt es sich jeweils um einen „gemischten 

Vertrag“ im Sinne von Artikel 167 §4 der Verfassung, wie die Arbeitsgruppe für Gemischte 
Verträge an folgenden Daten wie folgt festgehalten hat: 

1. am 17. März 2010 festgestellt und am 16. Mai 2023 nochmals bestätigt für das 
Rahmenabkommen mit Thailand, 

2. am 6. August 2018 per Umlaufverfahren festgelegt und am 12. September 2018 
nochmals bestätigt für das Rahmenabkommen mit Malaysia. 

 
Die Vollmacht zur Unterzeichnung erteilte die Regierung der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft in ihren folgenden Sitzungen: 

1. am 26. August 2010 für das Rahmenabkommen mit Thailand, 
2. am 30. August 2018 für das Rahmenabkommen mit Malaysia. 
  
Damit die Abkommen in Kraft treten können, bedarf es der Zustimmung des Parlaments 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 
 
 
KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 
 
Artikel 1 und 2 
 
Beide Artikel bedürfen keines besonderen Kommentars. 

 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
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VORENTWURF 
 
 

Dekretvorentwurf zur Zustimmung zu folgenden internationalen Abkommen: 
 

1. Rahmenabkommen über umfassende Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich 

Thailand andererseits, geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022; 
 

2. Rahmenabkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Regierung Malaysias 

andererseits, geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022 
 
 

Artikel 1 – Das Rahmenabkommen über umfassende Partnerschaft und 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
dem Königreich Thailand andererseits, geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022, ist 
uneingeschränkt wirksam. 

 
Art. 2 – Das Rahmenabkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der 

Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Regierung Malaysias 
andererseits, geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022, ist uneingeschränkt wirksam. 

 
 
 
Eupen, den … 
 
 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

  Oliver Paasch 
Ministerpräsident

Digital unterschrieben von 
Oliver Paasch Ministerpräsident 
Datum: 2024.03.21 11:20:10 
+01'00'
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ANLAGE 1 
 
 

Rahmenabkommen über umfassende Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich Thailand 

andererseits, geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022  
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ANLAGE 2 
 
 

Rahmenabkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Regierung Malaysias andererseits, 

geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 2022 
 
 



GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE 
 
 
 

LE GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE, 
 
Sur la proposition du Ministre-Président compétent en matière de relations internationales ; 
 
Après délibération, 
 
Arrête : 
 
 
Le Ministre-Président compétent en matière de relations internationales est chargé de soumettre 

au Parlement de la Communauté germanophone l’avant-projet de décret dont la teneur suit : 
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AVANT-PROJET DE DÉCRET PORTANT ASSENTIMENT AUX ACCORDS INTERNATIONAUX SUIVANTS : 
 

1° ACCORD-CADRE GLOBAL DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION ENTRE L'UNION EUROPÉENNE 
ET SES ETATS MEMBRES, D'UNE PART, ET LE ROYAUME DE THAÏLANDE, D'AUTRE PART, FAIT À 

BRUXELLES LE 14 DÉCEMBRE 2022 ; 
 

2° ACCORD-CADRE DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION ENTRE L'UNION EUROPÉENNE ET SES 
ETATS MEMBRES, D'UNE PART, ET LE GOUVERNEMENT DE LA MALAISIE, D'AUTRE PART, FAIT À 

BRUXELLES LE 14 DÉCEMBRE 2022 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
RÉSUMÉ 

 
Ce décret vise à porter l’assentiment à deux actes internationaux. 
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EXPOSÉ DES MOTIFS 
 
 

EXPLICATIONS GÉNÉRALES 
 
Résumé 
 
Les présents accords sont des accords-cadres généraux classiques. D'une part, ils régissent les rela-

tions entre l'Union européenne, ses États membres et la Thaïlande ou la Malaisie au niveau politique 
et économique. D'autre part, ils encouragent la coopération dans de nombreux autres domaines tels 
que l'environnement, l'éducation, le tourisme, la culture, etc.  

 
Ces accords constituent une étape importante dans le renforcement des relations entre l'Union 

européenne, ses États membres et la Thaïlande ou la Malaisie. 
 
Historique 
 
En novembre 2004, le Conseil européen a donné mandat à la Commission européenne de négocier 

des accords globaux de partenariat et de coopération (APC) avec les six pays les plus développés de 
l'Association des nations de l'Asie du Sud-Est (Association of Southeast Asian Nations, ASEAN). Outre 
la Thaïlande et la Malaisie, il s'agit des Philippines, de l'Indonésie et de Singapour. En 2007, le Vietnam 
s'y est ajouté. Ces accords remplacent, pour les pays concernés, l'accord de coopération CE-ASEAN de 
1980. Les accords avec l'Indonésie, les Philippines et le Vietnam sont déjà entrés en vigueur. 

 
Les deux accords ont été signés le 14 décembre 2022 à Bruxelles. Le 7 mars 2023, la Conférence 

interministérielle des affaires étrangères a décidé d'accélérer la procédure d'approbation des accords 
mixtes. L'objectif est de clôturer à temps la procédure pour si possible tous les traités internationaux 
signés qui nécessitent encore l'approbation de la Belgique. Ce n'est qu'alors que les traités auront force 
de loi. Dans ce contexte, le présent avant-projet de décret regroupe les deux accords dont le contenu 
et l'objectif sont presque identiques.  

 
La Thaïlande et la Malaisie sont toutes deux des monarchies constitutionnelles parlementaires avec 

un Premier ministre à la tête du gouvernement. 
 
Cette optimisation des procédures implique en même temps une simplification administrative. 
 
Sommaire 
 
Les deux accords élargissent l'engagement mutuel, notamment dans les domaines de la justice et 

des affaires intérieures, de la bonne gouvernance, du dialogue économique et commercial, de la fisca-
lité, de l'environnement, des transports, de l'éducation et de la culture, de la science et de la techno-
logie, de l'énergie, etc. 

 
Les deux accords prévoient un dialogue intensif et régulier afin d'améliorer la coopération existante 

dans ces domaines. La protection des droits de propriété intellectuelle et le renforcement de la coo-
pération douanière font également partie des tâches à accomplir.   

 
Les accords garantissent donc que l'Union européenne pourra atteindre ses objectifs politiques et 

économiques grâce à des engagements bilatéraux avec les deux pays. Une attention particulière est 
également accordée dans les deux cas au respect des droits de l'homme, au contrôle ou à la non-
prolifération des armes, des armes légères aux armes de destruction massive. La lutte contre le terro-
risme est un autre domaine d'action, tout comme l'application de la Cour pénale internationale, la 
réglementation des migrations et la bonne gouvernance en matière fiscale. Si ces derniers objectifs ne 
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sont pas poursuivis ou atteints, des clauses de suspension interviennent rapidement afin de pouvoir 
agir immédiatement.  

 
Il ressort de ce qui précède que le contenu des deux accords-cadres ne constitue en aucun cas des 

accords de libre-échange. Ils ne font qu'introduire un nouveau renforcement de la coopération dans 
différents domaines, notamment dans le domaine commercial. Les accords de libre-échange en tant 
que tels doivent donc encore être négociés. 

 
Les accords à approuver sont tous des "traités mixtes" au sens de l'article 167 §4 de la Constitution, 

comme l'a constaté le groupe de travail sur les traités mixtes aux dates suivantes, comme suit : 
1. constaté le 17 mars 2010 et confirmé à nouveau le 16 mai 2023 pour l'accord-cadre avec la 

Thaïlande, 
2. établi par voie de circulation le 6 août 2018 et confirmé une nouvelle fois le 12 septembre 2018 

pour l'accord-cadre avec la Malaisie. 
 
La délégation de signer a été donné par le Gouvernement de la Communauté germanophone lors 

de ses réunions suivantes : 
1. le 26 août 2010 pour l'accord-cadre avec la Thaïlande, 
2. le 30 août 2018 pour l'accord-cadre avec la Malaisie. 
  
Pour que les accords puissent entrer en vigueur, l'approbation du Parlement de la Communauté 

germanophone est nécessaire. 
 
 
COMMENTAIRE DES ARTICLES 
 
Articles 1er et 2 
 
Ces articles ne nécessitent pas de commentaire 
 
 

 
Le Ministre-Président, 

Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 
O. PAASCH 
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AVANT-PROJET 
 
 

Avant-projet de décret portant assentiment aux accords internationaux suivants : 
 

1° Accord-cadre global de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et ses Etats 
membres, d'une part, et le Royaume de Thaïlande, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 décembre 

2022 ; 
 

2° Accord-cadre de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et ses Etats membres, 
d'une part, et le gouvernement de la Malaisie, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 décembre 2022 

 
 

Article 1er – L'Accord-cadre global de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et 
ses Etats membres, d'une part, et le Royaume de Thaïlande, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 dé-
cembre 2022, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 2 – L’Accord-cadre de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et ses Etats 

membres, d'une part, et le gouvernement de la Malaisie, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 décembre 
2022, sortira son plein et entier effet. 

 
 
Eupen, le .. 
 
 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
 

Le Ministre-Président, 
Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 

O. PAASCH 
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Annexe 1re 
 
 

Accord-cadre global de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et ses Etats 
membres, d'une part, et le Royaume de Thaïlande, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 décembre 

2022 
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Annexe 2 
 
 

Accord-cadre de partenariat et de coopération entre l'Union européenne et ses Etats membres, 
d'une part, et le gouvernement de la Malaisie, d'autre part, fait à Bruxelles le 14 décembre 2022 



REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 
 
 
 

DE REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP, 
 
Op de voordracht van de Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen; 
 
Na beraadslaging, 
 
Besluit: 
 
 
De Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen, is ermee belast bij het Parlement 

van de Duitstalige Gemeenschap het ontwerp van decreet in te dienen waarvan de tekst hierna volgt: 
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VOORONTWERP VAN DECREET HOUDENDE INSTEMMING MET DE VOLGENDE INTERNATIONALE 
OVEREENKOMSTEN:  

 
1° de Kaderovereenkomst inzake een breed partnerschap en samenwerking tussen de Europese 
Unie en haar lidstaten, enerzijds, en het Koninkrijk Thailand, anderzijds, gedaan te Brussel op 

14 december 2022; 
 

2° de Kaderovereenkomst inzake een partnerschap en samenwerking tussen de Europese Unie en 
haar lidstaten, enerzijds, en de Regering van Maleisië, anderzijds, ondertekend te Brussel op 

14 december 2022 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
INHOUD 

 
Bij dit decreet wordt ingestemd met twee internationale overeenkomsten. 
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MEMORIE VAN TOELICHTING 
 
 

ALGEMENE TOELICHTING 
 
Samenvatting 
 
Bij deze overeenkomsten gaat het om klassieke algemene kaderovereenkomsten. Enerzijds regelen 

ze de politieke en economische betrekkingen tussen de Europese Unie, haar lidstaten en Thailand 
respectievelijk Maleisië. Anderzijds stimuleren ze de samenwerking op vele andere domeinen zoals 
leefmilieu, onderwijs, toerisme, cultuur enz.  

 
De overeenkomsten zijn belangrijk voor de versterking van de betrekkingen tussen de Europese 

Unie, haar lidstaten en Thailand respectievelijk Maleisië. 
 
Totstandkoming 
 
In november 2004 gaf de Europese Raad aan de Europese Commissie het mandaat om over globale 

partnerschaps- en samenwerkingsovereenkomsten (PSO) te onderhandelen met de zes meest 
ontwikkelde landen van de ASEAN (Association of Southeast Asian Nations). Naast Thailand en Maleisië 
zijn dat de Filipijnen, Indonesië en Singapore. In 2007 werd Vietnam aan die lijst toegevoegd. Deze PSO 
komen voor de betrokken landen in de plaats van de samenwerkingsovereenkomst van 1980 tussen 
de EG en de ASEAN. De overeenkomsten met Indonesië, de Filipijnen en Vietnam zijn al in werking 
getreden. 

 
Beide overeenkomsten zijn ondertekend te Brussel op 14 december 2022. De Interministeriële 

Conferentie Buitenlands Beleid heeft op 7 maart 2023 besloten om de instemmingsprocedure voor 
gemengde verdragen te versnellen. Doel is de procedure voor, zo mogelijk, alle ondertekende 
internationale overeenkomsten waarmee België nog zijn instemming moet betuigen, tijdig af te 
ronden. Pas dan hebben overeenkomsten rechtskracht. In het licht daarvan worden de beide 
overeenkomsten, die nagenoeg dezelfde inhoud en hetzelfde doel hebben, in dit voorontwerp van 
decreet gebundeld.  

 
Zowel Thailand als Maleisië zijn parlementaire constitutionele monarchieën, met een regering die 

geleid wordt door een eerste minister. 
 
Het optimaliseren van de procedure betekent tegelijk een administratieve vereenvoudiging. 
 
Inhoud 
 
Beide overeenkomsten verhogen het wederzijdse engagement, in het bijzonder op domeinen zoals 

justitie, binnenlandse zaken, goed bestuur, economische en handelsdialoog, belastingen, leefmilieu, 
verkeer, onderwijs en cultuur, wetenschap en technologie, energie enz. 

 
Beide overeenkomsten voorzien in een intensieve en regelmatige dialoog om de bestaande 

samenwerking op de vermelde domeinen te verbeteren. Andere opdrachten zijn de bescherming van 
de intellectuele-eigendomsrechten en de versterking van de douanesamenwerking.   

 
De overeenkomsten zorgen er dus voor dat de Europese Unie haar politieke en economische 

doelstellingen kan bereiken via bilaterale verbintenissen met beide landen. In beide gevallen wordt 
ook bijzondere aandacht besteed aan de eerbiediging van de mensenrechten, de beheersing en non-
proliferatie van wapens, gaande van lichte wapens tot massavernietigingswapens. Een ander 
actieterrein is de strijd tegen terrorisme, net als de handhaving van het Internationaal Strafhof, de 
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regulering van migratie en verantwoordelijk handelen in belastingzaken. Als laatstgenoemde 
doelstellingen niet worden nagestreefd of bereikt, treden snel opschortingsclausules in werking om 
onmiddellijk te kunnen handelen.  

 
Uit het bovenstaande volgt dat beide kaderovereenkomsten inhoudelijk geenszins 

vrijhandelsovereenkomsten zijn. Ze geven louter een aanzet tot een verdere versterking van de 
samenwerking op verscheidene domeinen, waaronder handel. Over vrijhandelsovereenkomsten als 
zodanig moet dus nog onderhandeld worden. 

 
De onderhavige overeenkomsten zijn gemengde verdragen in de zin van artikel 167, § 4, van de 

Grondwet, zoals de werkgroep Gemengde Verdragen als volgt heeft vastgesteld: 
1° vastgesteld op 17 maart 2010 en nogmaals bevestigd op 16 mei 2023 voor de 

kaderovereenkomst met Thailand; 
2° vastgesteld via een schriftelijke procedure op 6 augustus 2018 en nogmaals bevestigd op 

12 september 2018 voor de kaderovereenkomst met Maleisië. 
 

De Regering van de Duitstalige Gemeenschap heeft op haar hierna vermelde zittingen volmacht 
gegeven om te ondertekenen: 

1° op 26 augustus 2010 voor de kaderovereenkomst met Thailand; 
2° op 30 augustus 2018 voor de kaderovereenkomst met Maleisië. 
  
Opdat de overeenkomsten in werking kunnen treden, moet het Parlement van de Duitstalige 

Gemeenschap zijn instemming ermee betuigen. 
 
 
BESPREKING VAN DE ARTIKELEN 
 
Artikelen 1 en 2 
 
Deze artikelen behoeven geen bijzondere toelichting. 

 
 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
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VOORONTWERP 
 
 

Voorontwerp van decreet houdende instemming met de volgende internationale overeenkomsten: 
 

1° Kaderovereenkomst inzake een breed partnerschap en samenwerking tussen de Europese Unie 
en haar lidstaten, enerzijds, en het Koninkrijk Thailand, anderzijds, gedaan te Brussel op 

14 december 2022; 
 

2° Kaderovereenkomst inzake een partnerschap en samenwerking tussen de Europese Unie en 
haar lidstaten, enerzijds, en de Regering van Maleisië, anderzijds, ondertekend te Brussel op 

14 december 2022 
 
 

Artikel 1 – De Kaderovereenkomst inzake een breed partnerschap en samenwerking tussen de 
Europese Unie en haar lidstaten, enerzijds, en het Koninkrijk Thailand, anderzijds, gedaan te Brussel 
op 14 december 2022, zal volkomen gevolg hebben. 

 
Art. 2 – De Kaderovereenkomst inzake een partnerschap en samenwerking tussen de Europese 

Unie en haar lidstaten, enerzijds, en de Regering van Maleisië, anderzijds, ondertekend te Brussel op 
14 december 2022, zal volkomen gevolg hebben. 

 
 
 
Eupen, 
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
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BIJLAGE 1 
 
 

Kaderovereenkomst inzake een breed partnerschap en samenwerking tussen de Europese Unie en 
haar lidstaten, enerzijds, en het Koninkrijk Thailand, anderzijds, gedaan te Brussel op 

14 december 2022  
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BIJLAGE 2 
 
 

Kaderovereenkomst inzake een partnerschap en samenwerking tussen de Europese Unie en haar 
lidstaten, enerzijds, en de Regering van Maleisië, anderzijds, ondertekend te Brussel op 

14 december 2022 
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РАМКОВО СПОРАЗУМЕНИЕ  

 ЗА ВСЕОБХВАТНО ПАРТНЬОРСТВО И СЪТРУДНИЧЕСТВО  

 МЕЖДУ ЕВРОПЕЙСКИЯ СЪЮЗ  

 И НЕГОВИТЕ ДЪРЖАВИ ЧЛЕНКИ, ОТ ЕДНА СТРАНА,  

 И КРАЛСТВО ТАЙЛАНД, ОТ ДРУГА СТРАНА 

 

 

ACUERDO MARCO GLOBAL 

DE COLABORACIÓN Y COOPERACIÓN 

ENTRE LA UNIÓN EUROPEA 

Y SUS ESTADOS MIEMBROS, POR UNA PARTE, 

Y EL REINO DE TAILANDIA, POR OTRA 

 

 

RÁMCOVÁ DOHODA  

O KOMPLEXNÍM PARTNERSTVÍ A SPOLUPRÁCI  

MEZI EVROPSKOU UNIÍ  

A JEJÍMI ČLENSKÝMI STÁTY NA JEDNÉ STRANĚ  

A THAJSKÝM KRÁLOVSTVÍM NA STRANĚ DRUHÉ 

 

 

RAMMEAFTALE  

OM ET OMFATTENDE PARTNERSKAB OG SAMARBEJDE  

MELLEM DEN EUROPÆISKE UNION  

OG DENS MEDLEMSSTATER PÅ DEN ENE SIDE  

OG KONGERIGET THAILAND PÅ DEN ANDEN SIDE 

 

 

RAHMENABKOMMEN 

ÜBER UMFASSENDE PARTNERSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS 

UND DEM KÖNIGREICH THAILAND ANDERERSEITS 

 

 

ÜHELT POOLT EUROOPA LIIDU JA SELLE LIIKMESRIIKIDE    

NING TEISELT POOLT TAI KUNINGRIIGI  

VAHELINE   

LAIAHAARDELISE PARTNERLUSE JA KOOSTÖÖ  

RAAMLEPING 

 

 

ΣΥΜΦΩΝΙΑ-ΠΛΑΙΣΙΟ  

ΣΥΝΟΛΙΚΗΣ ΕΤΑΙΡΙΚΗΣ ΣΧΕΣΗΣ ΚΑΙ ΣΥΝΕΡΓΑΣΙΑΣ   

ΜΕΤΑΞΥ ΤΗΣ ΕΥΡΩΠΑΪΚΗΣ ΕΝΩΣΗΣ   

ΚΑΙ ΤΩΝ ΚΡΑΤΩΝ ΜΕΛΩΝ ΤΗΣ, ΑΦΕΝΟΣ,   

ΚΑΙ ΤΟΥ ΒΑΣΙΛΕΙΟΥ ΤΗΣ ΤΑΪΛΑΝΔΗΣ, ΑΦΕΤΕΡΟΥ 

 

 

FRAMEWORK AGREEMENT  

ON COMPREHENSIVE PARTNERSHIP AND COOPERATION  

BETWEEN THE EUROPEAN UNION  

AND ITS MEMBER STATES, OF THE ONE PART,  

AND THE KINGDOM OF THAILAND, OF THE OTHER PART 

 

 

ACCORD-CADRE GLOBAL 

DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION 

ENTRE L'UNION EUROPÉENNE 

ET SES ÉTATS MEMBRES, D'UNE PART, 

ET LE ROYAUME DE THAÏLANDE, D'AUTRE PART 
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CREAT-CHOMHAONTÚ  

MAIDIR LE COMHPHÁIRTÍOCHT CHUIMSITHEACH AGUS COMHAR CUIMSITHEACH   

IDIR AN tAONTAS EORPACH   

AGUS A BHALLSTÁIT, DE PHÁIRT,   

AGUS RÍOCHT NA TÉALAINNE, DEN PHÁIRT EILE 

 

 

OKVIRNI SPORAZUM 

O SVEOBUHVATNOM PARTNERSTVU I SURADNJI 

IZMEĐU EUROPSKE UNIJE 

I NJEZINIH DRŽAVA ČLANICA, S JEDNE STRANE, 

I KRALJEVINE TAJLANDA, S DRUGE STRANE 

 

 

ACCORDO QUADRO  

DI PARTENARIATO GLOBALE E COOPERAZIONE  

TRA L'UNIONE EUROPEA  

E I SUOI STATI MEMBRI, DA UNA PARTE,  

E IL REGNO DI THAILANDIA, DALL'ALTRA 

 

 

PAMATNOLĪGUMS  

PAR VISAPTVEROŠU PARTNERĪBU UN SADARBĪBU  

STARP EIROPAS SAVIENĪBU  

UN TĀS DALĪBVALSTĪM, NO VIENAS PUSES,  

UN TAIZEMES KARALISTI, NO OTRAS PUSES 

 

 

EUROPOS SĄJUNGOS  

BEI JOS VALSTYBIŲ NARIŲ  

IR TAILANDO KARALYSTĖS  

PAGRINDŲ SUSITARIMAS  

DĖL VISAPUSIŠKOS PARTNERYSTĖS IR BENDRADARBIAVIMO 

 

 

ÁTFOGÓ PARTNERSÉGI 

ÉS EGYÜTTMŰKÖDÉSI KERETMEGÁLLAPODÁS 

EGYRÉSZRŐL AZ EURÓPAI UNIÓ 

ÉS TAGÁLLAMAI, 

MÁSRÉSZRŐL A THAIFÖLDI KIRÁLYSÁG KÖZÖTT 

 

 

FTEHIM QAFAS 

TA’ SĦUBIJA U KOOPERAZZJONI KOMPRENSIVI 

BEJN L-UNJONI EWROPEA 

U L-ISTATI MEMBRI TAGĦHA, MINN NAĦA WAĦDA, 

U R-RENJU TAT-TAJLANDJA, MIN-NAĦA L-OĦRA 

 

 

KADEROVEREENKOMST  

INZAKE EEN BREED PARTNERSCHAP EN SAMENWERKING  

TUSSEN DE EUROPESE UNIE  

EN HAAR LIDSTATEN, ENERZIJDS,  

EN HET KONINKRIJK THAILAND, ANDERZIJDS 
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UMOWA RAMOWA  

O WSZECHSTRONNYM PARTNERSTWIE I WSPÓŁPRACY  

MIĘDZY UNIĄ EUROPEJSKĄ  

I JEJ PAŃSTWAMI CZŁONKOWSKIMI, Z JEDNEJ STRONY,  

A KRÓLESTWEM TAJLANDII, Z DRUGIEJ STRONY 

 

 

ACORDO-QUADRO  

DE PARCERIA E COOPERAÇÃO ABRANGENTES 

ENTRE A UNIÃO EUROPEIA 

E OS SEUS ESTADOS-MEMBROS, POR UM LADO, 

E O REINO DA TAILÂNDIA, POR OUTRO 

 

 

ACORD-CADRU  

DE PARTENERIAT ȘI DE COOPERARE GLOBALĂ  

ÎNTRE UNIUNEA EUROPEANĂ  

ȘI STATELE MEMBRE ALE ACESTEIA, PE DE O PARTE,  

ȘI REGATUL THAILANDEI, PE DE ALTĂ PARTE 

 

 

RÁMCOVÁ DOHODA  

O KOMPLEXNOM PARTNERSTVE A SPOLUPRÁCI  

MEDZI EURÓPSKOU ÚNIOU  

A JEJ ČLENSKÝMI ŠTÁTMI NA JEDNEJ STRANE  

A THAJSKÝM KRÁĽOVSTVOM NA STRANE DRUHEJ 

 

 

OKVIRNI SPORAZUM  

O OBSEŽNEM PARTNERSTVU IN SODELOVANJU  

MED EVROPSKO UNIJO  

IN NJENIMI DRŽAVAMI ČLANICAMI NA ENI STRANI  

TER KRALJEVINO TAJSKO NA DRUGI STRANI 

 

 

EUROOPAN UNIONIN JA SEN JÄSENVALTIOIDEN 

SEKÄ THAIMAAN KUNINGASKUNNAN VÄLINEN 

KOKONAISVALTAISTA KUMPPANUUTTA JA YHTEISTYÖTÄ 

KOSKEVA PUITESOPIMUS 

 

 

RAMAVTAL  

OM FÖRDJUPAT PARTNERSKAP OCH SAMARBETE  

MELLAN EUROPEISKA UNIONEN  

OCH DESS MEDLEMSSTATER, Å ENA SIDAN,  

OCH KONUNGARIKET THAILAND, Å ANDRA SIDAN 

 

 

กรอบความตกลง 

ว่าดว้ยความเป็นหุน้ส่วนและความรว่มมอืรอบดา้น 

ระหว่างสหภาพยุโรป 

และรฐัสมาชกิฝ่ายหน่ึง  

กบัราชอาณาจกัรไทยในอกีฝ่ายหน่ึง 
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ACCORD-CADRE GLOBAL 

DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION 

ENTRE L'UNION EUROPÉENNE 

ET SES ÉTATS MEMBRES, D'UNE PART, 

ET LE ROYAUME DE THAÏLANDE, D'AUTRE PART 
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L'UNION EUROPÉENNE, ci-après dénommée "l'UE", 

 

et 

 

LE ROYAUME DE BELGIQUE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE BULGARIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE TCHÈQUE, 

 

LE ROYAUME DE DANEMARK, 

 

LA RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE D'ESTONIE, 

 

L'IRLANDE, 

 

LA RÉPUBLIQUE HELLÉNIQUE, 

 

LE ROYAUME D'ESPAGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE CROATIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE ITALIENNE, 
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LA RÉPUBLIQUE DE CHYPRE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE LETTONIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE LITUANIE, 

 

LE GRAND-DUCHÉ DE LUXEMBOURG, 

 

LA HONGRIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE MALTE, 

 

LE ROYAUME DES PAYS-BAS, 

 

LA RÉPUBLIQUE D'AUTRICHE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE POLOGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE PORTUGAISE, 

 

LA ROUMANIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE SLOVÉNIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE SLOVAQUE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE FINLANDE, 
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LE ROYAUME DE SUÈDE, 

 

États membres de l'Union européenne, ci-après dénommés "États membres", 

 

 d'une part, 

 

et 

 

LE ROYAUME DE THAÏLANDE, ci-après dénommé la "Thaïlande", 

 

 d'autre part, 

 

ci-après dénommés les "Parties", 

 

CONSIDÉRANT les liens traditionnels d'amitié existant entre les Parties, ainsi que les relations 

historiques, politiques et économiques étroites qui les unissent, 

 

ATTACHANT une importance particulière au caractère exhaustif de leurs relations mutuelles, 

 

RÉAFFIRMANT leur attachement aux principes démocratiques, ainsi qu'aux droits de l'homme et 

aux libertés fondamentales inscrits dans la déclaration universelle des droits de l'homme adoptée par 

l'Assemblée générale des Nations unies le 10 décembre 1948, et dans d'autres instruments 

internationaux pertinents en matière de droits de l'homme, 
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RÉAFFIRMANT leur attachement aux principes de l'état de droit et de la bonne gouvernance, et 

leur désir de promouvoir des progrès économiques et sociaux pour leur population, en tenant 

compte des exigences en matière de protection de l'environnement et des principes de 

développement durable, ainsi que du programme de développement durable à l'horizon 2030, 

adopté par l'Assemblée générale des Nations unies dans sa résolution 70/1 du 25 septembre 2015, 

 

RECONNAISSANT le statut de pays en développement de la Thaïlande et prenant en considération 

les niveaux de développement respectifs des Parties, 

 

RECONNAISSANT la nécessité de promouvoir les concepts de non-prolifération et de 

désarmement et les objectifs en la matière au moyen d'instruments internationaux et régionaux 

adaptés, afin de contrer le danger constitué par les armes de destruction massive (ADM). L'adoption 

par consensus de la résolution 1540 (2004) du Conseil de sécurité de l'Organisation des Nations 

unies (ci-après dénommé "Conseil de sécurité") met en exergue l'engagement de l'ensemble de la 

communauté internationale à lutter contre la prolifération de ces armes. Le Conseil européen a 

adopté le 12 décembre 2003 une stratégie contre la prolifération des armes de destruction massive et 

le Conseil de l'Union européenne a adopté le 17 novembre 2003 une politique de l'UE visant à 

placer les politiques de non-prolifération au cœur des relations de l'UE avec les pays tiers. La 

Thaïlande, en tant que membre de l'Association des nations de l'Asie du Sud-Est (ASEAN), est 

signataire fondatrice du traité portant création d'une zone exempte d'armes nucléaires en Asie du 

Sud-Est, signé à Bangkok le 15 décembre 1995, 
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CONSIDÉRANT que les Parties reconnaissent les liens existant entre le désarmement, le contrôle 

des armements, la paix et la sécurité ainsi que le développement, et observant qu'une coopération 

plus étroite entre les Parties pour promouvoir la mise en œuvre des instruments internationaux en la 

matière peut conduire à des progrès en vue de la réalisation des objectifs de développement durable 

(ODD) des Nations unies et sur la voie d'un monde plus sûr, 

 

CONSIDÉRANT que les Parties voient le terrorisme comme une menace pour la sécurité mondiale, 

et souhaitent intensifier leur dialogue et leur coopération dans le cadre de la lutte contre le 

terrorisme, conformément aux résolutions pertinentes du Conseil de sécurité, notamment la 

résolution 1373 (2001) du Conseil de sécurité, les Parties réaffirment que le respect des droits de 

l'homme pour tous et l'état de droit constituent le fondement essentiel de la lutte contre le 

terrorisme, 

 

RÉAFFIRMANT que les crimes les plus graves qui touchent l'ensemble de la communauté 

internationale ne doivent pas rester impunis et qu'ils doivent être poursuivis de manière efficace en 

prenant des mesures au niveau national et en renforçant la coopération mondiale, 

 

RÉAFFIRMANT leur détermination à lutter contre les crimes graves ayant une portée 

internationale, 

 

RECONNAISSANT l'importance de l'accord de coopération entre la Communauté économique 

européenne et l'Indonésie, la Malaisie, les Philippines, Singapour et la Thaïlande – pays membres 

de l'Association des nations de l'Asie du Sud-Est, signé à Kuala Lumpur le 7 mars 1980, et de ses 

protocoles d'adhésion ultérieurs, 
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RECONNAISSANT l'importance d'un renforcement des relations existantes entre les Parties en vue 

d'améliorer la coopération entre elles et leur volonté commune de consolider, d'approfondir et de 

diversifier leurs relations dans des domaines d'intérêt commun sur la base des principes de respect 

de la souveraineté, d'égalité, de non-discrimination, de respect de l'environnement naturel et de 

bénéfice mutuel, 

 

RECONNAISSANT que les Parties aspirent toutes deux à parvenir à des économies efficaces dans 

l'utilisation des ressources, inclusives, innovantes, à zéro émission nette et vertes, et que le partage 

d'expériences dans le cadre de la mise en œuvre de leurs politiques intérieures peut améliorer leurs 

résultats et accélérer la réalisation des ODD des Nations unies, 

 

EXPRIMANT leur plein engagement à promouvoir le développement durable dans toutes ses 

dimensions, y compris la protection de l'environnement, une coopération efficace dans la lutte 

contre le changement climatique et la mise en œuvre effective de la convention-cadre des Nations 

unies sur les changements climatiques (CCNUCC), adoptée à Rio de Janeiro le 9 mai 1992, et de 

l'accord de Paris, adopté à Paris le 12 décembre 2015, ainsi que la promotion et la mise en œuvre 

effectives des normes sociales et des normes du travail reconnues au niveau international, 

 

VEILLANT, à cet égard, à ce que personne ne soit laissé pour compte, 

 

SOULIGNANT l'importance d'approfondir leurs relations et leur coopération dans des domaines 

tels que la migration, 

 

CONFIRMANT leur souhait d'améliorer, en totale concordance avec les activités menées dans des 

cadres régionaux, la coopération entre les deux Parties, sur la base de valeurs communes et du 

bénéfice mutuel, 
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RECONNAISSANT l'importance que les Parties accordent aux principes et aux règles qui régissent 

le commerce international et qui figurent notamment dans l'accord de Marrakech instituant 

l'Organisation mondiale du commerce (accord sur l'OMC), conclu à Marrakech le 15 avril 1994, 

ainsi qu'à la nécessité de les appliquer de manière transparente et non discriminatoire, 

 

RELEVANT que, si les Parties décidaient, dans le cadre du présent accord, d'adhérer à des accords 

spécifiques relevant de l'espace de liberté, de sécurité et de justice, que l'UE conclurait 

conformément à la troisième partie, titre V, du traité sur le fonctionnement de l'Union européenne, 

les dispositions de ces accords spécifiques futurs ne lieraient pas l'Irlande, à moins que l'UE, en 

même temps que l'Irlande pour ce qui concerne ses relations bilatérales antérieures, ne notifie à la 

Thaïlande que l'Irlande est désormais liée par ces accords spécifiques futurs en tant que membre de 

l'UE, conformément au protocole n° 21 sur la position de l'Irlande à l'égard de l'espace de liberté, de 

sécurité et de justice annexé au traité sur l'Union européenne et au traité sur le fonctionnement de 

l'Union européenne. De même, toute mesure ultérieure interne à l'UE que celle-ci adopterait 

conformément au titre susmentionné aux fins de la mise en œuvre du présent accord ne lierait pas 

l'Irlande, à moins qu'elle n'ait notifié son souhait de participer à cette mesure ou de l'accepter 

conformément au protocole n° 21,  

 

RELEVANT EGALEMENT que ces accords spécifiques futurs ou ces mesures ultérieures internes 

à l'UE entreraient dans le champ d'application du protocole n° 22 sur la position du Danemark 

annexé auxdits traités, 

 

SONT CONVENUS DE CE QUI SUIT: 
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TITRE I 

 

NATURE ET PORTÉE 

 

 

ARTICLE 1 

 

Principes généraux 

 

1. Le respect des principes démocratiques, des droits de l'homme et des libertés fondamentales, 

tels qu'ils sont inscrits dans la déclaration universelle des droits de l'homme et dans d'autres 

instruments internationaux pertinents en matière de droits de l'homme, ainsi le respect que du 

principe de l'état de droit, sous-tend les politiques intérieures et internationales des Parties et 

constitue un élément essentiel du présent accord. 

 

2. Les Parties confirment leur engagement à promouvoir le développement durable dans toutes 

ses dimensions, à coopérer pour relever les défis liés au changement climatique et à la 

mondialisation et à contribuer à la réalisation du programme de développement durable à l'horizon 

2030. 

 

3. Les Parties réaffirment leur attachement à la déclaration de Paris sur l'efficacité de l'aide, 

adoptée en 2005, et conviennent de renforcer la coopération en vue d'améliorer encore les résultats 

dans le domaine du développement. 
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4. Les Parties réaffirment leur attachement aux principes de bonne gouvernance et à la lutte 

contre la corruption à tous les niveaux, compte tenu notamment de leurs obligations internationales. 

 

5. Les Parties conviennent de tenir compte de leurs besoins et capacités respectifs dans le cadre 

des activités de coopération menées au titre du présent accord. 

 

 

ARTICLE 2 

 

Objectifs de la coopération 

 

Compte tenu de leur partenariat bien établi, les Parties conviennent d'inscrire leurs relations dans 

une perspective d'avenir plus structurée et stratégique, sur la base de valeurs communes et de 

questions d'intérêt mutuel, et s'engagent à entretenir un dialogue global et à promouvoir davantage 

leur coopération mutuelle dans tous les domaines d'intérêt commun. Leurs efforts visent en 

particulier: 

 

a) à favoriser la coopération, bilatérale et multilatérale, dans toutes les enceintes et organisations 

régionales et internationales compétentes dans les domaines couverts par le présent accord; 

 

b) à mettre en place une coopération en matière de lutte contre la prolifération des ADM; 

 

c) à instaurer un dialogue concernant les crimes graves ayant une portée internationale; 

 

d) à mettre en place une coopération en matière de prévention du terrorisme et de la criminalité 

transnationale et de lutte contre ces phénomènes; 
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e) à garantir les conditions nécessaires à l'accroissement et à l'expansion du commerce et des 

investissements entre les Parties pour leur bénéfice mutuel et à favoriser cet accroissement et 

cette expansion, tout en garantissant le respect des principes et des règles de l'OMC et en 

veillant à contribuer à l'objectif de développement durable et à favoriser des chaînes 

d'approvisionnement durables et des pratiques commerciales responsables; 

 

f) à mettre en place une coopération dans tous les domaines d'intérêt commun liés au commerce 

et aux investissements afin de promouvoir la mise en œuvre des principes et des règles de 

l'OMC, de faciliter les flux d'échanges et d'investissements durables et de prévenir et de 

supprimer les obstacles au commerce et aux investissements, en assurant la compatibilité et la 

complémentarité de cette coopération avec les initiatives UE-ASEAN en cours et futures et 

avec le développement durable et en veillant à ce qu'elle y contribue; 

 

g) à mettre en place une coopération dans le domaine de la liberté, de la sécurité et de la justice, 

notamment pour ce qui est de l'état de droit et de la coopération judiciaire et juridique, de la 

protection des données à caractère personnel, des migrations, ainsi que de la lutte contre le 

blanchiment de capitaux, la criminalité organisée et les drogues illicites; 

 

h) à mettre en place une coopération dans tous les autres domaines d'intérêt commun, notamment 

la politique macroéconomique et les institutions financières, la planification du 

développement, la bonne gouvernance en matière fiscale, la lutte contre la corruption, la 

responsabilité sociale des entreprises, la politique industrielle et les micro, petites et 

moyennes entreprises (MPME), la société de l'information, les sciences, les technologies et 

l'innovation, l'économie à faible intensité de carbone, circulaire et verte, la bioéconomie, le 

changement climatique, l'énergie, les transports, la recherche et le développement, l'éducation 

et la formation, la culture, le tourisme, les droits de l'homme, l'égalité de genre, 

l'environnement et les ressources naturelles, l'agriculture et le développement rural, la santé, 

les statistiques, la société de la connaissance, la sécurité alimentaire, les questions 

phytosanitaires et vétérinaires, l'emploi et les affaires sociales; 
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i) à favoriser la participation des Parties aux programmes de coopération sous-régionaux, 

régionaux et trilatéraux ouverts à la participation de l'autre Partie; 

 

j) à accroître le rôle et l'image de chacune des Parties dans la région de l'autre, par divers 

moyens tels que les échanges culturels, l'utilisation des technologies de l'information et de la 

communication (TIC) et l'éducation; 

 

k) à promouvoir la compréhension interpersonnelle par la coopération entre différentes entités 

non gouvernementales telles que les groupes de réflexion, les universités, la société civile et 

les médias, par l'organisation de séminaires, de conférences, d'interactions entre jeunes et dans 

le cyberespace, de formations, d'échanges et d'autres activités. 

 

 

ARTICLE 3 

 

Armes de destruction massive 

 

1. Les Parties estiment que la prolifération des ADM et de leurs vecteurs, au profit d'acteurs tant 

étatiques que non étatiques, représente l'une des menaces les plus graves qui pèsent sur la stabilité et 

la sécurité internationales. Les Parties conviennent de coopérer et de contribuer à la lutte contre la 

prolifération des ADM et de leurs vecteurs en respectant pleinement et en mettant en œuvre au 

niveau national les obligations qui leur incombent au titre des traités et accords internationaux sur le 

désarmement et la non-prolifération ainsi que les autres obligations internationales qui s'appliquent 

dans le cadre des Nations unies, y compris les résolutions du Conseil de sécurité. Les Parties 

s'accordent à reconnaître que cette disposition constitue un élément essentiel du présent accord. 
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2. Les Parties conviennent en outre de coopérer et de contribuer à la lutte contre la prolifération 

des ADM et de leurs vecteurs et à la promotion de la mise en œuvre des instruments internationaux 

relatifs au désarmement: 

 

a) en prenant des mesures en vue d'adhérer à l'ensemble des autres instruments internationaux en 

la matière et de les mettre pleinement en œuvre; 

 

b) dans le respect de leurs obligations internationales respectives, en améliorant l'efficacité des 

contrôles nationaux à l'exportation et en contrôlant l'exportation et le transit des marchandises 

liées aux ADM, y compris, au besoin, le contrôle de l'utilisation finale des ADM en ce qui 

concerne les technologies à double usage, et ce à l'aide de moyens efficaces d'exécution 

judiciaire ou administrative, y compris des sanctions effectives et des mesures préventives 

pour les infractions aux contrôles à l'exportation, notamment par la coopération et le 

renforcement des capacités; 

 

c) en promouvant la mise en œuvre intégrale et effective du traité sur la non-prolifération des 

armes nucléaires (TNP), signé à Londres, Moscou et Washington le 1er juillet 1968, qui 

constitue une pierre angulaire du régime mondial de non-prolifération et de désarmement 

nucléaires et un élément important pour le développement des applications de l'énergie 

nucléaire à des fins pacifiques, de la convention sur l'interdiction de la mise au point, de la 

fabrication et du stockage des armes bactériologiques (biologiques) ou à toxines et sur leur 

destruction (CABT), signée à Londres, Moscou et Washington le 10 avril 1972, et de la 

convention sur l'interdiction de la mise au point, de la fabrication, du stockage et de l'emploi 

des armes chimiques et sur leur destruction (CAC), signée à Paris et New York le 13 janvier 

1993. 
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3. Les Parties conviennent d'instaurer un dialogue régulier accompagnant et consolidant les 

éléments visés au paragraphe 2, points a) à c). Ce dialogue peut se dérouler à l'échelle régionale. 

 

 

ARTICLE 4 

 

Armes légères et de petit calibre et autres armes conventionnelles 

 

1. Les Parties considèrent que la fabrication, le transfert et la circulation illicites d'armes légères 

et de petit calibre, y compris de leurs munitions, ainsi que l'accumulation excessive, la gestion et la 

sécurité insuffisantes des stocks et la dissémination incontrôlée des armes légères et de petit calibre, 

qui ont toute une série de conséquences humanitaires et socio-économiques, continuent de faire 

peser une grave menace sur la paix et la sécurité internationale, ainsi que sur le développement 

durable au niveau individuel, local, national, régional et international. 

 

2. Les Parties conviennent de respecter et de mettre pleinement en œuvre leurs obligations 

respectives en matière de lutte contre le commerce illicite des armes légères et de petit calibre, y 

compris de leurs munitions, conformément aux accords internationaux existants et aux résolutions 

du Conseil de sécurité, ainsi que leurs engagements dans le cadre d'autres instruments 

internationaux applicables dans ce domaine, tels que le programme d'action des Nations unies en 

vue de prévenir, combattre et éliminer le commerce illicite des armes légères sous tous ses aspects, 

adopté par l'Assemblée générale des Nations unies le 20 juillet 2001. 
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3. Les Parties sont conscientes de l'importance des systèmes internes de contrôle du transfert 

d'armes conventionnelles conformément à leurs obligations internationales et à l'objet et à la finalité 

du traité sur le commerce des armes, adopté en vertu de la résolution 67/234B du 2 avril 2013 de 

l'Assemblée générale des Nations unies. Les Parties sont conscientes du fait qu'il importe de mettre 

ces contrôles en œuvre de manière responsable en vue de contribuer à la paix, à la sécurité et à la 

stabilité au niveau international et régional, à la réduction de la souffrance humaine ainsi qu'à la 

prévention du détournement d'armes conventionnelles. Les Parties conviennent de renforcer leur 

dialogue et leur coopération dans le domaine du contrôle des exportations. 

 

4. Les Parties conviennent de renforcer leur coopération et de tenter d'assurer la coordination, la 

complémentarité et la synergie des efforts qu'elles déploient dans les domaines de la prévention et 

de l'éradication du commerce illicite des armes légères et de petit calibre, et des transferts d'armes 

conventionnelles et des systèmes nationaux de contrôle des importations et des exportations d'armes 

conventionnelles. 

 

 

ARTICLE 5 

 

Crimes graves ayant une portée internationale 

 

Les Parties réaffirment que les crimes les plus graves qui touchent l'ensemble de la communauté 

internationale ne devraient pas rester impunis et que leur répression devrait être assurée par des 

mesures prises au niveau national ou international, selon le cas, et par le renforcement de la 

coopération internationale, en conformité avec leurs législations et réglementations respectives. 
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ARTICLE 6 

 

Coopération en matière de prévention du terrorisme et de lutte contre ce phénomène 

 

1. Les Parties réaffirment l'importance de la lutte contre le terrorisme, dans le plein respect de 

l'état de droit, du droit international, en particulier, la charte des Nations unies, signée à San 

Francisco le 26 juin 1945, et les résolutions du Conseil de sécurité dans ce domaine, du droit en 

matière de droits de l'homme et du droit humanitaire international. Dans ce cadre, et compte tenu de 

la stratégie antiterroriste mondiale des Nations unies adoptée par l'Assemblée générale des Nations 

unies dans sa résolution 60/288 du 8 septembre 2006, telle que révisée ultérieurement, ainsi que de 

la déclaration conjointe UE-ASEAN sur la coopération pour lutter contre le terrorisme, adoptée le 

28 janvier 2003, les Parties conviennent de coopérer en matière de prévention et d'éradication du 

terrorisme sous toutes ses formes et dans toutes ses manifestations. 

 

2. Les Parties coopèrent notamment: 

 

a) dans le cadre de la mise en œuvre pleine et entière des résolutions 1267 (1999), 1373 (2001), 

1822 (2008), 2242 (2015), 2396 (2017) et 2462 (2019) du Conseil de sécurité et des autres 

résolutions des Nations unies, conventions internationales et instruments applicables; 

 

b) en échangeant des informations sur les groupes terroristes, les terroristes et les réseaux qui les 

soutiennent, en conformité avecle droit international et leurs législations et réglementations 

respectives; 
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c) en ce qui concerne les moyens, y compris les équipements, et les méthodes utilisés pour lutter 

contre le terrorisme, en particulier sur le plan technique et en matière de formation, et en 

partageant des expériences dans le domaine de la prévention du terrorisme et du recrutement 

pour le terrorisme; 

 

d) en vue d'approfondir le consensus international sur la lutte contre le terrorisme, le 

financement du terrorisme ainsi que contre l'utilisation abusive des technologies de 

l'information à des fins terroristes, et en œuvrant pour dégager un accord sur la convention 

générale contre le terrorisme international de manière à compléter les instruments de lutte 

contre le terrorisme déjà mis en place par les Nations unies et les autres instruments 

internationaux applicables; 

 

e) en partageant les bonnes pratiques en matière de protection des droits de l'homme dans la lutte 

contre le terrorisme. 
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TITRE II 

 

COOPÉRATION BILATÉRALE, RÉGIONALE ET INTERNATIONALE 

 

 

ARTICLE 7 

 

Coopération dans les organisations régionales et internationales 

 

1. Les Parties s'engagent à coopérer et à procéder à des échanges de vues dans le cadre des 

enceintes et des organisations régionales et internationales, notamment au sein de l'Organisation des 

Nations unies et de ses organisations et agences spécialisées, y compris, mais sans s'y limiter, 

l'Organisation internationale du travail (OIT), et le dialogue ASEAN-UE, en particulier dans le 

cadre du partenariat stratégique ASEAN-UE, du forum régional de l'ASEAN (FRA) et du sommet 

Asie-Europe (ASEM). 

 

2. Les Parties s'engagent à coopérer et à procéder à des échanges de vues sur des questions 

économiques et des sujets connexes dans le cadre des enceintes et des organisations régionales et 

internationales, y compris, entre autres, l'ASEM, la Conférence des Nations unies sur le commerce 

et le développement et l'OMC, ainsi que l'Organisation mondiale de la propriété intellectuelle. 
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ARTICLE 8 

 

Coopération bilatérale et régionale 

 

1. Pour chaque domaine de dialogue et de coopération faisant l'objet du présent accord, tout en 

mettant dûment l'accent sur les questions relevant de la coopération bilatérale, les Parties 

conviennent de mener à bien les activités connexes au niveau bilatéral ou régional ou en combinant 

les deux cadres. Dans leur choix du cadre approprié, les Parties cherchent à maximiser l'incidence 

sur toutes les parties intéressées et à renforcer la participation de ces dernières tout en utilisant au 

mieux les ressources disponibles, en tenant compte de la faisabilité politique et institutionnelle et en 

assurant la cohérence avec les autres activités auxquelles participent les États membres de l'UE et 

de l'ASEAN. 

 

2. Les Parties peuvent au besoin décider d'étendre leur soutien financier aux activités de 

coopération dans les domaines couverts par le présent accord ou s'y rapportant, en conformité avec 

leurs procédures et ressources financières respectives. Cette coopération peut notamment porter sur 

l'organisation de programmes de formation, d'ateliers et de séminaires, des échanges d'experts, des 

études et d'autres actions convenues par les Parties. 
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TITRE III 

 

COOPÉRATION EN MATIÈRE DE COMMERCE ET D'INVESTISSEMENTS 

 

 

ARTICLE 9 

 

Principes généraux 

 

1. Les Parties nouent un dialogue sur le commerce bilatéral et multilatéral et les questions liées 

au commerce en vue de renforcer leurs relations commerciales bilatérales et de faire progresser le 

système commercial multilatéral, en veillant à contribuer à l'objectif de développement durable. 

 

2. Les Parties s'engagent à promouvoir le développement et la diversification de leurs échanges 

commerciaux réciproques au niveau le plus élevé possible et dans leur intérêt mutuel, dans le 

respect des principes et des règles de l'OMC. Les Parties s'engagent à améliorer les conditions 

d'accès au marché en prenant des mesures visant à accroître la transparence, tout en tenant compte 

des travaux effectués par les organisations internationales dans ce domaine. 

 

3. Les Parties se tiennent réciproquement informées de l'évolution des politiques commerciales, 

liées au commerce et connexes, telles que la politique agricole, la politique en matière de sécurité 

alimentaire, la politique en matière de mesures non tarifaires, la politique de protection des 

consommateurs et la politique environnementale, y compris la gestion des déchets. 
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4. Les Parties encouragent le dialogue et la coopération pour améliorer leurs relations en matière 

de commerce et d'investissements, y compris pour trouver des solutions, entre autres, aux 

problèmes commerciaux dans les domaines visés aux articles 10 à 19 du présent accord. 

 

 

ARTICLE 10 

 

Questions sanitaires et phytosanitaires 

 

1. Les Parties coopèrent en matière de sécurité alimentaire et en ce qui concerne les questions 

sanitaires et phytosanitaires (SPS) afin de protéger la santé et la vie des personnes, de la faune et de 

la flore sur leurs territoires. 

 

2. Les Parties procèdent à des échanges de vues et d'informations sur les mesures que chacune a 

prises conformément à l'accord de l'OMC sur l'application des mesures sanitaires et phytosanitaires, 

qui est entré en vigueur avec la création de l'OMC le 1er janvier 1995, y compris les normes de la 

convention internationale pour la protection des végétaux, signée à Rome le 6 décembre 1951, de 

l'Organisation mondiale de la santé animale et de la Commission du Codex Alimentarius. 

 

3. Les Parties conviennent de coopérer dans le domaine du renforcement des capacités en 

matière de questions SPS. Ce renforcement des capacités est adapté aux besoins de chaque Partie et 

vise à aider chacune d'entre elles à se conformer au cadre juridique de l'autre. 
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4. Les Parties instaurent, en temps utile, un dialogue sur les questions SPS sur demande de l'une 

ou l'autre d'entre elles d'aborder des points d'ordre SPS ou d'autres questions urgentes dans ce 

domaine. 

 

5. Les Parties désignent des points de contact pour la communication relative aux questions 

relevant du présent article. 

 

6. Les Parties accordent une grande importance à la coopération dans le domaine SPS. 

 

 

ARTICLE 11 

 

Systèmes alimentaires durables 

 

1. Les Parties coopèrent pour promouvoir la transition mondiale vers des systèmes alimentaires 

durables. 

 

2. Les Parties encouragent le dialogue, les activités de renforcement des capacités et une 

coopération étroite sur les questions d'intérêt mutuel afin de promouvoir des systèmes alimentaires 

durables conformément aux ODD des Nations unies. Ces questions portent entre autres sur: 

 

a) la réduction des incidences environnementales et climatiques des systèmes alimentaires; 

 

b) la durabilité de l'agriculture et des systèmes alimentaires à toutes les étapes de la chaîne 

alimentaire, y compris l'agroécologie, la production biologique, la réduction de l'utilisation et 

des risques des pesticides, le bien-être animal et la résistance aux antimicrobiens; 
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c) la réduction des pertes et du gaspillage alimentaires tout au long de la chaîne alimentaire; 

 

d) la lutte contre la fraude alimentaire. 

 

3. Les Parties désignent des points de contact pour la communication relative aux questions 

relevant du présent article. 

 

4. Les Parties accordent une grande importance à la coopération dans le domaine des systèmes 

alimentaires durables. 

 

 

ARTICLE 12 

 

Obstacles techniques au commerce 

 

1. Les Parties s'emploient à promouvoir l'utilisation de normes internationales et de systèmes 

d'accréditation internationaux et échangent des informations sur les normes, les réglementations 

techniques et les procédures d'évaluation de la conformité, y compris dans le cadre de l'accord de 

l'OMC sur les obstacles techniques au commerce (OTC), qui est entré en vigueur avec la création de 

l'OMC le 1er janvier 1995. 

 

2. Les Parties renforcent leur coopération dans le domaine des normes, des réglementations 

techniques et des procédures d'évaluation de la conformité, y compris en vue du renforcement des 

capacités techniques et de la mise en conformité avec les mesures de type OTC. 
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3. Les Parties désignent un point de contact chargé de coordonner l'échange d'informations et la 

coopération au titre du présent article ainsi que de faciliter les efforts en matière de coopération 

réglementaire entre les Parties. 

 

 

ARTICLE 13 

 

Coopération douanière et facilitation des échanges 

 

1. Les Parties partagent leurs expériences et examinent les possibilités de simplifier les 

procédures d'importation, d'exportation et d'autres régimes douaniers, d'accroître la transparence des 

réglementations commerciales et de renforcer la coopération douanière, y compris par des 

mécanismes efficaces d'assistance administrative mutuelle. Les Parties coopèrent en vue de faciliter 

la mise en œuvre de l'accord de l'OMC sur la facilitation des échanges, qui est entré en vigueur le 

22 février 2017. Les Parties veillent particulièrement à renforcer la dimension sécurité du commerce 

international, y compris dans les services de transport, et à garantir une approche équilibrée entre 

facilitation des échanges, contrôles efficients et lutte contre la fraude et les irrégularités douanières. 

 

2. Sans préjudice d'autres formes de coopération prévues par le présent accord, les Parties 

affirment l'intérêt qu'elles portent à la possibilité, à l'avenir, de conclure un protocole de coopération 

douanière, y compris d'assistance mutuelle, dans le cadre institutionnel tracé par le présent accord. 
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ARTICLE 14 

 

Lutte contre le dumping 

 

1. Les Parties réaffirment leurs droits et obligations découlant de l'article VI de l'accord général 

sur les tarifs douaniers et le commerce (GATT) de 1994 et de l'accord de l'OMC sur la mise en 

œuvre de l'article VI du GATT de 1994, et notamment son article 15. 

 

2. Les Parties accordent une grande importance à la coopération dans le domaine de la lutte 

contre le dumping. 

 

 

ARTICLE 15 

 

Investissements 

 

Les Parties favorisent un flux d'investissements plus important par le développement d'un 

environnement attractif et propice aux investissements réciproques au moyen d'un dialogue 

cohérent visant à améliorer la compréhension et la coopération sur les questions d'investissement, à 

étudier certains mécanismes administratifs permettant de faciliter les flux d'investissements et à 

promouvoir la transparence, l'ouverture et la non-discrimination pour les investisseurs, en 

conformité avec leurs législations et réglementations respectives. 
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ARTICLE 16 

 

Politique de la concurrence 

 

1. Les Parties favorisent l'instauration et l'application effectives de règles de concurrence, ainsi 

que la diffusion d'informations, afin de favoriser la transparence et la sécurité juridique pour les 

entreprises opérant sur leurs marchés respectifs, en conformité avec leurs législations et 

réglementations respectives. 

 

2. Les deux Parties s'efforcent de coopérer dans des domaines convenus d'un commun accord 

afin de renforcer la compréhension mutuelle de leurs législations et politiques de la concurrence 

respectives. 

 

 

ARTICLE 17 

 

Services 

 

Les Parties instaurent un dialogue cohérent visant notamment à échanger des informations sur leurs 

environnements réglementaires respectifs, à promouvoir l'accès à leurs marchés respectifs et aux 

sources de capital et de technologie, ainsi qu'à favoriser le commerce de services entre les deux 

régions et sur les marchés de pays tiers. 
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ARTICLE 18 

 

Droits de propriété intellectuelle 

 

1. Les Parties échangent des informations et des expériences sur des questions ayant trait à 

l'usage, à la promotion, à la diffusion, à la rationalisation, à la gestion, à la protection et au respect 

effectif des droits de propriété intellectuelle (DPI), à la prévention de l'utilisation abusive de ces 

droits et à la lutte contre la contrefaçon et le piratage, notamment par la coopération douanière et 

d'autres formes appropriées de coopération ainsi que le renforcement de la protection de ces droits, 

comme convenu entre les Parties. En conformité avec leurs législations et réglementations 

respectives ainsi qu'avec les accords internationaux en la matière auxquels elles sont parties, les 

Parties coopèrent en particulier en ce qui concerne les mesures visant à faire respecter les DPI et la 

protection des brevets, indications géographiques, marques, droits d'auteur et dessins et modèles 

industriels ainsi que la protection des obtentions végétales. 

 

2. Les Parties se fournissent une assistance technique mutuelle dans le domaine des DPI et se 

prêtent mutuellement assistance en vue d'améliorer la protection, le contrôle du respect, l'utilisation 

et la commercialisation de la propriété intellectuelle sur la base de l'expérience européenne et 

d'accroître la diffusion des connaissances sur le sujet. 

 

3. Les Parties sont conscientes de l'importance de la déclaration de Doha sur l'accord sur les 

aspects des droits de propriété intellectuelle qui touchent au commerce (ADPIC) et la santé 

publique, adoptée à Doha le 14 novembre 2001, et réaffirment leur attachement à cette déclaration. 

Les Parties respectent la décision du Conseil général de l'OMC du 30 août 2003 concernant le 

paragraphe 6 de la déclaration de Doha sur l'accord sur les ADPIC et la santé publique, ainsi que le 

protocole portant amendement de l'accord sur les ADPIC, adopté à Genève le 6 décembre 2005, et 

contribuent à leur mise en œuvre. 
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ARTICLE 19 

 

Commerce numérique 

 

1. Les Parties échangent des informations sur les questions réglementaires en rapport avec le 

commerce numérique, en conformité avec leurs législations et réglementations respectives. Ces 

questions comprennent: 

 

a) la reconnaissance et la facilitation de services électroniques de confiance et d'authentification 

interopérables; 

 

b) le traitement des communications de marketing direct; 

 

c) la protection des consommateurs; 

 

d) d'autres questions présentant un intérêt pour le développement du commerce numérique. 

 

2. Conscientes de la nature mondiale du commerce numérique, les Parties affirment qu'il 

importe de participer activement aux enceintes multilatérales afin de promouvoir le développement 

du commerce numérique. 
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TITRE IV 

 

COOPÉRATION DANS LE DOMAINE DE LA LIBERTÉ, 

DE LA SÉCURITÉ ET DE LA JUSTICE 

 

 

ARTICLE 20 

 

État de droit 

 

1. Dans le cadre de leur coopération relevant du présent titre, les Parties accordent une 

importance particulière à la promotion de l'état de droit et à la garantie de l'égalité d'accès à la 

justice pour tous. Elles coopèrent pleinement, dans leur intérêt mutuel, en vue de garantir le 

fonctionnement efficace des institutions dans les domaines de l'application de la loi et de 

l'administration de la justice. 

 

2. La coopération entre les Parties comprend également l'échange d'informations relatives aux 

ordres juridiques et à la législation. 
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ARTICLE 21 

 

Égalité de genre et autonomisation des femmes et des filles 

 

1. Les Parties sont conscientes de la nécessité d'assurer l'égalité de genre et l'autonomisation de 

toutes les femmes et les filles en tant qu'objectif à part entière et moteur de la démocratie, du 

développement durable et inclusif, de la paix et de la sécurité. 

 

2. Les Parties coopèrent pour promouvoir l'égalité  de genre, la pleine jouissance de tous les 

droits fondamentaux par les femmes et les filles et leur autonomisation et elles veillent à la prise en 

considération des questions d'égalité de genre dans le cadre de la mise en œuvre du présent accord. 

 

3. Les Parties échangent des bonnes pratiques et envisagent d'autres programmes de coopération 

et des synergies potentielles entre leurs politiques et programmes respectifs en matière d'égalité de 

genre, conformément aux normes et engagements internationaux applicables aux Parties, tels que la 

convention sur l'élimination de toutes les formes de discrimination à l'égard des femmes, adoptée 

par l'Assemblée générale des Nations unies le 18 décembre 1979, la déclaration et le programme 

d'action de Pékin, adoptés lors de la 4e conférence mondiale sur les femmes qui s'est tenue à Pékin 

le 15 septembre 1995, le programme d'action de la conférence internationale sur la population et le 

développement et les conclusions de ses conférences d'examen, le programme de développement 

durable à l'horizon 2030 et la résolution 1325 (2000) du Conseil de sécurité, ainsi que ses 

résolutions ultérieures sur les femmes, la paix et la sécurité. 
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ARTICLE 22 

 

Protection des données à caractère personnel et de la vie privée 

 

1. Les Parties conviennent de coopérer en vue d'atteindre un niveau élevé de protection des 

données à caractère personnel et de la vie privée et de veiller à son application effective, 

conformément aux obligations qui leur incombent au titre du droit international en matière de droits 

de l'homme et d'autres instruments juridiques internationaux dans ce domaine, ce qui permettra de 

faciliter le flux de données à caractère personnel entre les Parties en tant qu'élément essentiel pour 

poursuivre le développement des échanges commerciaux et de la coopération en matière répressive 

en conformité avec les législations et réglementations respectives des Parties. 

 

2. La coopération en matière de protection des données à caractère personnel et de la vie privée 

comprend, entre autres, une assistance technique et juridique sous la forme d'un échange 

d'informations et de bonnes pratiques, de formation et d'expertise, ainsi que la promotion de la 

coopération en matière répressive entre les autorités de contrôle respectives des Parties, y compris 

dans les enceintes multilatérales. 

 

 

ARTICLE 23 

 

Coopération judiciaire et juridique 

 

1. Les Parties améliorent la coopération existante en matière d'entraide judiciaire et d'extradition 

sur la base des accords internationaux dans ce domaine qui sont contraignants pour elles. Les 

Parties renforcent les mécanismes existants et envisagent la mise en place de nouveaux 

mécanismes, selon le cas, afin de faciliter la coopération internationale dans ce domaine, 

notamment par des relations plus étroites avec d'autres réseaux internationaux de coopération 

juridique en la matière. 
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2. Les Parties s'efforcent de développer la coopération judiciaire en matière civile et 

commerciale, en particulier en ce qui concerne la mise en œuvre des obligations qui leur incombent 

au titre des conventions multilatérales sur la coopération judiciaire en matière civile, y compris les 

conventions de la conférence de La Haye de droit international privé. 

 

3. Les Parties coopèrent pour promouvoir une transmission sûre et efficace des documents 

judiciaires pertinents, une obtention des preuves et des auditions par vidéoconférence, selon le cas, 

ainsi que la protection des données à caractère personnel, aux fins de la coopération judiciaire 

internationale. 

 

 

ARTICLE 24 

 

Protection consulaire 

 

Les Parties conviennent de procéder à des échanges réguliers en vue de faciliter davantage la 

fourniture d'une protection consulaire, ainsi que de coordonner leurs efforts en matière d'assistance 

consulaire, en particulier en période de crise. 
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ARTICLE 25 

 

Coopération dans le domaine de la migration 

 

1. Les Parties réaffirment l'importance d'un engagement global concernant toutes les questions 

liées à la migration, y compris la migration légale conformément aux compétences de l'UE et aux 

compétences nationales, la gestion des flux migratoires s'agissant de la migration illégale, les causes 

profondes de la migration illégale, la protection internationale, ainsi que la prévention de la 

migration illégale, du trafic de migrants et de la traite des êtres humains et la lutte contre ces 

phénomènes. 

 

2. Les Parties coopèrent, sur une base mutuellement acceptable et de manière globale, 

conformément à leurs obligations internationales respectives ainsi qu'à leurs législations et 

réglementations respectives en vigueur. Cette coopération est axée, entre autres, sur: 

 

a) les causes profondes de la migration illégale; 

 

b) la mise au point de règles et de pratiques visant à fournir une protection internationale aux 

personnes qui en ont besoin conformément au droit international, tout en garantissant le 

respect des principes de non-refoulement, d'humanité, de solidarité et de coopération 

internationales, ainsi que de partage des charges et des responsabilités; 
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c) les règles d'admission, ainsi que les droits et le statut des personnes admises en vertu de ces 

règles, le traitement équitable des non-ressortissants en situation de résidence légale, 

l'éducation et la formation, de même que les mesures de lutte contre le racisme et la 

xénophobie; 

 

d) l'élaboration d'une politique efficace de prévention de la migration illégale, du trafic de 

migrants et de la traite des êtres humains, conformément à la convention des Nations unies 

contre la criminalité transnationale organisée (CNUCTO), adoptée par l'Assemblée générale 

des Nations unies dans sa résolution 55/25 du 15 novembre 2000 et à ses protocoles qui sont 

entrés en vigueur pour les Parties, y compris de moyens de lutter contre les réseaux de 

passeurs, de démanteler les réseaux criminels impliqués dans la traite des êtres humains et de 

protéger les victimes de cette traite; 

 

e) le retour, de préférence volontaire, dans des conditions sûres, humaines et dignes, des 

personnes résidant illégalement sur le territoire d'un pays, y compris la promotion de leur 

retour volontaire et durable, et la réadmission de ces personnes conformément au paragraphe 

3 du présent article; 

 

f) les questions considérées comme présentant un intérêt commun dans le domaine des visas et 

de la sécurité des documents de voyage; 

 

g) les questions considérées comme présentant un intérêt mutuel dans le domaine de la gestion 

des frontières. 
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3. Dans le cadre de la coopération visant à prévenir et à maîtriser la migration illégale et sans 

préjudice de la nécessité de protéger les victimes de la traite des êtres humains, les Parties 

conviennent aussi que: 

 

a) la Thaïlande réadmet ses propres ressortissants qui ne remplissent pas ou ne remplissent plus 

les conditions d'entrée, de présence ou de séjour applicables sur le territoire d'un État membre, 

à la demande de celui-ci, sans autres formalités et sans retard indu; 

 

b) chaque État membre réadmet ses propres ressortissants qui ne remplissent pas ou ne 

remplissent plus les conditions d'entrée, de présence ou de séjour applicables sur le territoire 

de la Thaïlande, à la demande de celle-ci, sans autres formalités et sans retard indu; 

 

c) les États membres et la Thaïlande délivrent des documents de voyage à ces fins. Lorsqu'aucun 

document ou autre preuve de la nationalité n'est présenté, les représentations diplomatiques et 

consulaires compétentes de l'État membre concerné ou de la Thaïlande coopèrent pleinement, 

à la demande de la Thaïlande ou de l'État membre concerné, afin d'établir sans retard la 

preuve de la nationalité. 
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4. Dans le cadre des consultations sur les questions de migration, les Parties conviennent 

d'entamer un dialogue sur la réadmission, pouvant, à la demande de l'une ou l'autre Partie, 

déboucher, si les conditions le permettent, sur la conclusion d'un accord de réadmission, y compris 

l'utilisation du document de voyage de l'UE1. Les Parties peuvent également envisager d'entamer un 

dialogue sur la facilitation de la circulation des personnes, pouvant, à la demande de l'une ou l'autre 

Partie, déboucher, si les conditions le permettent, sur la conclusion d'un accord visant à faciliter la 

délivrance de visas aux citoyens des États membres et de la Thaïlande. 

 

 

ARTICLE 26 

 

Coopération humanitaire 

 

Les Parties s'efforcent de coopérer davantage sur toutes les questions concernant la coopération et 

l'aide humanitaires, y compris les personnes déplacées et l'appui au renforcement des capacités des 

fonctionnaires chargés des personnes déplacées dans leurs régions respectives. Les Parties 

coopèrent sur une base mutuellement acceptable et au cas par cas, conformément aux normes 

internationales applicables à chacune d'elles et aux principes humanitaires d'humanité, 

d'impartialité, d'indépendance et de neutralité. Ces efforts continuent de se fonder sur une vision et 

une compréhension complètes des causes profondes des déplacements et la recherche de solutions 

durables. Les Parties s'engagent à renforcer le lien entre l'aide humanitaire et le développement. 

 

 

 
1 Règlement (UE) 2016/1953 du Parlement européen et du Conseil du 26 octobre 2016 relatif à 

l'établissement d'un document de voyage européen destiné au retour de ressortissants de pays 

tiers en séjour irrégulier, et abrogeant la recommandation du Conseil du 30 novembre 1994 

(JO UE L 311 du 17.11.2016, p. 13), y compris toute modification ultérieure. 
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ARTICLE 27 

 

Lutte contre la criminalité organisée et la corruption 

 

Les Parties conviennent de coopérer pour lutter contre la criminalité transnationale organisée, la 

criminalité économique et financière, les infractions graves1 et la corruption, ainsi que contre les 

abus sexuels commis sur des enfants. Cette coopération vise en particulier à mettre en œuvre et à 

promouvoir les normes et les instruments juridiques internationaux en la matière qui leur sont 

applicables, tels que la CNUCTO et ses protocoles additionnels et la convention des Nations unies 

contre la corruption, adoptée par l'Assemblée générale des Nations unies dans sa résolution 58/4 du 

31 octobre 2003. 

 

 

ARTICLE 28 

 

Coopération dans la prévention du blanchiment de capitaux 

et du financement du terrorisme et la lutte contre ces phénomènes 

 

1. Les Parties conviennent de la nécessité d'œuvrer et de coopérer, en conformité avec leurs 

législations et réglementations respectives, afin de prévenir et de combattre efficacement 

l'utilisation abusive de leurs systèmes financiers aux fins du blanchiment de capitaux et du 

financement du terrorisme. 

 

 
1 Telles qu'elles sont définies à l'article 2, point b), de la CNUCTO. 
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2. Les Parties conviennent d'entretenir des relations afin d'élaborer et de mettre en œuvre des 

législations, des règles et des réglementations visant à lutter contre le blanchiment de capitaux et le 

financement du terrorisme conformément aux normes élaborées par les organismes internationaux 

actifs dans ce domaine, comme le Groupe d'action financière. 

 

3. La coopération au titre du présent article vise également à promouvoir les échanges 

d'informations utiles en conformité avec leurs législations et réglementations respectives. 

 

 

ARTICLE 29 

 

Coopération concernant la politique en matière de drogue 

 

1. Les Parties coopèrent, conformément à leurs législations et réglementations respectives, pour 

garantir une approche globale, fondée sur des éléments probants, équilibrée et intégrée grâce à une 

coopération et à une coordination efficaces entre les autorités compétentes, y compris dans les 

secteurs de la santé, de la justice et des affaires intérieures et dans les autres secteurs concernés, 

dans le but de réduire l'offre, le trafic et la demande de drogues illicites ainsi que l'incidence de ces 

drogues sur les toxicomanes et la société dans son ensemble, et pour améliorer l'efficacité de leur 

politique de prévention et prévenir le détournement des précurseurs, y compris des précurseurs "sur 

mesure", utilisés dans la fabrication illicite de stupéfiants, de substances psychotropes et de 

nouvelles substances psychoactives. 
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2. Les Parties s'entendent sur les modalités de la coopération à mettre en œuvre en vue de 

réaliser les objectifs visés au paragraphe 1. Les actions sont basées sur les principes arrêtés d'un 

commun accord dans le cadre des conventions des Nations unies sur le contrôle des drogues et de 

tous les engagements internationaux pris par chacune des Parties en matière de contrôle des 

drogues. 

 

3. La coopération dans le domaine des politiques en matière de drogue entre les Parties porte, 

entre autres, sur l'assistance technique et administrative, la formation du personnel, la recherche en 

matière de drogues, l'échange d'informations et le partage d'expériences concernant l'utilisation des 

technologies de l'information dans le domaine du contrôle des drogues, ainsi que les approches 

innovantes s'agissant des politiques en matière de drogue, la coopération judiciaire et policière et la 

prévention du détournement de précurseurs, y compris de précurseurs "sur mesure", utilisés pour la 

fabrication illicite de stupéfiants, de substances psychotropes et de nouvelles substances 

psychoactives. Les Parties peuvent convenir d'élargir leur coopération à d'autres domaines, tels que 

l'échange de bonnes pratiques et d'informations sur la prévention, le traitement, la désintoxication, 

la réduction des dommages et la surveillance de la toxicomanie, les médicaments de substitution, 

ainsi que d'autres mesures visant à renforcer la coopération en matière de contrôle des précurseurs 

de drogues, de sciences médico-légales, d'enquêtes financières en lien avec la drogue et de 

développement de substitution. 
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TITRE V 

 

COOPÉRATION DANS D'AUTRES SECTEURS 

 

 

ARTICLE 30 

 

Droits de l'homme 

 

1. Les Parties conviennent de coopérer en matière de promotion et de protection des droits de 

l'homme, sur la base du principe du consentement et du respect mutuels. Les Parties encouragent la 

tenue d'un dialogue régulier, diversifié et de qualité sur les droits de l'homme. 

 

2. La coopération dans le domaine des droits de l'homme peut porter, entre autres, sur: 

 

a) le renforcement des capacités aux fins de la mise en œuvre des instruments internationaux 

applicables aux Parties dans le domaine des droits de l'homme et aux fins de l'amélioration de 

la mise en œuvre des plans d'action en matière de droits de l'homme; 

 

b) la promotion du dialogue et des échanges de contacts et d'informations concernant les droits 

de l'homme; 

 

c) le renforcement de la coopération constructive entre les Parties au sein des organes des 

Nations unies compétents en matière de droits de l'homme. 
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3. Les Parties coopèrent en vue du renforcement des principes démocratiques, de l'état de droit 

et de la bonne gouvernance. Cette coopération peut porter sur: 

 

a) le renforcement de la coopération entre les institutions nationales et régionales compétentes 

en matière de droits de l'homme, d'état de droit et de bonne gouvernance; 

 

b) la collaboration et la coordination en vue du renforcement des principes démocratiques, des 

droits de l'homme et de l'état de droit, y compris l'égalité devant la loi, l'accès à une aide 

juridictionnelle effective, le droit à un procès équitable et l'accès à la justice, conformément 

aux obligations qui incombent aux Parties au titre du droit international en matière de droits 

de l'homme. 

 

 

ARTICLE 31 

 

Coopération dans le secteur financier 

 

Les Parties conviennent de promouvoir la coopération entre les institutions financières, en fonction 

de leurs besoins et dans le cadre de leurs programmes, législations et réglementations respectifs. 
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ARTICLE 32 

 

Dialogue macroéconomique 

 

Les Parties conviennent de renforcer le dialogue entre leurs autorités et de coopérer en partageant 

leurs expériences en matière de politiques macroéconomiques, notamment dans les domaines 

d'intégration économique. 

 

 

ARTICLE 33 

 

Bonne gouvernance dans le domaine de la fiscalité 

 

En vue de renforcer et de développer les activités économiques tout en tenant compte de la nécessité 

d'élaborer un cadre réglementaire approprié, les Parties reconnaissent et s'engagent à mettre en 

œuvre les principes de bonne gouvernance dans le domaine de la fiscalité, y compris les normes 

mondiales en matière de transparence fiscale et d'échange d'informations, le principe d'équité fiscale 

et les normes minimales visant à lutter contre l'érosion de la base d'imposition et le transfert de 

bénéfices. Les Parties favorisent la bonne gouvernance en matière fiscale, améliorent la coopération 

internationale dans le domaine de la fiscalité, mettent en place des mesures propres à assurer la mise 

en œuvre effective de ces principes et facilitent la perception des recettes fiscales aux fins de la 

prévention de la fraude et de l'évasion fiscales. 

 

 



 

 

EU/TH/fr 44 

ARTICLE 34 

 

Coopération concernant la politique industrielle et les MPME 

 

Les Parties, tenant compte de leurs politiques et objectifs économiques respectifs, conviennent de 

promouvoir la coopération en matière de politique industrielle pour favoriser des activités 

productives inclusives, durables et axées sur le développement, la création d'emplois décents, 

l'entrepreneuriat, la créativité et l'innovation ainsi que la résilience des chaînes d'approvisionnement 

et l'accès au financement dans tous les domaines qu'elles jugent appropriés, en vue d'améliorer la 

formalisation, l'accès aux marchés internationaux, la compétitivité et la croissance des MPME, 

notamment de la manière suivante: 

 

a) en échangeant des informations et en partageant des expériences concernant la création de 

conditions-cadres favorables à l'amélioration de la compétitivité des MPME; 

 

b) en favorisant les contacts entre opérateurs économiques, en encourageant les investissements 

conjoints et en établissant des entreprises communes ainsi que des réseaux d'information, 

grâce notamment aux programmes horizontaux existants de l'UE, et en stimulant en 

particulier les transferts de technologie et de savoir-faire entre les partenaires; 

 

c) en fournissant des informations, en stimulant l'innovation et en partageant des bonnes 

pratiques en matière d'accès au financement et au marché; 
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d) en soutenant le renforcement des capacités des MPME afin de faciliter leur intégration dans 

l'économie mondiale et les chaînes d'approvisionnement; 

 

e) en facilitant et en soutenant les activités mises en place par les MPME des Parties; 

 

f) en promouvant la responsabilité sociale des entreprises et leur obligation de rendre des 

comptes et en encourageant les pratiques commerciales responsables, notamment la 

consommation et la production durables. 

 

 

ARTICLE 35 

 

Facilitation de la coopération entre entreprises 

 

Les Parties facilitent et soutiennent les activités de coopération pertinentes mises en place par leurs 

secteurs privés. 
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ARTICLE 36 

 

Coopération en matière de technologies de l'information et de la communication 

 

1. Conscientes que les technologies de l'information et de la communication (TIC) constituent 

des éléments fondamentaux de la vie moderne et sont essentielles au développement socio-

économique, les Parties conviennent d'échanger leurs vues en ce qui concerne leurs politiques 

respectives en la matière afin de promouvoir le développement économique et social, les droits de 

l'homme et les libertés fondamentales. 

 

2. La coopération dans ce domaine est axée, entre autres, sur: 

 

a) la participation aux divers dialogues régionaux sur les différents aspects de la société de 

l'information, en particulier les politiques et réglementations en matière de communications 

électroniques, y compris le service universel, les licences individuelles et les autorisations 

générales, la protection des données à caractère personnel, de même que l'indépendance et 

l'efficacité des autorités de régulation; 

 

b) l'interconnexion et l'interopérabilité des réseaux et services de recherche des Parties et de 

l'Asie du Sud-Est; 

 

c) la normalisation et la diffusion des nouvelles TIC; 

 

d) la promotion de la coopération en matière de recherche entre les Parties dans le domaine des 

TIC; 

 



 

 

EU/TH/fr 47 

e) des projets de recherche communs dans le domaine des TIC, passant en particulier par les 

programmes-cadres de recherche de l'UE, y compris la coopération entre les Parties, en 

particulier dans les domainesde l'administration en ligne, des applications mobiles, de 

l'animation et du multimédia; 

 

f) les questions et/ou les aspects liés à la sécurité des TIC, y compris la promotion de la sécurité 

en ligne et la lutte contre la cybercriminalité, la désinformation et l'utilisation abusive des 

technologies de l'information et de toute forme de médias électroniques. 

 

3. Sous réserve des législations et réglementations respectives des Parties, la coopération entre 

entreprises est encouragée. 

 

4. Les Parties coopèrent dans le domaine de la cybersécurité par l'échange d'informations sur les 

stratégies, les politiques et les bonnes pratiques en conformité avec leurs législations et 

réglementations et leurs obligations internationales. 

 

5. Les Parties encouragent l'échange d'informations sur la cybersécurité dans les domaines de 

l'éducation et de la formation, les initiatives de sensibilisation, l'utilisation de leurs normes et 

spécifications techniques respectives aux fins de la gestion des risques en matière de cybersécurité 

et de la cybersécurité des produits et services TIC, y compris la certification de cybersécurité, ainsi 

que les politiques de recherche et développement connexes. 
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ARTICLE 37 

 

Coopération en matière de sciences, de technologies et d'innovation 

 

1. Les Parties conviennent de coopérer dans tous les domaines des sciences, des technologies et 

de l'innovation, en fonction de leurs intérêts communs et compte tenu de leurs politiques 

respectives. Dans le cadre de cette coopération, le soutien aux initiatives multilatérales et régionales 

en matière de recherche et d'innovation est renforcé dans le but d'apporter de nouvelles solutions 

aux défis écologiques, numériques, sanitaires, sociaux et sur le plan de l'innovation. Il est 

particulièrement nécessaire de mener des actions conjointes pour prévenir de futures crises 

sanitaires mondiales, en particulier en lien avec les maladies infectieuses émergentes, et pour 

s'engager ensemble à construire un monde plus sain, plus sûr, plus équitable et plus durable. La 

coopération peut porter, entre autres, sur la recherche de solutions aux défis mondiaux tels que le 

changement climatique, la crise de la biodiversité, la pollution, l'épuisement des ressources ou les 

maladies infectieuses, y compris dans les situations de crise, ainsi que de solutions permettant les 

transitions écologique et numérique. Par ces initiatives, il convient de jouer un rôle moteur au 

niveau mondial en ce qui concerne les ambitions en matière de climat et d'environnement. 

 

2. La coopération en matière de sciences, de technologies et d'innovation vise à: 

 

a) favoriser la continuité des programmes scientifiques, technologiques et d'innovation et 

soutenir le développement économique, une société de la connaissance, la qualité de vie et un 

environnement durable; 

 

b) encourager les échanges d'informations et de savoir-faire dans le domaine des sciences, des 

technologies et de l'innovation, notamment en ce qui concerne la mise en œuvre des politiques 

et des programmes; 
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c) promouvoir des relations durables entre les communautés scientifiques, centres de recherche, 

universités et industries des Parties; 

 

d) favoriser le développement des ressources humaines; 

 

e) stimuler la recherche commune dans le cadre de la coopération scientifique et technologique 

et favoriser l'accès équitable aux résultats de la recherche, ainsi que le partenariat et la 

propriété commune de ces résultats, conformément aux règles relatives aux DPI ainsi qu'aux 

valeurs et principes communs et aux conditions-cadres convenues. 

 

3. La coopération dans le domaine des sciences, des technologies et de l'innovation prend la 

forme de projets de recherche communs et d'échanges, de réunions et de cours de formation à 

l'intention des scientifiques à travers des programmes internationaux de mobilité prévoyant une 

diffusion maximale des résultats de la recherche. Les droits de propriété intellectuelle résultant des 

travaux de recherche et activités communs sont partagés selon des conditions convenues d'un 

commun accord. 

 

4. En coopérant dans le domaine des sciences, des technologies et de l'innovation, les Parties 

favorisent la participation de leurs agences gouvernementales, établissements d'enseignement 

supérieur, centres de recherche et secteurs de production respectifs, en particulier leurs MPME. 

 

5. Les Parties conviennent de tout mettre en œuvre pour sensibiliser le grand public aux 

perspectives offertes par leurs programmes de coopération dans le domaine des sciences, des 

technologies et de l'innovation. 

 

 



 

 

EU/TH/fr 50 

ARTICLE 38 

 

Changement climatique 

 

1. Les Parties considèrent que le changement climatique représente une menace existentielle 

pour l'humanité et réitèrent leur engagement à renforcer la réaction mondiale à cette menace. Les 

Parties réaffirment leur engagement à atteindre les objectifs de la CCNUCC et de l'accord de Paris. 

En conséquence, chaque Partie met effectivement en œuvre la CCNUCC et l'accord de Paris. 

 

2. Les Parties s'efforcent de renforcer la réaction mondiale au changement climatique et à ses 

effets. Les Parties améliorent aussi leur coopération en ce qui concerne les politiques destinées à 

contribuer à l'atténuation du changement climatique et à l'adaptation à ses effets néfastes, y compris 

l'élévation du niveau de la mer, et à orienter leurs économies, y compris les flux financiers, vers un 

développement à faibles émissions de gaz à effet de serre et résilient face au changement 

climatique, conformément à l'accord de Paris. 

 

3. La coopération dans le domaine du changement climatique vise à: 

 

a) renforcer la capacité et la faculté de relever les défis liés au changement climatique, sur la 

base des besoins nationaux et en réponse à ces besoins; 
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b) développer le renforcement des capacités en vue de la mise en œuvre des contributions 

déterminées au niveau national (CDN) et des plans nationaux d'adaptation ainsi que d'autres 

mesures d'atténuation dans des domaines d'intérêt mutuel afin de soutenir une croissance 

durable et à faible intensité de carbone; 

 

c) promouvoir la coopération et le dialogue sur le financement de l'action climatique et sur la 

mise en place de mécanismes financiers pour lutter contre le changement climatique, y 

compris la participation du secteur privé; 

 

d) s'adapter aux effets néfastes du changement climatique, notamment par l'intégration de 

mesures d'adaptation dans les stratégies de développement et la planification des Parties à 

tous les niveaux; 

 

e) promouvoir la coopération en matière d'activités de recherche et de développement et de 

technologies d'atténuation et d'adaptation; 

 

f) encourager la sensibilisation, y compris des populations les plus vulnérables et des personnes 

vivant dans des zones vulnérables, faciliter la participation du public à la lutte contre le 

changement climatique et intégrer une analyse des incidences du changement climatique sur 

l'égalité de genre à cet égard; 

 

g) promouvoir la coopération et le dialogue sur la mise au point d'instruments économiques pour 

lutter contre le changement climatique, tels que la tarification du carbone et d'autres 

instruments, selon les besoins; 

 

h) encourager l'élaboration de stratégies de réduction et de gestion des risques de catastrophe, y 

compris pour les zones et les communautés vulnérables. 
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ARTICLE 39 

 

Énergie 

 

1. Les Parties s'efforcent de renforcer la coopération dans le secteur de l'énergie afin: 

 

a) de garantir l'accès universel à des services énergétiques abordables, fiables et durables et 

d'augmenter sensiblement la part des énergies renouvelables dans le bouquet énergétique 

mondial; 

 

b) de développer des formes d'énergie nouvelles, durables, innovantes et renouvelables, y 

compris les biocarburants, la biomasse, l'énergie éolienne, solaire et géothermique et la 

production hydroélectrique, tout en notant l'importance de la diversification des 

approvisionnements énergétiques pour renforcer la sécurité énergétique; 

 

c) de soutenir l'élaboration de politiques visant à rendre les énergies renouvelables plus 

concurrentielles; 

 

d) de parvenir à une utilisation rationnelle de l'énergie et d'améliorer l'efficacité énergétique au 

niveau tant de l'offre que de la demande en encourageant une telle efficacité lors de la 

production, du transport et de la distribution de l'énergie ainsi que lors de son utilisation 

finale; 

 

e) d'encourager la coopération dans le domaine des technologies énergétiques propres, y compris 

par la coopération en matière de recherche, en particulier en ce qui concerne les énergies 

renouvelables, le stockage de l'énergie et la décarbonation de l'utilisation des combustibles 

fossiles; 

 

f) de promouvoir une production d'électricité à faible intensité de carbone contribuant à la 

transition vers une énergie propre conformément aux objectifs de l'accord de Paris; 
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g) d'œuvrer en faveur du renforcement des capacités et d'encourager les investissements dans les 

infrastructures énergétiques et les technologies énergétiques propres, en tenant compte du 

principe de transparence; 

 

h) de promouvoir la concurrence et un climat favorable aux investissements sur le marché de 

l'énergie. 

 

2. Pour ce faire, les Parties conviennent de favoriser les contacts et la recherche commune dans 

leur intérêt mutuel, notamment par la coopération régionale en matière d'énergie. Le programme de 

développement durable à l'horizon 2030 et l'accord de Paris constituant le cadre général dans lequel 

s'inscrit le partenariat, les Parties relèvent la nécessité d'examiner les liens entre l'accès abordable à 

des services énergétiques propres et le développement durable. Ces activités peuvent être 

favorisées, entre autres, grâce à l'initiative de l'UE pour l'énergie. 

 

 

ARTICLE 40 

 

Transports 

 

1. Les Parties s'efforcent de coopérer dans les secteurs pertinents de la politique des transports 

en vue de promouvoir des transports durables ainsi que des infrastructures – y compris régionales et 

transfrontalières – de qualité, fiables, durables et résilientes, conformément aux normes et principes 

internationaux en la matière applicables aux deux Parties, d'améliorer la circulation des 

marchandises et des passagers, de soutenir le développement économique et le bien-être humain, en 

mettant l'accent sur un accès abordable et équitable pour tous, de favoriser la sûreté et la sécurité 

maritimes et aériennes, de stimuler la protection de l'environnement et d'augmenter l'efficacité de 

leurs systèmes de transport. 
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2. La coopération entre les Parties dans le domaine du transport vise à promouvoir: 

 

a) l'échange d'informations sur leurs politiques et pratiques respectives en matière de transports, 

en particulier en ce qui concerne des systèmes de transports urbains et publics sûrs, 

abordables, accessibles et durables pour tous, une attention particulière étant accordée aux 

besoins des personnes en situation de vulnérabilité (y compris les femmes, les enfants, les 

personnes handicapées et les personnes âgées), le transport terrestre, le transport maritime, le 

transport aérien, la logistique des transports et l'interconnexion et l'interopérabilité des réseaux 

de transports multimodaux; 

 

b) l'utilisation civile des systèmes mondiaux de navigation par satellite, l'accent étant mis sur les 

aspects réglementaires, industriels et de développement du marché présentant un intérêt 

mutuel; à cet égard, l'utilisation du système mondial de navigation par satellite européen afin 

de maximiser les avantages pour les deux Parties est envisagée; 

 

c) un dialogue tendant à améliorer la sécurité aérienne ainsi que les réseaux d'infrastructures et 

les opérations de transport aérien aux fins de la circulation rapide, efficace, durable, sûre et 

sécurisée des personnes et des biens, et à examiner les possibilités de développement ultérieur 

des relations dans le domaine du transport aérien; il convient de promouvoir davantage la 

coopération dans le domaine de l'aviation civile; 
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d) un dialogue dans le domaine des services de transport maritime, sur les questions d'intérêt 

mutuel, en vue notamment:  

 

i) de faciliter l'élimination de tous les obstacles susceptibles d'entraver le développement 

du commerce maritime, de coopérer à cette fin et d'améliorer les conditions dans 

lesquelles se déroulent les opérations de transport maritime de marchandises entre les 

ports des Parties; 

 

ii) de fournir un accès illimité au trafic international et tiers sur une base commerciale; 

 

iii) d'améliorer la compétitivité du secteur du transport maritime des Parties; et 

 

iv) d'accorder un traitement non discriminatoire aux navires battant le pavillon d'un État 

membre ou de la Thaïlande, respectivement, ou exploités par des ressortissants ou des 

sociétés de l'autre Partie par rapport au traitement réservé à ses propres navires en ce qui 

concerne l'accès aux ports, aux services auxiliaires et portuaires, y compris le rôle du 

transport maritime dans la mise en place d'une chaîne de transport efficace; 

 

e) la mise en œuvre de normes de sécurité, de sûreté et de prévention et de réduction de la 

pollution marine, en particulier en ce qui concerne le transport maritime, en conformité avec 

les conventions internationales applicables aux Parties, notamment la coopération dans les 

enceintes internationales compétentes, dans le but d'assurer une meilleure application des 

réglementations internationales. 
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ARTICLE 41 

 

Tourisme 

 

1. Conformément aux orientations internationales applicables en matière de tourisme durable, 

les Parties cherchent à améliorer l'échange d'informations et à instaurer de bonnes pratiques afin 

d'assurer un développement équilibré du tourisme durable qui crée des emplois et met en valeur la 

culture et les produits locaux, et elles stimulent la mise au point d'outils de contrôle des impacts sur 

le développement durable aux fins d'un tourisme durable. 

 

2. Les Parties conviennent de développer leur coopération pour sauvegarder et optimiser les 

potentialités du patrimoine naturel et culturel, en atténuant les incidences négatives du tourisme, en 

particulier l'exploitation des êtres humains et notamment des enfants, sous toutes ses formes, en 

respectant la faune, la flore, la biodiversité et les écosystèmes, et en augmentant l'apport positif de 

l'industrie touristique au développement durable des communautés locales, entre autres par la 

promotion du tourisme durable combinée au respect de l'intégrité et des intérêts des communautés 

locales et traditionnelles et à l'amélioration de la formation dans le secteur du tourisme. 

 

 

ARTICLE 42 

 

Éducation et culture 

 

1. Les Parties conviennent de promouvoir la coopération dans le domaine de l'éducation et de la 

culture en tenant dûment compte de leur diversité, afin d'améliorer leur compréhension mutuelle et 

la connaissance de leurs cultures et langues respectives. 
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2. Les Parties s'efforcent de prendre des mesures appropriées pour promouvoir la contribution de 

l'éducation et de la culture à la formation au développement durable et les échanges culturels et 

pour réaliser des initiatives communes dans ces domaines, dont l'organisation commune 

d'événements culturels. À cet égard, les Parties conviennent également de continuer à soutenir les 

activités de la Fondation Asie-Europe. 

 

3. Les Parties conviennent de coopérer étroitement dans les enceintes internationales 

compétentes, telles que l'Organisation des Nations unies pour l'éducation, la science et la culture 

(Unesco), afin d'améliorer la préservation du patrimoine culturel matériel et immatériel, notamment 

dans le cadre de la convention concernant la protection du patrimoine mondial culturel et naturel, 

adoptée par la conférence générale de l'Unesco le 16 novembre 1972, et de la convention pour la 

sauvegarde du patrimoine culturel immatériel, adoptée par la conférence générale de l'Unesco le 17 

octobre 2003, tout en attachant de l'importance à la promotion de la diversité culturelle aux fins du 

développement des arts et de l'économie créative fondée sur la connaissance. 

 

4. En outre, les Parties encouragent les mesures destinées à créer des liens entre leurs agences 

spécialisées respectives et à favoriser les échanges d'informations, de savoir-faire, d'étudiants, de 

personnel universitaire et d'experts, et favorisent davantage les liens entre les groupes de réflexion. 

Dans le cadre de leur coopération et dans l'utilisation des ressources techniques, elles tirent parti des 

moyens offerts par les programmes de l'UE en Asie du Sud-Est dans le domaine de l'éducation et de 

la culture, ainsi que de l'expérience qu'elles ont acquise en la matière. Les Parties conviennent 

également d'intensifier la coopération dans le domaine de l'enseignement supérieur et de 

promouvoir la mise en œuvre du programme Erasmus+, ainsi que d'échanger des bonnes pratiques 

dans le domaine des politiques et de l'action en faveur de la jeunesse. 
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ARTICLE 43 

 

Environnement et ressources naturelles 

 

1. Les Parties conviennent de la nécessité de coopérer en matière de protection de 

l'environnement et pour se diriger vers des économies à faibles émissions de carbone, résilientes, 

efficaces dans l'utilisation des ressources et circulaires, y compris la bioéconomie, en dissociant la 

croissance économique de la dégradation de l'environnement, ainsi que de préserver et de gérer de 

manière durable les ressources naturelles et de favoriser la diversité biologique en tant qu'éléments 

essentiels au développement des générations actuelles et futures. 

 

2. Les Parties conviennent que la coopération en matière d'environnement et de ressources 

naturelles doit promouvoir l'utilisation efficiente des ressources et la sauvegarde et l'amélioration de 

l'environnement, dans un but de développement durable. Dans leur coopération, les Parties œuvrent 

à la mise en œuvre du programme de développement durable à l'horizon 2030 et à la mise en œuvre 

effective des accords multilatéraux pertinents en matière d'environnement, y compris l'accord de 

Paris. 

 

3. Les Parties s'efforcent de poursuivre et de renforcer leur coopération dans le domaine de la 

protection de l'environnement, notamment en ce qui concerne: 

 

a) la sensibilisation à l'environnement et la promotion de la bonne gouvernance 

environnementale, y compris la participation accrue et constructive des communautés locales 

aux efforts en faveur de la protection de l'environnement et du développement durable; 
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b) la transition vers une économie circulaire pour parvenir à une consommation et une 

production durables, maximiser l'utilisation rationnelle des ressources et réduire autant que 

possible la production de déchets, en particulier de déchets plastiques, afin de prévenir la 

pollution des mers par les plastiques et les microplastiques; 

 

c) l'intégration des valeurs liées aux écosystèmes et à la biodiversité dans la planification 

nationale et locale, les stratégies de réduction de la pauvreté et les comptes et la promotion de 

la mise en œuvre des accords environnementaux multilatéraux pertinents, y compris en ce qui 

concerne la biodiversité et le commerce international des espèces sauvages; 

 

d) la protection, la conservation et la restauration des terres et des sols et la gestion durable des 

terres afin de parvenir à un monde où la dégradation des sols n'est plus un problème; 

 

e) la gestion durable des forêts et l'amélioration de la gouvernance forestière, y compris les 

contributions à la coopération régionale en matière de lutte contre l'abattage illégal et le 

commerce qui y est associé, la déforestation et la dégradation des forêts, notamment par la 

promotion de chaînes d'approvisionnement en produits de base agricoles sans déforestation, 

de la conservation, du boisement, du reboisement, ainsi que de la restauration et du 

renforcement des stocks de carbone forestiers; cette coopération peut comprendre la 

conclusion d'un accord de partenariat volontaire sur l'application des réglementations 

forestières, la gouvernance et les échanges commerciaux; 

 

f) la gestion efficace des parcs nationaux ainsi que la désignation et la protection des zones 

riches en biodiversité et des écosystèmes fragiles, dans le respect des communautés locales 

vivant dans ces zones ou à proximité et compte tenu des espèces menacées et en voie de 

disparition; 
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g) la protection et la gestion durable des ressources et de l'environnement côtiers et marins, y 

compris des zones marines protégées; 

 

h) la prévention des mouvements transfrontières clandestins de produits chimiques, de déchets 

solides et électroniques, de débris marins, de substances appauvrissant la couche d'ozone, 

ainsi que d'espèces menacées et en voie de disparition, de même que la prévention de la 

pollution de l'eau, du sol et de l'air et de la pollution sonore; 

 

i) une gestion des produits chimiques et des déchets qui soit inclusive, résiliente et respectueuse 

de l'environnement; 

 

j) la promotion de la coopération en matière de gestion durable de l'eau et de l'assainissement 

afin de garantir la disponibilité, la qualité et l'utilisation rationnelle de l'eau; 

 

k) la promotion de l'éco-innovation et des technologies propres, afin de favoriser et de déployer 

des technologies environnementales et des produits et des services durables, y compris au 

moyen d'incitations fiscales et financières appropriées; 

 

l) la promotion de l'utilisation des systèmes d'observation de la Terre pour les questions 

environnementales, ainsi que le renforcement des capacités et le partage d'expériences dans ce 

domaine. 
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ARTICLE 44 

 

Gouvernance des océans 

 

1. Les Parties renforcent leur dialogue et leur coopération sur les questions de gouvernance des 

océans en vue de promouvoir la conservation à long terme et la gestion durable des ressources 

biologiques de la mer et des écosystèmes marins. 

 

2. Les Parties améliorent leur coopération en matière de conservation, de gestion et 

d'exploitation durable des ressources biologiques de la mer telles qu'elles sont définies dans la 

convention des Nations unies sur le droit de la mer (CNUDM), adoptée par la troisième conférence 

sur le droit de la mer le 10 décembre 1982, et dans le code de conduite pour une pêche responsable 

de l'Organisation pour l'alimentation et l'agriculture (FAO), adopté par la conférence de la FAO en 

vertu de sa résolution 4/95 du 31 octobre 1995. Les Parties s'engagent à coopérer pour promouvoir 

la mise en œuvre des objectifs de l'accord de la FAO visant à promouvoir le respect par les navires 

pêchant en haute mer des mesures internationales de conservation et de gestion, adopté à Rome le 

24 novembre 1993, et de l'accord des Nations unies aux fins de l'application des dispositions de la 

convention des Nations unies sur le droit de la mer du 10 décembre 1982 relatives à la conservation 

et à la gestion des stocks de poissons dont les déplacements s'effectuent tant à l'intérieur qu'au-delà 

de zones économiques exclusives (stocks chevauchants) et des stocks de poissons grands 

migrateurs, adopté à New York le 4 août 1995. 
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3. En outre, les Parties conviennent de coopérer: 

 

a) pour promouvoir la mise en œuvre de l'accord de la FAO relatif aux mesures du ressort de 

l'État du port visant à prévenir, contrecarrer et éliminer la pêche illicite, non déclarée et non 

réglementée, adopté à Rome le 22 novembre 2009; 

 

b) avec et dans les organisations régionales de gestion des pêches ou arrangements en la matière 

dont elles sont membres, observateurs ou Parties non contractantes coopérantes, dans le but de 

promouvoir la conservation et la gestion durable des ressources biologiques de la mer et de 

leurs écosystèmes; 

 

c) concernant la lutte contre la pêche illicite, non déclarée et non réglementée (INN) et les 

activités liées à cette pêche au moyen de mesures globales, efficaces et transparentes, y 

compris par le partage d'expériences, la promotion du renforcement des capacités et l'échange 

d'informations sur les activités de pêche INN, en tenant compte, lorsqu'il y a lieu, de la 

confidentialité des données et des législations nationales; 

 

d) pour promouvoir les principes et droits fondamentaux au travail dans le secteur de la pêche et 

des produits de la mer et mettre en œuvre la convention n° 188 sur le travail dans la pêche de 

l'Organisation internationale du travail (OIT), adoptée à Genève le 30 mai 2007; 
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e) concernant le développement d'une aquaculture marine durable et responsable, y compris la 

mise en œuvre des objectifs et des principes du code de conduite de la FAO pour une pêche 

responsable; 

 

f) concernant la réduction des pressions exercées sur les océans, à travers, entre autres, la lutte 

contre les déchets marins et la pollution marine, y compris en provenance de sources terrestres 

et navales ainsi que d'activités humaines en mer, dans le cadre des obligations internationales 

incombant aux Parties, et par des mesures d'adaptation et d'atténuation visant à renforcer la 

résilience des océans et des communautés côtières face au changement climatique. 

 

 

ARTICLE 45 

 

Agriculture, élevage, pêche et développement rural 

 

1. Les Parties conviennent d'encourager le dialogue en matière d'agriculture, d'élevage, de pêche 

et de développement rural. Les Parties échangent des informations et développent leur coopération 

en ce qui concerne: 

 

a) la politique agricole et les perspectives agricoles internationales en général; 

 

b) la promotion et la facilitation des échanges agricoles, y compris du commerce des végétaux, 

des animaux, des animaux aquatiques et de leurs produits; 
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c) la politique de développement dans les zones rurales, y compris les autres ressources 

productives, les intrants, les connaissances, les services financiers, les marchés et les 

possibilités de création de valeur ajoutée et d'emploi non agricole; 

 

d) la politique relative aux végétaux, aux animaux et aux produits issus d'animaux aquatiques, y 

compris les systèmes de qualité agricole tels que les indications géographiques et la 

production biologique, ainsi que la coopération en matière de bonnes pratiques agricoles; 

 

e) la promotion des systèmes de certification et d'agrément pour l'agriculture biologique, ainsi 

que de la production agricole durable. 

 

2. Les Parties conviennent de promouvoir la coopération technologique, le renforcement des 

capacités ou toute autre forme de coopération accroissant la productivité, la production sûre et 

durable et les pratiques résilientes dans le domaine de l'agriculture, de l'élevage, de la pêche et du 

développement rural et améliorant la préparation et la réaction aux maladies végétales, aux maladies 

animales et aux zoonoses, la prévention et la détection de ces maladies et la lutte contre celles-ci, 

conformément à l'approche "Une seule santé" et aux normes internationales. 

 

3. Les Parties conviennent d'encourager les secteurs public et privé à dialoguer et à échanger des 

informations commerciales, y compris lors d'événements de mise en rapport d'entreprises et de 

promotion commerciale concernant les produits agricoles. 
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ARTICLE 46 

 

Santé 

 

1. Les Parties conviennent de coopérer et de partager leurs expériences et leurs bonnes pratiques 

dans le secteur de la santé en vue de renforcer leurs activités en matière de recherche, de lutter 

contre la menace que représentent les principales maladies non transmissibles et transmissibles, 

dont la pandémie de COVID-19, et de consolider la couverture sanitaire universelle, ainsi que les 

services de santé, y compris les services de soins de santé sexuelle et génésique. Les Parties 

conviennent également de procéder à des échanges de vues et de bonnes pratiques concernant les 

questions réglementaires relatives aux produits pharmaceutiques et aux dispositifs médicaux. 

 

2. La coopération dans le domaine de la santé a lieu principalement dans le cadre d'enceintes 

internationales, dont l'Organisation mondiale de la santé, et d'initiatives multilatérales, dans des 

domaines tels que: 

 

a) la réalisation de travaux de recherche communs et l'élaboration de grands programmes 

verticaux en matière de santé; la réalisation de travaux de recherche communs par le biais 

d'initiatives multilatérales telles que l'alliance mondiale contre les maladies chroniques et la 

collaboration mondiale en matière de recherche pour la préparation aux maladies infectieuses; 

 

b) le renforcement des capacités et le développement des ressources humaines; 

 

c) les accords internationaux dans le secteur de la santé. 
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ARTICLE 47 

 

Emploi et affaires sociales 

 

1. Les Parties conviennent de renforcer la coopération et de promouvoir l'assistance technique 

dans le domaine de l'emploi et des affaires sociales, notamment la coopération en matière de 

cohésion régionale et sociale, de santé et de sécurité au travail, d'égalité de genre et de rémunération 

égale pour un travail de valeur égale, d'apprentissage tout au long de la vie et de développement des 

compétences, de protection sociale et de travail décent, dans le but d'accroître la dimension sociale 

de la mondialisation. 

 

2. Les Parties réaffirment la nécessité de contribuer au processus de mondialisation, profitable à 

tous, et de promouvoir le plein-emploi productif et le travail décent en tant que fondements du 

développement durable et de la réduction de la pauvreté, conformément au programme de 

développement durable à l'horizon 2030, à la déclaration de l'OIT sur la justice sociale pour une 

mondialisation équitable, adoptée à Genève le 10 juin 2008, et à la déclaration du centenaire de 

l'OIT pour l'avenir du travail, adoptée à Genève le 21 juin 2019. Les Parties tiennent compte des 

caractéristiques respectives et de leurs situations socio-économiques différentes. 
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3. Les Parties réaffirment leurs engagements respectifs à promouvoir à mettre en œuvre de 

manière effective les normes sociales et du travail reconnues au plan international et de respecter, 

de promouvoir et d'appliquer les principes et droits fondamentaux au travail définis dans la 

déclaration de l'OIT relative aux principes et droits fondamentaux au travail, adoptée à Genève le 

18 juin 1998 et modifiée le 10 juin 2022. Les Parties conviennent de coopérer et de fournir une 

assistance technique en vue d'œuvrer à la ratification et à la mise en œuvre des conventions 

fondamentales de l'OIT, ainsi que de coopérer pour promouvoir la ratification et la mise en œuvre 

d'autres conventions actualisées de l'OIT, selon le cas, y compris en ce qui concerne la violence et le 

harcèlement dans le monde du travail. 

 

4. Les Parties conviennent d'encourager la coopération entre gouvernement et partenaires 

sociaux dans le domaine de l'emploi et des affaires sociales, ainsi que les échanges d'informations 

concernant l'emploi, la santé et la sécurité au travail, les inspections du travail et le dialogue social 

relatif à la protection sociale et à la protection des travailleurs. 

 

5. La coopération dans le domaine de l'emploi et des affaires sociales peut comprendre, entre 

autres, des programmes et des projets spécifiques, convenus d'un commun accord, ainsi qu'un 

dialogue, une coopération et des initiatives sur des sujets d'intérêt commun au niveau bilatéral ou 

multilatéral, par exemple dans le cadre de l'ASEM, des relations UE-ASEAN et de l'OIT. 
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ARTICLE 48 

 

Statistiques 

 

Les Parties conviennent de promouvoir, conformément aux activités de coopération statistique 

existant entre l'UE et l'ASEAN, la coopération concernant l'harmonisation des méthodes et 

pratiques statistiques, dont la collecte, le traitement, l'analyse et la diffusion de statistiques, afin 

d'accroître la disponibilité de données agrégées de qualité élevée, à jour, pertinentes et plus 

détaillées, leur permettant ainsi d'utiliser, sur une base mutuellement acceptable, des statistiques sur 

le commerce des biens et des services et, plus généralement, sur tout autre domaine couvert par le 

présent accord qui se prête au traitement de statistiques. Les Parties soulignent l'importance des 

données et des statistiques pour la mise en œuvre du programme de développement durable à 

l'horizon 2030. 

 

 

ARTICLE 49 

 

Société civile 

 

Les Parties sont conscientes du rôle de la société civile, en particulier au niveau des milieux 

universitaires, des partenaires sociaux, ainsi que des liens entre les groupes de réflexion et les 

partenaires sociaux, et de sa contribution au processus de dialogue et de coopération prévu dans le 

cadre du présent accord et conviennent d'encourager et de promouvoir un véritable dialogue avec la 

société civile et de favoriser sa participation effective et constructive ainsi que les partenariats 

multipartites. 
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TITRE VI 

 

MODALITÉS DE LA COOPÉRATION 

 

 

ARTICLE 50 

 

Octroi de ressources à la coopération 

 

1. Les Parties conviennent, dans les limites de leurs ressources et de leurs réglementations 

respectives, de mettre à disposition des moyens appropriés, y compris des moyens financiers, pour 

permettre la réalisation des objectifs de la coopération énoncés dans le présent accord. 

 

2. Les Parties encouragent la Banque européenne d'investissement à poursuivre ses activités en 

Thaïlande, conformément à ses procédures et à ses critères de financement. 
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ARTICLE 51 

 

Coopération en matière de développement des pays tiers 

 

1. Les Parties conviennent de mettre en place un dialogue régulier sur leurs programmes 

respectifs de développement dans des pays tiers. 

 

2. Les Parties conviennent de coopérer dans le cadre d'actions communes destinées à fournir une 

aide au développement durable aux pays situés dans le voisinage immédiat ou plus lointain de la 

Thaïlande, dans des secteurs pouvant faire l'objet d'une coopération trilatérale. Les domaines de 

coopération sont déterminés au cas par cas, par tous les partenaires concernés, en fonction des 

besoins des pays bénéficiaires et des capacités et de l'expertise de l'UE et de la Thaïlande. 
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TITRE VII 

 

CADRE INSTITUTIONNEL 

 

 

ARTICLE 52 

 

Comité mixte 

 

1. Il est institué un comité mixte, composé de représentants des deux Parties au niveau le plus 

élevé possible, dont les tâches sont les suivantes: 

 

a) veiller au bon fonctionnement et à la mise en œuvre correcte du présent accord; 

 

b) définir les priorités au regard des objectifs du présent accord; 

 

c) formuler des recommandations destinées à favoriser la réalisation des objectifs du présent 

accord; 

 

d) régler, le cas échéant, tout différend ou toute divergence de vues concernant l'interprétation, la 

mise en œuvre ou l'application du présent accord, conformément à l'article 55; 
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e) examiner toutes les informations présentées par l'une des Parties concernant un défaut 

d'exécution des obligations au titre du présent accord et organiser des consultations avec 

l'autre Partie afin de trouver une solution amiable et mutuellement acceptable pour les Parties, 

conformément à l'article 55. 

 

2. Le comité mixte se réunit normalement au moins une fois tous les deux ans à Bangkok et à 

Bruxelles, alternativement, à une date à fixer d'un commun accord. Des réunions extraordinaires du 

comité mixte peuvent également être convoquées d'un commun accord entre les Parties. La 

présidence du comité mixte est exercée à tour de rôle par chaque Partie. L'ordre du jour des 

réunions du comité mixte est établi d'un commun accord entre les Parties. 

 

3. Le comité mixte peut créer des groupes de travail spécialisés pour l'assister dans 

l'accomplissement de ses tâches. Ces groupes de travail présentent des rapports détaillés de leurs 

activités au comité mixte à chacune de ses réunions. 

 

4. Les Parties conviennent de charger le comité mixte de veiller aussi au bon fonctionnement de 

tout accord ou protocole sectoriel conclu ou à conclure entre elles. 

 

5. Le comité mixte adopte son règlement intérieur. 
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TITRE VIII 

 

DISPOSITIONS FINALES 

 

 

ARTICLE 53 

 

Clause d'évolution future 

 

1. Les Parties peuvent, par consentement mutuel, étendre le présent accord afin de renforcer le 

niveau de la coopération, en l'assortissant notamment d'accords ou de protocoles sur des domaines, 

des secteurs ou des activités spécifiques. De tels accords ou protocoles spécifiques font partie 

intégrante des relations bilatérales générales entre les Parties et font l'objet d'un cadre institutionnel 

commun. 

 

2. En ce qui concerne la mise en œuvre du présent accord, chaque Partie peut émettre des 

suggestions afin d'élargir le champ de la coopération, en tenant compte de l'expérience acquise au 

cours de l'application du présent accord. 
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ARTICLE 54 

 

Autres accords 

 

1. Sans préjudice des dispositions pertinentes du traité sur l'Union européenne et du traité sur le 

fonctionnement de l'Union européenne, ni le présent accord ni aucune action réalisée dans le cadre 

de ce dernier n'affectent, de quelque manière que ce soit, le pouvoir des États membres 

d'entreprendre des actions de coopération bilatérales avec la Thaïlande ou de conclure, s'il y a lieu, 

de nouveaux accords de partenariat et de coopération avec la Thaïlande. 

 

2. Le présent accord n'affecte en rien l'application ou la mise en œuvre des engagements pris par 

chaque Partie dans ses relations avec des tiers. 

 

3. Aucune disposition du présent accord n'empêche une Partie de prendre des mesures, y 

compris des mesures de règlement des différends, en vertu de tout autre accord international auquel 

les deux Parties sont parties. 

 

 

ARTICLE 55 

 

Exécution des obligations 

 

1. Les Parties prennent les mesures générales ou spécifiques nécessaires à l'exécution des 

obligations prévues par le présent accord. Elles veillent à réaliser les objectifs fixés par le présent 

accord. 
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2. Conformément à l'article 52, paragraphe 1, point d), chaque Partie peut saisir le comité mixte 

de tout différend portant sur l'application ou l'interprétation du présent accord. 

 

3. Si l'une des Parties estime que l'autre a manqué à l'une des obligations qui lui incombent au 

titre du présent accord, elle peut prendre des mesures appropriées conformément au droit 

international. 

 

4. Avant de prendre les mesures appropriées visées au paragraphe 3, cette Partie doit, sauf dans 

les cas visés au paragraphe 5, fournir au comité mixte tous les éléments d'information nécessaires à 

un examen approfondi de la situation en vue de la recherche d'une solution acceptable par les 

Parties. Les Parties procèdent à des consultations sous les auspices du comité mixte. Si le comité 

mixte est incapable de parvenir à une solution mutuellement acceptable, ladite Partie peut prendre 

les mesures appropriées. 

 

5. Si l'une des Parties a des motifs sérieux de considérer que l'autre Partie a manqué de manière 

substantielle à l'une des obligations décrites comme étant des éléments essentiels à l'article 1, 

paragraphe 1, et à l'article 3, paragraphe 1, elle notifie immédiatement ce défaut d'exécution à l'autre 

Partie. À la demande de l'une des Parties, le comité mixte, ou un autre organisme désigné d'un 

commun accord par les Parties, organise immédiatement des consultations dans un délai maximal 

de trente jours afin de procéder à un examen approfondi de tout aspect de la mesure ou de son 

fondement en vue de trouver une solution acceptable par les Parties. À l'issue de ce délai, la Partie 

notifiante peut appliquer des mesures appropriées. 
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6. Lors du choix des mesures appropriées, doivent être prises en priorité celles qui perturbent le 

moins le fonctionnement du présent accord ou, le cas échéant, de tout autre accord spécifique visé à 

l'article 53, paragraphe 1. Ces mesures sont de nature temporaire et proportionnées au défaut 

d'exécution en vue d'encourager, à terme, l'exécution des obligations. Aux fins du paragraphe 4, les 

"mesures appropriées" peuvent comprendre la suspension totale ou partielle du présent accord. Aux 

fins du paragraphe 5, les "mesures appropriées" peuvent comprendre la suspension totale ou 

partielle du présent accord ou de tout accord spécifique visé à l'article 53, paragraphe 1. Chaque 

Partie prend la décision de suspension en conformité avec ses législations et réglementations 

respectives. 

 

7. Chaque Partie peut demander au comité mixte de réexaminer les circonstances ayant donné 

lieu à l'application de mesures appropriées, en vue de rechercher une solution mutuellement 

acceptable pour les Parties. La Partie qui prend les mesures appropriées les retire dès que cela se 

justifie. 

 

 

ARTICLE 56 

 

Facilités 

 

Pour faciliter la coopération dans le cadre du présent accord, les Parties conviennent d'accorder aux 

fonctionnaires et experts participant à la mise en œuvre de la coopération les facilités nécessaires à 

l'accomplissement de leurs tâches, en conformité avec leurs législations et réglementations 

respectives. 
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ARTICLE 57 

 

Application territoriale 

 

Le présent accord s'applique, d’une part aux territoires auxquels le traité sur l'Union européenne et 

le traité sur le fonctionnement de l'Union européenne s'appliquent, dans les conditions prévues par 

lesdits traités, et d'autre part au territoire de la Thaïlande. 

 

 

ARTICLE 58 

 

Définition des Parties 

 

Aux fins du présent accord, on entend par les "Parties", d'une part, l'UE ou ses États membres ou 

l'UE et ses États membres, selon leurs compétences respectives, et, d'autre part la Thaïlande. 

 

 

ARTICLE 59 

 

Entrée en vigueur et application à titre provisoire 

 

1. Le présent accord entre en vigueur trente (30) jours après la date à laquelle la dernière Partie a 

notifié à l'autre Partie l'achèvement de leurs procédures juridiques internes respectives nécessaires à 

cet effet. 
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2. Nonobstant le paragraphe 1, la Thaïlande et l'UE peuvent appliquer le présent accord à titre 

provisoire, en tout ou en partie, dans le respect de leurs procédures internes respectives, dans 

l'attente de son entrée en vigueur. 

 

3. Cette application à titre provisoire prend effet trente (30) jours après la date à laquelle: 

 

a) l'UE a notifié à la Thaïlande l'achèvement de ses procédures qui sont nécessaires, en indiquant 

les parties du présent accord à appliquer à titre provisoire; et 

 

b) la Thaïlande a notifié à l'UE l'achèvement de ses procédures qui sont nécessaires, en acceptant 

les parties du présent accord à appliquer à titre provisoire. 

 

4. Chaque Partie peut notifier par écrit à l'autre Partie son intention de mettre fin à l'application à 

titre provisoire du présent accord. L'application à titre provisoire prend fin trente (30) jours après la 

date de réception de ladite notification. 

 

5. En ce qui concerne les dispositions du présent accord qui sont appliquées à titre provisoire, 

l'entrée en vigueur du présent accord s'entend comme faisant référence à la date d'application à titre 

provisoire visée au paragraphe 3. 
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6. Le comité mixte et les autres organes institués en vertu du présent accord peuvent exercer 

leurs fonctions pendant l'application à titre provisoire du présent accord dans la mesure où ces 

fonctions sont nécessaires pour assurer l'application à titre provisoire du présent accord. Toute 

décision adoptée dans l'exercice de leurs fonctions cesse de produire ses effets si l'application à titre 

provisoire du présent accord prend fin conformément au paragraphe 4. 

 

 

ARTICLE 60 

 

Durée et dénonciation 

 

1. Le présent accord est valable pour une durée de cinq ans. Il est automatiquement prorogé pour 

des périodes successives d'un an à moins que, six mois avant l'expiration de toute période ultérieure 

d'un an, l'une des Parties ne notifie à l'autre, par écrit, son intention de ne pas le proroger. 

 

2. Le présent accord peut être dénoncé par une Partie au moyen d'une notification écrite adressée 

à l'autre Partie. L'accord cesse d'être applicable six mois après la réception de la notification par 

l'autre Partie. Cette dénonciation n'affecte en rien les projets en cours entamés au titre du présent 

accord avant la réception de la notification. 

 

 



 

 

EU/TH/fr 80 

ARTICLE 61 

 

Modifications 

 

Les modifications au présent accord sont apportées d'un commun accord entre les Parties. Elles ne 

prennent effet qu'à la date de la dernière notification écrite de l'accomplissement de toutes les 

formalités nécessaires à cette fin. 

 

 

ARTICLE 62 

 

Déclarations conjointes 

 

Les déclarations conjointes annexées au présent accord font partie intégrante de celui-ci. 

 

 

ARTICLE 63 

 

Notifications 

 

Les notifications faites conformément aux articles 59, 60 et 61 sont adressées respectivement au 

secrétaire général du Conseil de l'Union européenne et au ministère des affaires étrangères de la 

Thaïlande. 
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ARTICLE 64 

 

Textes faisant foi 

 

Le présent accord est rédigé en double exemplaire en langues allemande, anglaise, bulgare, croate, 

danoise, espagnole, estonienne, finnoise, française, grecque, hongroise, irlandaise, italienne, lettone, 

lituanienne, maltaise, néerlandaise, polonaise, portugaise, roumaine, slovaque, slovène, suédoise, 

tchèque et thaï, tous les textes faisant également foi. 

 

EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés, dûment autorisés à cet effet, ont signé le 

présent accord. 
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DÉCLARATION CONJOINTE RELATIVE À L'ARTICLE 5 

(CRIMES GRAVES AYANT UNE PORTÉE INTERNATIONALE) 

 

Tant les États membres que la Thaïlande sont signataires du Statut de Rome de la Cour pénale 

internationale, qui constitue une évolution importante pour le système judiciaire international et son 

bon fonctionnement. Le Statut de Rome dispose que les génocides, les crimes contre l'humanité et 

les crimes de guerre sont des « crimes graves ayant une portée internationale ». 

 

 

DÉCLARATION CONJOINTE RELATIVE À L'ARTICLE 23 

(COOPÉRATION JUDICIAIRE ET JURIDIQUE) 

 

Le gouvernement du Royaume de Thaïlande veille par tous les moyens, conformément à sa 

législation, à ce que personne ne subisse la peine de mort et, si la juridiction inflige la peine de 

mort, le gouvernement du Royaume de Thaïlande présente une recommandation de grâce royale. 

 

 

________________ 
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Съставено в Брюксел на четиринадесети декември две хиляди двадесет и втора година. 

Hecho en Bruselas, el catorce de diciembre de dos mil veintidós. 

V Bruselu dne čtrnáctého prosince dva tisíce dvacet dva. 

Udfærdiget i Bruxelles den fjortende december to tusind og toogtyve. 

Geschehen zu Brüssel am vierzehnten Dezember zweitausendzweiundzwanzig. 

Kahe tuhande kahekümne teise aasta detsembrikuu neljateistkümnendal päeval Brüsselis. 

΄Εγινε στις Βρυξέλλες, στις δέκα τέσσερις Δεκεμβρίου δύο χιλιάδες είκοσι δύο. 

Done at Brussels on the fourteenth day of December in the year two thousand and twenty two. 

Fait à Bruxelles, le quatorze décembre deux mille vingt-deux. 

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an ceathrú lá déag de mhí na Nollag sa bhliain dhá mhíle fiche a dó. 

Sastavljeno u Bruxellesu četrnaestog prosinca godine dvije tisuće dvadeset druge. 

Fatto a Bruxelles, addì quattordici dicembre duemilaventidue. 

Briselē, divi tūkstoši divdesmit otrā gada četrpadsmitajā decembrī.  

Priimta du tūkstančiai dvidešimt antrų metų gruodžio keturioliktą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-huszonkettedik év december havának tizennegyedik napján. 

Magħmul fi Brussell, fl-erbatax-il jum ta’ Diċembru fis-sena elfejn u tnejn u għoxrin. 

Gedaan te Brussel, veertien december tweeduizend tweeëntwintig. 

Sporządzono w Brukseli dnia czternastego grudnia roku dwa tysiące dwudziestego drugiego. 

Feito em Bruxelas, em catorze de dezembro de dois mil e vinte e dois. 

Întocmit la Bruxelles la paisprezece decembrie două mii douăzeci și doi. 

V Bruseli štrnásteho decembra dvetisícdvadsaťdva. 

V Bruslju, štirinajstega decembra dva tisoč dvaindvajset. 

Tehty Brysselissä neljäntenätoista päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattakaksikymmentäkaksi. 

Som skedde i Bryssel den fjortonde december år tjugohundratjugotvå. 

ท ำ ณ กรุงบรสัเซลส ์เมือ่วนัที ่14 ธนัวำคม ครสิตศ์กัรำชสองพนัยีส่บิสอง 



Voor het Koninkrijk België 
Pour le Royaume de Belgique 
Für das Konigreich Belgien 

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige 
Gemeenschap, het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest. 

Cette signature engage également la Communauté française, la Communauté flamande, la Communauté 
germanophone, la Région wallonne, la Région flamande et la Région de Bmelles-Capitale. 

Diese Unterschrift bindet mgleich die Deutschsprachige Gemeinschaft, die Flamische Gemeinschaft, die 
Franzosische Gemeinschafl, die Wallonische Region, die Fl-ische Region und die Region Brüssel-Hauptstadt. 

Za Ceskou republiku 

/ 



For Kongeriget Danmark 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Eesti Vabariigi nimel 

Thar ceann na hÉireann 
For Ireland 



Por el Reino de Espafia 

Pour la République française 

Za Republiku Hrvatsku 



Per la Repubblica italiana 

Latvijas Republikas varda - 

Lietuvos Respublikos vardu 



Pour le Grand-Duché de Luxembourg 

Magyarorszig részérol 

Gh-Repubblika ta' Malta 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden 

b 



Für die Republik ~sterreich 

W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 

Pela Republica Portuguesa 

Pentru România 

f i *  



Za Slovensku republiku 

Suomen tasavallan puolesta 
For Republiken Finland 

For Konungariket Sverige 



3a E~ponekiC~k~~ cam3 
Por la Union Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europaische Union 
Euroopa Liidu nimel 
rta zqv Eupo.naïKfl 'Evooq 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Thar ceann an Aontais Eorpaigh 
Za Europsku uniju 
Per I'Unione europea 
Eiropas Savienibas varda - 
Europos Sqjungos vardu 
Az Europai Uni6 részérol 
Ghall-Unj oni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela Uni50 Europeia 
Pentru Uniunea Europeana 
Za Europsku h i u  
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
For Europeiska unionen 
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Por el Seaetario General del Conseio de la Union Europea 
Za g~wnilniho mjrmnika Ksd) Elkpské unie 
For Ocncralrekrclarcn fur Ridei for Ikn Cu~pa.iskc Union 
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Pour Ic secdiaire giniral da Consril de I'Union cumpiçnne 
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Eiropas &vienibas Padomes @ne~sekrel%a varda - 
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Europos Saungos Taiybos generalinio sekretoriaus vardu 
Az Eurbpai Uni6 TanAcshak fotitksra nevében 
Ghas-Segretaju Cenerali tal-Kunsill tal-Unjoni Ewmpea 
Voar de Secretans-Generaal van de Raad van de Eurapese Unie 
W imieniu Sekretana Generalnego Rady Unii Eumpejskiej 
Pelo Secretario-Geral do Conselho da Unigo Europeia 
Penm Secretanil General al Consiliului Uniunii Europene 
Za generhlneho tajamnika Rady Eudpskej unie 
Za generalnega sekretaja Sveta Evmpske unije 
Euroopan unionin "euvostan paasihteerin puolesta 
For generalsekreteraren for Europeiska unionens d d  

M. van den HEUVEL 
Director-General 
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RAHMENABKOMMEN 

ÜBER UMFASSENDE PARTNERSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS 

UND DEM KÖNIGREICH THAILAND ANDERERSEITS 
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DIE EUROPÄISCHE UNION, im Folgenden „EU“, 

 

und 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

 

IRLAND, 

 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK KROATIEN, 

 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 
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DIE REPUBLIK ZYPERN, 

 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 

 

DIE REPUBLIK LITAUEN, 

 

DAS GROẞHERZOGTUM LUXEMBURG, 

 

UNGARN, 

 

DIE REPUBLIK MALTA, 

 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DIE REPUBLIK POLEN, 

 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

 

RUMÄNIEN, 

 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 
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DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union, im Folgenden „Mitgliedstaaten“, 

 

 einerseits, 

 

und 

 

DAS KÖNIGREICH THAILAND, im Folgenden „Thailand“, 

 

 andererseits, 

 

im Folgenden „Vertragsparteien“ — 

 

IN ANBETRACHT der traditionell freundschaftlichen Bindungen zwischen den Vertragsparteien 

und der engen historischen, politischen und wirtschaftlichen Beziehungen, die sie verbinden, 

 

IN DER ERWÄGUNG, dass dem umfassenden Charakter ihrer gegenseitigen Beziehungen 

besondere Bedeutung zukommt, 

 

IN BEKRÄFTIGUNG ihres Eintretens für die demokratischen Grundsätze sowie die 

Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 

die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen (UNGA) am 10. Dezember 1948 

angenommen wurde, und in anderen einschlägigen internationalen Menschenrechtsübereinkünften 

niedergelegt sind, 
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IN BEKRÄFTIGUNG ihres Eintretens für die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit und der 

verantwortungsvollen Staatsführung und ihres Wunsches, den wirtschaftlichen und sozialen 

Fortschritt ihrer Völker unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Umweltschutzes und der 

Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung sowie der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, die 

mit der Resolution Nr. 70/1 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 

2015 angenommen wurde, zu fördern, 

 

IN ANERKENNUNG des Status Thailands als Entwicklungsland und unter Berücksichtigung des 

jeweiligen Entwicklungsstandes der Vertragsparteien, 

 

IN ANERKENNUNG der Notwendigkeit, Konzepte und Ziele in den Bereichen Nichtverbreitung 

und Abrüstung durch einschlägige internationale und regionale Instrumente zu fördern, um der von 

Massenvernichtungswaffen ausgehenden Gefahr entgegenzuwirken. Grundlage für die 

Verpflichtung der gesamten internationalen Gemeinschaft zur Bekämpfung der Verbreitung dieser 

Waffen bildet die im Konsens verabschiedete Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrats der 

Vereinten Nationen. Der Europäische Rat hat am 12. Dezember 2003 eine Strategie gegen die 

Verbreitung von Massenvernichtungswaffen angenommen, und der Rat der Europäischen Union hat 

am 17. November 2003 eine Politik der EU zur durchgängigen Berücksichtigung der 

Nichtverbreitungspolitik in den Beziehungen der EU zu Drittländern angenommen. Als Mitglied 

des Verbands südostasiatischer Nationen (ASEAN) ist Thailand Gründungsunterzeichner des am 

15. Dezember 1995 in Bangkok unterzeichneten Vertrags über die Südostasiatische 

Kernwaffenfreie Zone, 
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IN DER ERWÄGUNG, dass die Vertragsparteien die Verbindungen zwischen Abrüstung, 

Rüstungskontrolle, Frieden und Sicherheit sowie Entwicklung anerkennen und feststellen, dass eine 

engere Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien bei der Förderung der Umsetzung der 

einschlägigen internationalen Instrumente zu Fortschritten bei der Verwirklichung der Ziele der 

Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung und einer sichereren Welt führen kann, 

 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Vertragsparteien Terrorismus als Bedrohung für die globale 

Sicherheit betrachten und ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 

Terrorismus im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten 

Nationen, insbesondere der Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, 

intensivieren möchten, bekräftigen die Vertragsparteien, dass die Achtung der Menschenrechte für 

alle und die Rechtsstaatlichkeit die wesentliche Grundlage für die Bekämpfung des Terrorismus 

bilden, 

 

BEKRÄFTIGEND, dass die schwersten Verbrechen, die für die internationale Gemeinschaft als 

Ganzes von Belang sind, nicht ungestraft bleiben dürfen und dass ihre wirksame Verfolgung durch 

Maßnahmen auf nationaler Ebene und durch eine bessere weltweite Zusammenarbeit gewährleistet 

werden muss, 

 

IN BEKRÄFTIGUNG der Entschlossenheit, schwere Verbrechen von internationalem Belang zu 

bekämpfen, 

 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung des am 7. März 1980 in Kuala Lumpur unterzeichneten 

Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 

Mitgliedsländern des Verbandes Südostasiatischer Nationen– Indonesien, Malaysia, Philippinen, 

Singapur und Thailand und der späteren Beitrittsprotokolle, 

 



 

 

EU/TH/de 8 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung, die dem Ausbau der bestehenden Beziehungen zwischen den 

Vertragsparteien mit Blick auf die Intensivierung ihrer Zusammenarbeit zukommt, und ihres 

gemeinsamen Willens, ihre Beziehungen in Bereichen von beiderseitigem Interesse auf der 

Grundlage der Achtung der Souveränität, der Gleichheit und der Nichtdiskriminierung sowie des 

Schutzes der natürlichen Umwelt und des beiderseitigen Nutzens zu festigen, zu vertiefen und zu 

diversifizieren, 

 

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass die Vertragsparteien das gemeinsame Ziel verfolgen, 

ressourceneffiziente, inklusive, innovative, CO2-neutrale und umweltfreundliche Volkswirtschaften 

zu verwirklichen, und dass der Erfahrungsaustausch bei der Umsetzung ihrer innenpolitischen 

Maßnahmen deren Ergebnisse verbessern und die Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen 

für nachhaltige Entwicklung beschleunigen kann, 

 

IN BEKRÄFTIGUNG ihres uneingeschränkten Engagements für die Förderung der nachhaltigen 

Entwicklung in all ihren Dimensionen, einschließlich des Umweltschutzes und der wirksamen 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Klimawandels und der wirksamen Umsetzung des am 

9. Mai 1992 in Rio de Janeiro angenommenen Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen 

über Klimaänderungen (UNFCCC) und des am 12. Dezember 2015 in Paris angenommenen 

Übereinkommens von Paris sowie der wirksamen Förderung und Umsetzung international 

anerkannter Sozial- und Arbeitsstandards, 

 

IN DIESER HINSICHT SICHERSTELLEND, dass niemand zurückgelassen wird, 

 

UNTER HERVORHEBUNG der Bedeutung der Vertiefung der Beziehungen und der 

Zusammenarbeit in Bereichen wie Migration, 

 

IN BEKRÄFTIGUNG ihres Wunsches, die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien in 

uneingeschränktem Einklang mit im regionalen Rahmen getroffenen Maßnahmen auf der 

Grundlage gemeinsamer Wertvorstellungen und des beiderseitigen Nutzens zu intensivieren, 
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IN ANERKENNUNG der Bedeutung, die die Vertragsparteien den Grundsätzen und Regeln für den 

internationalen Handel beimessen, die insbesondere in dem am 15. April 1994 in Marrakesch 

geschlossenen Übereinkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO-

Übereinkommen) enthalten sind, sowie der Notwendigkeit, sie in transparenter und 

nichtdiskriminierender Weise anzuwenden, 

 

UNTER HINWEIS darauf, dass im Falle eines Beschlusses der Vertragsparteien, im Rahmen dieses 

Abkommens spezifische Abkommen im Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht zu schließen, die 

von der EU gemäß dem Dritten Teil Titel V des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union geschlossen werden, derartige künftige spezifische Abkommen Irland nur binden, wenn die 

EU und gleichzeitig Irland hinsichtlich ihrer jeweiligen bisherigen bilateralen Beziehungen 

Thailand mitteilen, dass Irland als Teil der EU gemäß dem Protokoll Nr. 21 über die Position 

Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, das dem Vertrag über 

die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt 

ist, durch derartige Abkommen nunmehr gebunden ist. Ebenso sind etwaige EU-interne 

Folgemaßnahmen zur Durchführung dieses Abkommens, die nach dem obengenannten Titel 

anzunehmen sind, für Irland nur bindend, wenn es gemäß dem Protokoll Nr. 21 seinen Wunsch 

mitgeteilt hat, sich daran zu beteiligen beziehungsweise die Maßnahmen anzunehmen,  

 

UNTER HINWEIS darauf, dass derartige künftige spezifische Abkommen oder EU-interne 

Folgemaßnahmen auch unter das den genannten Verträgen beigefügte Protokoll Nr. 22 über die 

Position Dänemarks fallen — 

 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 
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TITEL I 

 

ART UND ANWENDUNGSBEREICH 

 

 

ARTIKEL 1 

 

Allgemeine Grundsätze 

 

(1) Die Wahrung der Grundsätze der Demokratie und die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in anderen 

einschlägigen internationalen Menschenrechtsübereinkünften niedergelegt sind, sowie die Wahrung 

des Rechtsstaatsprinzips sind Richtschnur der internen und der internationalen Politik der 

Vertragsparteien und wesentliches Element dieses Abkommens. 

 

(2) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Entschlossenheit, die nachhaltige Entwicklung in all 

ihren Dimensionen zu fördern, bei der Bewältigung der Herausforderungen des Klimawandels und 

der Globalisierung zusammenzuarbeiten und einen Beitrag zur Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung zu leisten. 

 

(3) Die Vertragsparteien bekräftigen erneut ihr Engagement für die 2005 angenommene Pariser 

Erklärung zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit und kommen überein, die 

Zusammenarbeit im Hinblick auf eine weitere Verbesserung der Ergebnisse der 

Entwicklungszusammenarbeit zu verstärken. 
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(4) Die Vertragsparteien bekräftigen erneut ihr Eintreten für die Grundsätze 

verantwortungsvollen staatlichen Handelns und die Bekämpfung der Korruption auf allen Ebenen, 

insbesondere unter Berücksichtigung ihrer internationalen Verpflichtungen. 

 

(5) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass bei den Kooperationsmaßnahmen nach 

diesem Abkommen ihr jeweiliger Bedarf und ihre jeweiligen Kapazitäten zu berücksichtigen sind. 

 

 

ARTIKEL 2 

 

Ziele der Zusammenarbeit 

 

Im Lichte ihrer etablierten Partnerschaft vereinbaren die Vertragsparteien zukunftsorientierte 

Beziehungen mit einer stärker strukturierten und strategischen Perspektive, gemeinsamen Werten 

und Themen von beiderseitigem Interesse und verpflichten sich, einen umfassenden Dialog zu 

führen und die weitere Zusammenarbeit zwischen ihnen in allen Bereichen von gemeinsamem 

Interesse zu fördern. Ihre Anstrengungen haben vor allem Folgendes zum Ziel: 

 

a) Förderung der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit in allen einschlägigen 

regionalen und internationalen Foren und Organisationen, die mit Angelegenheiten befasst 

sind, die unter dieses Abkommen fallen; 

 

b) Aufbau einer Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen; 

 

c) Aufnahme eines Dialogs über schwere Verbrechen von internationalem Belang; 

 

d) Aufnahme der Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus und der 

grenzüberschreitenden Kriminalität; 
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e) Schaffung der Voraussetzungen und Förderung der Ausweitung und Entwicklung des Handels 

und der Investitionen zwischen den Vertragsparteien zu ihrem beiderseitigen Vorteil bei 

gleichzeitiger Wahrung der Grundsätze und Regeln der WTO und in einer Weise, die das Ziel 

der nachhaltigen Entwicklung unterstützt und nachhaltige Lieferketten und 

verantwortungsvolle Geschäftspraktiken fördert; 

 

f) Aufnahme der Zusammenarbeit in allen handels- und investitionsbezogenen Bereichen von 

beiderseitigem Interesse, um die Umsetzung der Grundsätze und Regeln der WTO zu fördern, 

nachhaltige Handels- und Investitionsströme zu erleichtern und Handels- und 

Investitionshemmnisse in einer Weise zu vermeiden und zu beseitigen, und zwar in einer 

Weise, die mit den laufenden und künftigen EU-ASEAN-Initiativen und der nachhaltigen 

Entwicklung im Einklang steht, diese ergänzt und dazu beiträgt; 

 

g) Aufnahme der Zusammenarbeit im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 

einschließlich der Rechtsstaatlichkeit und der justiziellen und rechtlichen Zusammenarbeit, 

des Schutzes personenbezogener Daten, der Migration sowie der Bekämpfung von 

Geldwäsche, organisierter Kriminalität und illegalen Drogen; 

 

h) Aufnahme der Zusammenarbeit in allen anderen Bereichen von beiderseitigem Interesse, 

insbesondere makroökonomische Politik und Finanzinstitute, Entwicklungsplanung, 

verantwortungsvolles Handeln im Bereich Steuern, Bekämpfung der Korruption, soziale 

Verantwortung der Unternehmen, Industriepolitik sowie Kleinstunternehmen, kleine und 

mittlere Unternehmen (KKMU), Informationsgesellschaft, Wissenschaft, Technologie und 

Innovation, CO2-arme, kreislauforientierte und grüne Wirtschaft, Bioökonomie, 

Klimawandel, Energie, Verkehr, Forschung und Entwicklung, allgemeine und berufliche 

Bildung, Kultur, Tourismus, Menschenrechte, Gleichstellung der Geschlechter, Umwelt und 

natürliche Ressourcen, Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Gesundheit, Statistik, 

Wissensgesellschaft, Lebensmittelsicherheit, Pflanzenschutz und Veterinärfragen, 

Beschäftigung und Soziales; 
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i) verstärkte Beteiligung der Vertragsparteien an subregionalen, regionalen und trilateralen 

Kooperationsprogrammen, die der anderen Vertragspartei offenstehen; 

 

j) Stärkung der Rolle und des Profils der Vertragsparteien in ihren Regionen durch verschiedene 

Mittel, einschließlich des kulturellen Austauschs, der Nutzung der Informations- und 

Kommunikationstechnologien (IKT) und der Bildung; 

 

k) Förderung der zwischenmenschlichen Verständigung durch die Zusammenarbeit zwischen 

verschiedenen nichtstaatlichen Einrichtungen wie Denkfabriken, Wissenschaftlern, 

zivilgesellschaftlichen Organisationen und Medien in Form von Seminaren, Konferenzen, 

Jugendinteraktion, Cyberspace-Übungen, Schulungen, Austauschmaßnahmen und anderen 

Aktivitäten. 

 

 

ARTIKEL 3 

 

Massenvernichtungswaffen 

 

(1) Die Vertragsparteien sind der Auffassung, dass die Weitergabe von 

Massenvernichtungswaffen und ihren Trägermitteln an staatliche wie an nichtstaatliche Akteure 

eine der größten Gefahren für die internationale Stabilität und Sicherheit darstellt. Die 

Vertragsparteien kommen überein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag zur Bekämpfung der 

Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersystemen zu leisten, indem sie ihre 

bestehenden Verpflichtungen aus den internationalen Abrüstungs- und 

Nichtverbreitungsübereinkünften und ihre sonstigen einschlägigen internationalen Verpflichtungen 

im Rahmen der Vereinten Nationen, einschließlich der Resolutionen des Sicherheitsrats der 

Vereinten Nationen, in vollem Umfang erfüllen und auf nationaler Ebene umsetzen. Die 

Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass diese Bestimmung ein wesentliches Element dieses 

Abkommens ist. 
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(2) Die Vertragsparteien kommen ferner überein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag zur 

Bekämpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersystemen sowie zur 

Förderung der Umsetzung internationaler Abrüstungsinstrumente zu leisten, indem sie 

 

a) Schritte unternehmen, um Vertragspartei aller anderen einschlägigen internationalen 

Instrumente zu werden und sie vollständig umzusetzen; 

 

b) im Einklang mit ihren jeweiligen internationalen Verpflichtungen die Wirksamkeit der 

nationalen Ausfuhrkontrollen verbessern und die Ausfuhr und Durchfuhr von mit 

Massenvernichtungswaffen zusammenhängenden Gütern kontrollieren, gegebenenfalls 

einschließlich der Endverwendung von Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, und 

zwar mit wirksamen Mitteln zur rechtlichen oder administrativen Durchsetzung, 

einschließlich wirksamer Sanktionen und Präventivmaßnahmen für Verstöße gegen die 

Ausfuhrkontrollen, insbesondere durch Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbau; 

 

c) die uneingeschränkte und wirksame Umsetzung des am 1. Juli 1968 in London, Moskau und 

Washington D.C. unterzeichneten Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) 

als Eckpfeiler des weltweiten Systems der Nichtverbreitung und Abrüstung und als wichtiges 

Element bei der Entwicklung von Anwendungen der Kernenergie für friedliche Zwecke sowie 

des am 10. April 1972 in London, Moskau und Washington, D.C. unterzeichneten 

Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 

bakteriologischer (biologischer) Waffen und Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher 

Waffen (BWÜ), und des am 13. Januar 1993 in Paris und New York unterzeichneten 

Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes 

chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen (CWÜ) fördern. 
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(3) Die Vertragsparteien kommen überein, einen regelmäßigen politischen Dialog aufzunehmen, 

der die gemäß Absatz 2 Buchstaben a bis c genannten Elemente begleitet und festigt. Dieser Dialog 

kann auf regionaler Ebene geführt werden. 

 

 

ARTIKEL 4 

 

Kleinwaffen, leichte Waffen und andere konventionelle Waffen 

 

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, dass die unerlaubte Herstellung, Verbringung und 

Verschiebung von Kleinwaffen und leichten Waffen, einschließlich der dazugehörigen Munition, 

die übermäßige Anhäufung, unzureichende Verwaltung, unzulänglich gesicherte Lagerung und die 

unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaffen und leichten Waffen, die ein breites Spektrum an 

humanitären und sozioökonomischen Folgen haben, nach wie vor eine ernsthafte Bedrohung für 

den Frieden und die internationale Sicherheit sowie für die nachhaltige Entwicklung auf 

individueller, lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene darstellen. 

 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, ihre jeweiligen Verpflichtungen zur Bekämpfung des 

illegalen Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie der dazugehörigen Munition im 

Rahmen bestehender internationaler Übereinkünfte und der Resolutionen des Sicherheitsrats der 

Vereinten Nationen sowie ihre Verpflichtungen im Rahmen anderer internationaler Instrumente in 

diesem Bereich wie dem am 20. Juli 2001 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

angenommenen Aktionsprogramm der Vereinten Nationen zur Verhütung, Bekämpfung und 

Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten 

einzuhalten und in vollem Umfang zu erfüllen. 
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(3) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der internen Kontrollsysteme für den Transfer 

konventioneller Waffen im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen und dem Ziel und 

Zweck des Vertrags über den Waffenhandel, der mit der Resolution Nr. 67/234B der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 2. April 2013 angenommen wurde, an. Die 

Vertragsparteien erkennen an, dass es wichtig ist, entsprechende Kontrollen in verantwortungsvoller 

Weise anzuwenden, da so zum Weltfrieden und zum regionalen Frieden sowie zur internationalen 

und regionalen Sicherheit und Stabilität, zur Minderung menschlichen Leids sowie zur Verhütung 

der Umleitung konventioneller Waffen beigetragen wird. Die Vertragsparteien kommen überein, 

ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit im Bereich der Ausfuhrkontrolle zu intensivieren. 

 

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, ihre Zusammenarbeit zu verstärken und sich im 

Zusammenhang mit der Verhütung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und 

leichten Waffen, dem Transfer konventioneller Waffen und den nationalen Ein- und 

Ausfuhrkontrollsystemen für konventionelle Waffen um Koordinierung, Komplementarität und 

Synergien zu bemühen. 

 

 

ARTIKEL 5 

 

Schwere Verbrechen von internationalem Belang 

 

Die Vertragsparteien bekräftigen erneut, dass die schwersten Verbrechen, die für die internationale 

Gemeinschaft als Ganzes von Belang sind, nicht ungestraft bleiben dürfen und dass ihre wirksame 

Verfolgung gegebenenfalls durch Maßnahmen auf einzelstaatlicher oder internationaler Ebene und 

durch verstärkte internationale Zusammenarbeit im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften gewährleistet werden muss. 
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ARTIKEL 6 

 

Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus 

 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen die Bedeutung der Bekämpfung des Terrorismus unter 

uneingeschränkter Achtung der Rechtsstaatlichkeit und des Völkerrechts, insbesondere der Charta 

der Vereinten Nationen, die am 26. Juni 1945 in San Francisco unterzeichnet wurde, sowie der 

einschlägigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrats, der Menschenrechtsnormen und des 

humanitären Völkerrechts. In diesem Rahmen und unter Berücksichtigung der in der Resolution Nr. 

60/288 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 8. September 2006 enthaltenen und 

später überarbeiteten Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Terrorismusbekämpfung 

sowie der am 28. Januar 2003 angenommenen Gemeinsamen Erklärung der EU und des ASEAN 

zur Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung kommen die Vertragsparteien überein, bei der 

Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus in all seinen Formen und Ausprägungen 

zusammenzuarbeiten. 

 

(2) Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien erfolgt insbesondere 

 

a) im Rahmen der vollständigen Umsetzung der Resolutionen 1267 (1999), 1373 (2001), 1822 

(2008), 2242 (2015), 2396 (2017) und 2462 (2019) des VN-Sicherheitsrats sowie anderer 

einschlägiger Resolutionen, internationaler Übereinkünfte und Instrumente der Vereinten 

Nationen, 

 

b) durch einen Informationsaustausch über terroristische Gruppen und Personen und die sie 

unterstützenden Netze im Einklang mit dem Völkerrecht und ihren jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, 
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c) durch die Zusammenarbeit bei Mitteln, einschließlich Ausrüstung, und Methoden zur 

Bekämpfung des Terrorismus, unter anderem im technischen und im Ausbildungsbereich, und 

durch einen Erfahrungsaustausch über die Prävention von Terrorismus und die Anwerbung 

von Terroristen, 

 

d) durch Zusammenarbeit, um den internationalen Konsens über die Bekämpfung des 

Terrorismus und der Terrorismusfinanzierung sowie des Missbrauchs von 

Informationstechnologie für terroristische Zwecke zu vertiefen, und um auf eine Einigung 

über das Umfassende Übereinkommen über den internationalen Terrorismus hinzuarbeiten, 

sodass die vorhandenen Instrumente der VN und andere anwendbare internationale 

Instrumente zur Bekämpfung des Terrorismus ergänzt werden, 

 

e) durch den Austausch bewährter Verfahren zum Schutz der Menschenrechte bei der 

Bekämpfung des Terrorismus. 
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TITEL II 

 

BILATERALE, REGIONALE UND INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 7 

 

Zusammenarbeit in regionalen und internationalen Organisationen 

 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, in regionalen und internationalen Foren und 

Organisationen zusammenzuarbeiten und einen Meinungsaustausch zu führen, insbesondere 

innerhalb der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen und -agenturen, darunter die 

Internationale Arbeitsorganisation (IAO), der ASEAN-EU-Dialog -, vor allem im Rahmen der 

strategischen Partnerschaft ASEAN-EU -, das ASEAN-Regionalforum (ARF) und das Asien-

Europa-Treffen (ASEM). 

 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, in regionalen und internationalen Foren und 

Organisationen, zu denen unter anderem das ASEM, die Handels- und Entwicklungskonferenz der 

Vereinten Nationen, die WTO und die Weltorganisation für geistiges Eigentum gehören, 

zusammenzuarbeiten und einen Meinungsaustausch über wirtschaftliche und andere damit 

zusammenhängende Fragen zu führen. 
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ARTIKEL 8 

 

Bilaterale und regionale Zusammenarbeit 

 

(1) Für jeden Bereich des Dialogs und der Zusammenarbeit nach diesem Abkommen kommen die 

Vertragsparteien überein, die betreffenden Maßnahmen auf bilateraler Ebene oder auf regionaler 

Ebene, die auch miteinander kombiniert werden können, durchzuführen, wobei die unter die 

bilaterale Zusammenarbeit fallenden Fragen den gebührenden Stellenwert erhalten. Bei der Wahl 

der geeigneten Handlungsebene streben die Vertragsparteien an, die Wirkung für alle Beteiligten zu 

maximieren und diese stärker einzubinden sowie gleichzeitig die zur Verfügung stehenden 

Ressourcen optimal zu nutzen, die politische und institutionelle Machbarkeit zu berücksichtigen 

und die Kohärenz mit anderen Maßnahmen zu gewährleisten, an denen die EU- und ASEAN-

Mitgliedstaaten beteiligt sind. 

 

(2) Die Vertragsparteien können gegebenenfalls beschließen, die finanzielle Unterstützung nach 

ihren Finanzierungsverfahren und im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf Kooperationsmaßnahmen in 

den unter das Abkommen fallenden Bereichen oder im Zusammenhang mit dem Abkommen 

auszudehnen. Diese Zusammenarbeit kann insbesondere die Veranstaltung von 

Ausbildungsprogrammen, Workshops und Seminaren, den Austausch von Fachleuten, Studien und 

andere von den Vertragsparteien vereinbarte Maßnahmen umfassen. 
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TITEL III 

 

ZUSAMMENARBEIT IN HANDELS- UND INVESTITIONSFRAGEN 

 

 

ARTIKEL 9 

 

Allgemeine Grundsätze 

 

(1) Die Vertragsparteien nehmen im Hinblick auf den Ausbau ihrer bilateralen 

Handelsbeziehungen und die Förderung des multilateralen Handelssystems einen Dialog über den 

bilateralen und multilateralen Handel und bilaterale und multilaterale Handelsfragen auf. 

 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Ausbau und die Diversifizierung ihrer 

Handelsbeziehungen zum beiderseitigen Nutzen in höchstmöglichem Maße und im Einklang mit 

den Grundsätzen und Regeln der WTO zu fördern. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die 

Marktzugangsbedingungen zu verbessern, indem sie Maßnahmen zur Verbesserung der 

Transparenz ergreifen und dabei die Arbeit internationaler Organisationen in diesem Bereich 

berücksichtigen. 

 

(3) Die Vertragsparteien informieren einander laufend über Entwicklungen in der Handelspolitik 

und in handelsrelevanten Politikbereichen wie Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit, nichttarifäre 

Maßnahmen sowie Verbraucher- und Umweltpolitik einschließlich Abfallbewirtschaftung. 
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(4) Die Vertragsparteien fördern den Dialog und die Zusammenarbeit bei der Entwicklung ihrer 

Handels- und Investitionsbeziehungen, einschließlich der Lösung von Handelsproblemen in den in 

den Artikeln 10 bis 19 genannten Bereichen. 

 

 

ARTIKEL 10 

 

Gesundheits- und Pflanzenschutz 

 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet der Lebensmittelsicherheit und in Gesundheits- 

und Pflanzenschutzfragen zusammen, um das Leben und die Gesundheit von Menschen, Tieren und 

Pflanzen im Gebiet der Vertragsparteien zu schützen. 

 

(2) Die Vertragsparteien führen Gespräche und einen Informationsaustausch über ihre jeweiligen 

Maßnahmen im Rahmen des mit der Gründung der WTO am 1. Januar 1995 in Kraft getretenen 

WTO-Übereinkommens über die Anwendung gesundheitspolizeilicher und 

pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen, einschließlich der Normen des am 6. Dezember 1951 in 

Rom unterzeichneten Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens, der Weltorganisation für 

Tiergesundheit und der Codex-Alimentarius-Kommission. 

 

(3) Die Vertragsparteien kommen überein, beim Kapazitätsaufbau in gesundheitspolizeilichen 

und pflanzenschutzrechtlichen Fragen zusammenzuarbeiten. Der entsprechende Kapazitätsaufbau 

wird eigens auf die Erfordernisse jeder Vertragspartei zugeschnitten und mit dem Ziel durchgeführt, 

die Vertragsparteien bei der Einhaltung des Rechtsrahmens der jeweils anderen Vertragspartei zu 

unterstützen. 
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(4) Die Vertragsparteien nehmen auf Ersuchen einer Vertragspartei einen zeitnahen Dialog über 

Fragen des Gesundheits- und Pflanzenschutzes auf, um gesundheitspolizeiliche und 

pflanzenschutzrechtliche Fragen und andere dringende Fragen in diesem Bereich zu erörtern. 

 

(5) Die Vertragsparteien benennen Kontaktstellen für die Kommunikation über Fragen, die unter 

diesen Artikel fallen. 

 

(6) Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit im Bereich des Gesundheits- und 

Pflanzenschutzes große Bedeutung bei. 

 

 

ARTIKEL 11 

 

Nachhaltige Lebensmittelsysteme 

 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten bei der Förderung des globalen Übergangs zu nachhaltigen 

Lebensmittelsystemen zusammen. 

 

(2) Die Vertragsparteien fördern den Dialog, Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau und eine enge 

Zusammenarbeit in Fragen von beiderseitigem Interesse, um nachhaltige Lebensmittelsysteme im 

Einklang mit den Zielen der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung zu fördern. Zu diesen 

Fragen gehören unter anderem: 

 

a) Verringerung der Umwelt- und Klimaauswirkungen der Lebensmittelsysteme, 

 

b) nachhaltige Landwirtschaft und nachhaltige Lebensmittelsysteme in allen Phasen der 

Lebensmittelkette, einschließlich Agrarökologie, ökologische/biologische Produktion, 

Verringerung des Einsatzes und des Risikos von Pestiziden, Tierschutz und 

Antibiotikaresistenz, 
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c) Verringerung von Lebensmittelverlusten und -verschwendung in der gesamten 

Lebensmittelkette, 

 

d) Betrugsbekämpfung. 

 

(3) Die Vertragsparteien benennen Kontaktstellen für die Kommunikation über Fragen, die unter 

diesen Artikel fallen. 

 

(4) Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit im Bereich nachhaltiger 

Lebensmittelsysteme große Bedeutung bei. 

 

 

ARTIKEL 12 

 

Technische Handelshemmnisse 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern die Anwendung internationaler Normen und internationaler 

Akkreditierungssysteme und tauschen Informationen über Normen, technische Vorschriften und 

Konformitätsbewertungsverfahren aus, auch im Rahmen des WTO-Übereinkommens über 

technische Handelshemmnisse (TBT), das mit der Errichtung der WTO am 1. Januar 1995 in Kraft 

getreten ist. 

 

(2) Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im Bereich der Normen, technischen 

Vorschriften und Konformitätsbewertungsverfahren, einschließlich des Aufbaus technischer 

Kapazitäten und der Zusammenarbeit im Hinblick auf die Einhaltung der TBT-Maßnahmen. 
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(3) Die Vertragsparteien benennen eine Kontaktstelle, die den Informationsaustausch und die 

Zusammenarbeit im Einklang mit diesem Artikel koordiniert und die Bemühungen der 

Vertragsparteien bei der Zusammenarbeit in Regulierungsfragen erleichtert. 

 

 

ARTIKEL 13 

 

Zusammenarbeit im Zollwesen und Erleichterung des Handels 

 

(1) Die Vertragsparteien tauschen Erfahrungen aus und prüfen Möglichkeiten zur Vereinfachung 

der Einfuhr-, Ausfuhr- und sonstigen Zollverfahren, zur Erhöhung der Transparenz der 

Handelsvorschriften und zur Entwicklung der Zusammenarbeit im Zollbereich, einschließlich 

wirksamer Mechanismen der gegenseitigen Amtshilfe. Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, 

um die Umsetzung des am 22. Februar 2017 in Kraft getretenen WTO-Übereinkommens über 

Handelserleichterungen voranzubringen. Die Vertragsparteien werden besonderes Augenmerk 

darauf richten, die Sicherheitsdimension des internationalen Handels, einschließlich 

Verkehrsdienstleistungen, zu stärken und ein ausgewogenes Konzept zwischen 

Handelserleichterungen, wirksamen Kontrollen und der Bekämpfung von Zollbetrug und 

Unregelmäßigkeiten zu gewährleisten. 

 

(2) Unbeschadet anderer Formen der Zusammenarbeit, die in diesem Abkommen vorgesehen 

sind, bekunden die Vertragsparteien ihr Interesse, in Zukunft die Möglichkeit zu prüfen, in dem 

durch dieses Abkommen festgelegten institutionellen Rahmen ein Protokoll über die 

Zusammenarbeit, einschließlich Amtshilfe, im Zollbereich zu schließen. 
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ARTIKEL 14 

 

Antidumping 

 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Rechte und Pflichten aus Artikel VI des Allgemeinen 

Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 1994 und dem WTO-Übereinkommen zur Durchführung 

des Artikels VI des GATT 1994, insbesondere Artikel 15. 

 

(2) Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit im Antidumpingbereich große Bedeutung 

bei. 

 

 

ARTIKEL 15 

 

Investitionen 

 

Die Vertragsparteien fördern einen größeren Investitionsfluss durch die Schaffung eines attraktiven 

und günstigen Umfelds für gegenseitige Investitionen durch einen kohärenten Dialog, mit dem Ziel, 

das Verständnis und die Zusammenarbeit in Investitionsfragen zu verbessern, 

Verwaltungsmechanismen zur Erleichterung von Investitionsströmen auszuloten und Transparenz, 

Offenheit und Nichtdiskriminierung für Investoren im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften zu fördern. 
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ARTIKEL 16 

 

Wettbewerbspolitik 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern die wirksame Festlegung und Anwendung von 

Wettbewerbsregeln und die Verbreitung von Informationen, um die Transparenz und 

Rechtssicherheit für Unternehmen, die auf den Märkten der jeweils anderen Vertragspartei tätig 

sind, im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu stärken. 

 

(2) Beide Vertragsparteien sind bestrebt, in einvernehmlich vereinbarten Bereichen 

zusammenzuarbeiten, um das gegenseitige Verständnis des Wettbewerbsrechts und der 

Wettbewerbspolitik der jeweils anderen Vertragspartei zu verbessern. 

 

 

ARTIKEL 17 

 

Dienstleistungen 

 

Die Vertragsparteien nehmen einen kohärenten Dialog auf, der vor allem zum Ziel hat, 

Informationen über ihr Regulierungsumfeld auszutauschen, den gegenseitigen Zugang zu ihren 

Märkten zu erleichtern, den Zugang zu Kapital und Technologie zu verbessern und den Handel mit 

Dienstleistungen zwischen den beiden Regionen und auf Drittlandsmärkten zu fördern. 
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ARTIKEL 18 

 

Rechte des geistigen Eigentums 

 

(1) Die Vertragsparteien tauschen Informationen und Erfahrungen zu Fragen wie Praxis, 

Förderung, Verbreitung, Straffung, Verwaltung, Schutz und wirksame Anwendung der Rechte des 

geistigen Eigentums, Verhinderung des Missbrauchs dieser Rechte und Bekämpfung von 

Nachahmungen und Produktpiraterie aus, insbesondere durch Zusammenarbeit im Zollbereich und 

andere geeignete Formen der Zusammenarbeit sowie durch die Stärkung des Schutzes dieser 

Rechte, wie von den Vertragsparteien vereinbart. Im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und den einschlägigen internationalen Übereinkünften, denen sie 

beigetreten sind, arbeiten die Vertragsparteien insbesondere bei der Durchsetzung der Rechte des 

geistigen Eigentums und beim Schutz von Patenten, geografischen Angaben, Marken, 

Urheberrechten und gewerblichen Mustern sowie beim Schutz von Pflanzensorten zusammen. 

 

(2) Die Vertragsparteien leisten einander technische Hilfe im Bereich der Rechte des geistigen 

Eigentums und unterstützen sich gegenseitig bei der Verbesserung des Schutzes, der Durchsetzung, 

der Nutzung und der Vermarktung des geistigen Eigentums auf der Grundlage der europäischen 

Erfahrungen und bei der Verbesserung der Verbreitung der diesbezüglichen Kenntnisse. 

 

(3) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der Erklärung von Doha zum Übereinkommen 

über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS) und der öffentlichen 

Gesundheit an, die am 14. November 2001 in Doha angenommen wurde, und bekräftigen ihr 

Bekenntnis zu dieser Erklärung. Die Vertragsparteien achten den Beschluss des Allgemeinen Rates 

der WTO vom 30. August 2003 zu Absatz 6 der Erklärung von Doha zum TRIPS-Übereinkommen 

und zur öffentlichen Gesundheit sowie das am 6. Dezember 2005 in Genf angenommene Protokoll 

zur Änderung des TRIPS-Übereinkommens und tragen zu dessen Umsetzung bei. 
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ARTIKEL 19 

 

Digitaler Handel 

 

(1) Die Vertragsparteien tauschen Informationen über Regulierungsfragen im Zusammenhang mit 

dem digitalen Handel im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriftenaus, in 

denen Folgendes geregelt wird: 

 

a) Anerkennung und Erleichterung von interoperablen elektronischen Vertrauens- und 

Authentifizierungsdiensten, 

 

b) Behandlung von Direktmarketing-Kommunikation, 

 

c) Verbraucherschutz, 

 

d) sonstige Fragen, die für die Entwicklung des digitalen Handels von Bedeutung sind. 

 

(2) In Anerkennung des globalen Charakters des digitalen Handels bekräftigen die 

Vertragsparteien die Bedeutung einer aktiven Mitarbeit in multilateralen Foren zur Förderung der 

Entwicklung des digitalen Handels. 
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TITEL IV 

 

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH FREIHEIT, SICHERHEIT UND RECHT 

 

 

ARTIKEL 20 

 

Rechtsstaatlichkeit 

 

(1) Bei ihrer Zusammenarbeit nach diesem Titel messen die Vertragsparteien der Förderung der 

Rechtsstaatlichkeit und der Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zur Justiz für alle 

besondere Bedeutung bei. Zum beiderseitigen Nutzen arbeiten die Vertragsparteien im Hinblick auf 

das wirksame Funktionieren der Institutionen in den Bereichen Strafverfolgung und Rechtspflege 

uneingeschränkt zusammen. 

 

(2) Die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien beinhaltet auch einen Austausch von 

Informationen über Rechtssysteme und Rechtsetzung. 
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ARTIKEL 21 

 

Gleichstellung der Geschlechter und Stärkung der Rolle von Frauen und Mädchen 

 

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, dass die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung 

der Rolle aller Frauen und Mädchen als eigenständiges Ziel sowie als treibende Kraft für 

Demokratie, nachhaltige und inklusive Entwicklung sowie Frieden und Sicherheit notwendig sind. 

 

(2) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um die Gleichstellung der Geschlechter, die 

uneingeschränkte Wahrnehmung aller Menschenrechte durch Frauen und Mädchen sowie deren 

Teilhabe zu fördern und die durchgängige Berücksichtigung der Geschlechterperspektive bei der 

Durchführung dieses Abkommens sicherzustellen. 

 

(3) Die Vertragsparteien tauschen bewährte Verfahren aus und prüfen weitere Formen der 

Zusammenarbeit und potenzielle Synergien zwischen den jeweiligen geschlechterbezogenen 

Strategien und Programmen der Vertragsparteien im Einklang mit den für die Vertragsparteien 

geltenden internationalen Standards und Verpflichtungen, wie dem Übereinkommen zur 

Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau), das von der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen am 18. Dezember 1979 angenommen wurde, der Erklärung und 

Aktionsplattform von Peking, die auf der 4. Weltfrauenkonferenz am 15. September 1995 in Peking 

angenommen wurden, dem Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und 

Entwicklung und den Ergebnissen ihrer Überprüfungskonferenzen, der Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung und der Resolution 1325 (2000) des VN-Sicherheitsrats sowie dessen 

späteren Resolutionen zu Frauen, Frieden und Sicherheit. 
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ARTIKEL 22 

 

Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, zusammenzuarbeiten, um im Einklang mit ihren 

Verpflichtungen im Rahmen der internationalen Menschenrechtsnormen und anderer internationaler 

Rechtsinstrumente in diesem Bereich einen hohen Schutz personenbezogener Daten und der 

Privatsphäre und dessen wirksame Durchsetzung zu erreichen und so auf die Erleichterung des 

Verkehrs personenbezogener Daten zwischen den Vertragsparteien als Schlüsselelement für die 

Weiterentwicklung des Handelsaustauschs und der Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung im 

Einklang mit den jeweiligen Gesetzen und sonstigen Vorschriften der Vertragsparteien 

hinzuarbeiten. 

 

(2) Die Zusammenarbeit beim Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre umfasst 

unter anderem technische und rechtliche Unterstützung in Form des Austauschs von Informationen 

und bewährten Verfahren, Schulungen und Fachwissen sowie die Förderung der Zusammenarbeit 

bei der Durchsetzung durch die jeweiligen Aufsichtsbehörden der Vertragsparteien, auch in 

multilateralen Foren. 

 

 

ARTIKEL 23 

 

Justizielle und rechtliche Zusammenarbeit 

 

(1) Die Vertragsparteien verstärken die bestehende Zusammenarbeit bei Rechtshilfe und 

Auslieferung auf der Grundlage einschlägiger internationaler Übereinkünfte, die für sie bindend 

sind. Die Vertragsparteien stärken gegebenenfalls die bestehenden Mechanismen und prüfen die 

Entwicklung neuer Mechanismen zur Erleichterung der internationalen Zusammenarbeit in diesem 

Bereich, insbesondere durch eine engere Kooperation mit anderen einschlägigen internationalen 

Netzen für die Zusammenarbeit in Rechtsfragen. 
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(2) Die Vertragsparteien sind bestrebt, die justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und 

Handelssachen auszubauen, insbesondere im Hinblick auf die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 

multilateralen Übereinkünften über die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen, einschließlich 

der Übereinkommen der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht. 

 

(3) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um die Sicherheit und Effizienz der Übermittlung 

einschlägiger gerichtlicher Schriftstücke, der Beweisaufnahme und gegebenenfalls von Anhörungen 

per Videokonferenz sowie den Schutz personenbezogener Daten für die Zwecke der internationalen 

justiziellen Zusammenarbeit zu fördern. 

 

 

ARTIKEL 24 

 

Konsularischer Schutz 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, einen regelmäßigen Austausch zu führen, um die 

Gewährung von konsularischem Schutz weiter zu erleichtern und die Bemühungen um 

konsularische Unterstützung, insbesondere in Krisenzeiten, zu koordinieren. 
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ARTIKEL 25 

 

Zusammenarbeit im Bereich Migration 

 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen, wie wichtig ein umfassendes Engagement in allen Fragen 

im Zusammenhang mit Migration ist, einschließlich der legalen Migration im Einklang mit den 

Zuständigkeiten der EU und der Mitgliedstaaten, der Steuerung der Migrationsströme in Bezug auf 

die irreguläre Migration, der Ursachen der irregulären Migration, des internationalen Schutzes 

sowie der Prävention und Bekämpfung von irregulärer Migration, Schleuserkriminalität und 

Menschenhandel. 

 

(2) Die Vertragsparteien arbeiten auf einer für beide Seiten annehmbaren Grundlage und 

ganzheitlich im Einklang mit ihren jeweiligen internationalen Verpflichtungen und ihren jeweiligen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften zusammen. Die Zusammenarbeit wird sich unter anderem auf 

Folgendes konzentrieren: 

 

a) Behandlung der Ursachen der irregulären Migration; 

 

b) Entwicklung von Regeln und Verfahren, die darauf abzielen, Bedürftigen internationalen 

Schutz im Einklang mit dem Völkerrecht zu gewähren und gleichzeitig die Achtung der 

Grundsätze der Nichtzurückweisung, der Menschlichkeit und der internationalen Solidarität 

und Zusammenarbeit sowie der Aufteilung von Lasten und Zuständigkeiten zu gewährleisten; 
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c) Zulassungsregeln sowie Rechte und Status der gemäß diesen Regeln zugelassenen Personen, 

faire Behandlung von Ausländern mit rechtmäßigem Aufenthalt, allgemeine und berufliche 

Bildung, Maßnahmen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit; 

 

d) Festlegung einer wirksamen und präventiven Politik zur Bekämpfung der irregulären 

Migration, der Schleusung von Migranten und des Menschenhandels im Einklang mit dem 

Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 

Kriminalität (UNTOC), das mit der Resolution Nr. 55/25 der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen vom 15. November 2000 angenommen wurde, und den dazugehörigen 

Protokollen, die für die Vertragsparteien in Kraft getreten sind, einschließlich Möglichkeiten 

zur Bekämpfung von Schleusernetzen, zur Zerschlagung krimineller Netze, die am 

Menschenhandel beteiligt sind, und zum Schutz der Opfer dieses Menschenhandels; 

 

e) Rückkehr – vorzugsweise auf freiwilliger Basis – unter sicheren, humanen und 

menschenwürdigen Bedingungen illegal aufhältiger Personen, einschließlich der Förderung 

ihrer freiwilligen und dauerhaften Rückkehr, und Rückübernahme dieser Personen gemäß 

Absatz 3 des vorliegenden Artikels; 

 

f) Fragen von beiderseitigem Interesse im Bereich Visa und Sicherheit der Reisepapiere; 

 

g) Fragen von beiderseitigem Interesse im Bereich Grenzmanagement. 
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(3) Im Rahmen der Zusammenarbeit zur Verhinderung und Bekämpfung der irregulären 

Migration kommen die Vertragsparteien unbeschadet der Notwendigkeit, die Opfer des 

Menschenhandels zu schützen, ferner überein, dass 

 

a) Thailand seine Staatsangehörigen, die die geltenden Voraussetzungen für die Einreise in das 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder die Anwesenheit oder den Aufenthalt in diesem 

Hoheitsgebiet nicht oder nicht mehr erfüllen, ohne weitere Formalitäten und unverzüglich 

rückübernimmt; 

 

b) jeder Mitgliedstaat seine Staatsangehörigen, die die geltenden Voraussetzungen für die 

Einreise in das Hoheitsgebiet Thailands oder die Anwesenheit oder den Aufenthalt in diesem 

Hoheitsgebiet nicht oder nicht mehr erfüllen, ohne weitere Formalitäten und unverzüglich 

rückübernimmt; 

 

c) Die Mitgliedstaaten und Thailand stellen zu diesen Zwecken Reisedokumente aus. Werden 

keine Dokumente oder sonstigen Nachweise der Staatsangehörigkeit vorgelegt, so arbeiten die 

zuständigen diplomatischen und konsularischen Vertretungen des betreffenden Mitgliedstaats 

oder Thailands auf Ersuchen Thailands oder des betreffenden Mitgliedstaats uneingeschränkt 

zusammen, um unverzüglich den Nachweis der Staatsangehörigkeit zu erbringen. 
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(4) Im Rahmen der Konsultationen über Migrationsfragen kommen die Vertragsparteien überein, 

einen Dialog über Fragen der Rückübernahme aufzunehmen, der auf Ersuchen einer Vertragspartei 

zum Abschluss eines Rückübernahmeabkommens, das auch die Verwendung des Reisedokuments 

der EU einschließt, führen kann, sofern die Bedingungen dies zulassen1. Die Vertragsparteien 

können auch in Erwägung ziehen, einen Dialog über die Erleichterung des Personenverkehrs 

aufzunehmen, der auf Ersuchen einer Vertragspartei zum Abschluss eines Abkommens über 

Visaerleichterungen für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten und Thailands führen kann, sofern die 

Bedingungen dies zulassen. 

 

 

ARTIKEL 26 

 

Zusammenarbeit im humanitären Bereich 

 

Die Vertragsparteien bemühen sich, in allen Fragen der Zusammenarbeit im humanitären Bereich 

und der humanitären Hilfe, einschließlich der Unterstützung von Flüchtlingen und des Aufbaus von 

Kapazitäten für Beamte mit Zuständigkeit für Flüchtlinge in ihren jeweiligen Regionen, weiter 

zusammenzuarbeiten. Die Vertragsparteien arbeiten auf einer für beide Seiten annehmbaren 

Grundlage und im Einklang mit den für die Vertragsparteien geltenden internationalen Standards 

und den humanitären Grundsätzen der Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und 

Neutralität zusammen. Bei diesen Bemühungen sind weiterhin ein umfassender Ansatz und das 

Verständnis der Ursachen von Fluchtsituationen und die Suche nach nachhaltigen Lösungen 

erforderlich. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Verknüpfung von humanitärer Hilfe und 

Entwicklungshilfe zu stärken. 

 

 

 
1 Verordnung (EU) 2016/1953 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 

2016 über die Einführung eines europäischen Reisedokuments für die Rückkehr illegal 

aufhältiger Drittstaatsangehöriger und zur Aufhebung der Empfehlung des Rates vom 30. 

November 1994 (ABl. L 311 vom 17.11.2016, S. 13) einschließlich späterer Änderungen. 
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ARTIKEL 27 

 

Bekämpfung der organisierten Kriminalität und der Korruption 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Bekämpfung der grenzüberschreitenden 

organisierten Kriminalität, der Wirtschafts- und Finanzkriminalität, der schweren Kriminalität1 und 

der Korruption sowie bei der Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 

zusammenzuarbeiten. Diese Zusammenarbeit zielt insbesondere darauf ab, die einschlägigen 

internationalen Normen und Rechtsinstrumente, denen die Vertragsparteien beigetreten sind, wie 

das UNTOC und seine Zusatzprotokolle und das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen 

Korruption, das mit der Resolution Nr. 58/4 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 

31. Oktober 2003 angenommen wurde, umzusetzen und zu fördern. 

 

 

ARTIKEL 28 

 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Geldwäsche und der Finanzierung des Terrorismus 

 

(1) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften darauf hingearbeitet werden muss, den Missbrauch ihrer 

Finanzsysteme zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung wirksam zu 

verhindern und zu bekämpfen. 

 

 
1 Im Sinne des Artikels 2b UNTOC. 
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(2) Die Vertragsparteien kommen überein, im Einklang mit den Standards, die von in diesem 

Bereich tätigen internationalen Gremien wie der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und 

der Terrorismusfinanzierung“ entwickelt wurden, zusammenzuarbeiten, um Gesetze, Regeln und 

Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung zu entwickeln und 

umzusetzen. 

 

(3) Die Zusammenarbeit nach diesem Artikel zielt auch darauf ab, den Austausch einschlägiger 

Informationen im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu fördern. 

 

 

ARTIKEL 29 

 

Zusammenarbeit bei der Drogenpolitik 

 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften zusammen, um ein umfassendes, evidenzbasiertes, ausgewogenes und 

integriertes Konzept durch wirksame Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen den 

zuständigen Behörden, einschließlich der Behörden in den Bereichen Gesundheit, Justiz und 

Inneres und anderen einschlägigen Sektoren, zu gewährleisten, um das Angebot an illegalen 

Drogen, den Handel damit und die Nachfrage danach sowie den Auswirkungen dieser Drogen auf 

Drogenkonsumenten und die Gesellschaft insgesamt zu verringern, und um eine wirksamere 

Drogenpräventionspolitik zu erreichen und die Abzweigung von Ausgangsstoffen, einschließlich 

„Designerausgangsstoffen“, die für die illegale Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen 

Substanzen und neuen psychoaktiven Substanzen verwendet werden, zu verhindern. 
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(2) Die Vertragsparteien vereinbaren die Mittel der Zusammenarbeit zur Erreichung der in Absatz 

1 genannten Ziele. Die Maßnahmen stützen sich auf gemeinsam vereinbarte Grundsätze, die in den 

VN-Drogenkontrollübereinkommen festgelegt sind, und auf alle internationalen 

Drogenkontrollverpflichtungen der jeweiligen Vertragsparteien. 

 

(3) Die Zusammenarbeit im Bereich der Drogenpolitik zwischen den Vertragsparteien umfasst 

unter anderem technische und administrative Unterstützung, die Ausbildung des Personals, 

drogenbezogene Forschung, den Austausch von Informationen und Erfahrungen über den Einsatz 

der Informationstechnologie in den Bereichen Drogenbekämpfung, innovative Konzepte für die 

Drogenpolitik, die Zusammenarbeit der Justiz- und Strafverfolgungsbehörden und die Verhinderung 

der Abzweigung von Ausgangsstoffen, einschließlich „Designerausgangsstoffen“, die zur 

unerlaubten Herstellung von Suchtstoffen, psychotropen Substanzen und neuen psychoaktiven 

Substanzen verwendet werden. Die Vertragsparteien können vereinbaren, weitere Bereiche wie den 

Austausch bewährter Verfahren oder Informationen über Prävention, Behandlung, Rehabilitation, 

Schadensminderung und Überwachung der Drogenabhängigkeit, Arzneimittel für die Substitution 

von Drogen sowie zusätzliche Maßnahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit bei der Kontrolle 

von Drogenausgangsstoffen, der forensischen Forschung, drogenbezogenen Finanzermittlungen und 

alternativer Entwicklung einzubeziehen. 
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TITEL V 

 

ZUSAMMENARBEIT IN ANDEREN BEREICHEN 

 

 

ARTIKEL 30 

 

Menschenrechte 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Förderung und dem Schutz der 

Menschenrechte nach dem Grundsatz des gegenseitigen Einvernehmens und der gegenseitigen 

Achtung zusammenzuarbeiten. Die Vertragsparteien fördern einen regelmäßigen, substanziellen, 

breit angelegten Menschenrechtsdialog. 

 

(2) Die Zusammenarbeit im Bereich der Menschenrechte kann unter anderem Folgendes 

umfassen: 

 

a) Aufbau von Kapazitäten für die Umsetzung der für die Vertragsparteien geltenden 

internationalen Menschenrechtsinstrumente und zur Stärkung der Durchführung von 

Aktionsplänen im Bereich der Menschenrechte, 

 

b) Förderung des Dialogs und des Austauschs von Kontakten und Informationen im Bereich der 

Menschenrechte, 

 

c) Stärkung der konstruktiven Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien innerhalb der 

Menschenrechtsgremien der Vereinten Nationen. 
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(3) Die Vertragsparteien arbeiten bei der Stärkung der Grundsätze der Demokratie, der 

Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsführung zusammen. Diese Zusammenarbeit kann 

Folgendes umfassen: 

 

a) Stärkung der Zusammenarbeit zwischen nationalen und regionalen Einrichtungen in den 

Zuständigkeitsbereichen Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung, 

 

b) Zusammenarbeit und Koordinierung zur Stärkung der demokratischen Grundsätze, der 

Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit, einschließlich der Gleichheit vor dem Gesetz, 

des Zugangs zu einem wirksamen rechtlichen Beistand und des Rechts auf ein faires und 

ordnungsgemäßes Verfahren und auf Zugang zur Justiz, im Einklang mit ihren aus den 

internationalen Menschenrechtsnormen erwachsenden Verpflichtungen. 

 

 

ARTIKEL 31 

 

Zusammenarbeit im Finanzsektor 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit zwischen den Finanzinstitutionen 

entsprechend ihrem Bedarf und innerhalb des Rahmens ihrer jeweiligen Programme und ihren 

jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu fördern. 
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ARTIKEL 32 

 

Dialog über makroökonomische Politik 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, den Dialog zwischen ihren Behörden zu intensivieren und 

im Hinblick auf den Erfahrungsaustausch zur makroökonomischen Politik, insbesondere in den 

Bereichen der wirtschaftlichen Integration, zusammenzuarbeiten. 

 

 

ARTIKEL 33 

 

Verantwortungsvolles Handeln im Bereich Steuern 

 

Um die Wirtschaft zu stärken und zu entwickeln, gleichzeitig jedoch der Notwendigkeit Rechnung 

zu tragen, einen geeigneten Regulierungsrahmen aufzustellen, erkennen die Vertragsparteien die 

Grundsätze des verantwortungsvollen Handelns im Bereich Steuern an und verpflichten sich zur 

Umsetzung dieser Grundsätze, einschließlich der globalen Standards für Steuertransparenz und 

Informationsaustausch, einer gerechten Besteuerung und der Mindeststandards gegen 

Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS). Die Vertragsparteien werden 

verantwortungsvolles Handeln in Steuerangelegenheiten fördern, die internationale 

Zusammenarbeit im Bereich Steuernverbessern, Maßnahmen zur wirksamen Umsetzung dieser 

Grundsätze entwickeln und die Erhebung von Steuereinnahmen erleichtern, um Steuerhinterziehung 

und -umgehung zu verhindern. 
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ARTIKEL 34 

 

Zusammenarbeit im Bereich Industriepolitik und KKMU 

 

Die Vertragsparteien kommen unter Berücksichtigung ihrer Wirtschaftspolitik und ihrer 

wirtschaftlichen Ziele überein, eine industriepolitische Zusammenarbeit zu fördern, die inklusive, 

nachhaltige und entwicklungsorientierte Produktionstätigkeiten, die Schaffung menschenwürdiger 

Arbeitsplätze, Unternehmertum, Kreativität und Innovation sowie die Resilienz der Lieferketten 

und den Zugang zu Finanzmitteln in allen als geeignet erachteten Bereichen unterstützt, um die 

Formalisierung sowie den Zugang zu internationalen Märkten, die Wettbewerbsfähigkeit und das 

Wachstum von KKMU unter anderem durch Folgendes zu verbessern: 

 

a) Informations- und Erfahrungsaustausch in Bezug auf die Schaffung von Rahmenbedingungen 

für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von KKMU, 

 

b) Förderung von Kontakten zwischen den Wirtschaftsbeteiligten, Unterstützung gemeinsamer 

Investitionen und Gründung von Joint Ventures und Informationsnetzen vor allem im Rahmen 

der bestehenden horizontalen Programme der EU, um insbesondere den Transfer sanfter und 

harter Technologien zwischen den Partnern zu fördern, 

 

c) Bereitstellung von Informationen und Förderung der Innovation sowie Austausch bewährter 

Methoden beim Zugang zu Finanzmitteln und zum Markt, 
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d) Unterstützung des Ausbaus der Kapazitäten von KKMU, um deren reibungslosere Integration 

in die Weltwirtschaft und die Lieferketten zu ermöglichen, 

 

e) Erleichterung und Unterstützung der Maßnahmen der KKMU der Vertragsparteien, 

 

f) Förderung der sozialen Verantwortung und Rechenschaftspflicht von Unternehmen sowie 

Unterstützung verantwortungsvollen unternehmerischen Handelns, einschließlich des 

nachhaltigen Verbrauchs und der nachhaltigen Produktion. 

 

 

ARTIKEL 35 

 

Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 

 

Die Vertragsparteien erleichtern und unterstützen die einschlägigen Kooperationsmaßnahmen der 

Privatwirtschaft beider Vertragsparteien. 
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ARTIKEL 36 

 

Zusammenarbeit im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien 

 

(1) In der Erkenntnis, dass die Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) ein 

wichtiger Bestandteil des modernen Lebens und von entscheidender Bedeutung für die 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung sind, vereinbaren die Vertragsparteien einen 

Meinungsaustausch über ihre jeweilige Politik auf diesem Gebiet zur Förderung der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, der Menschenrechte und der Grundfreiheiten. 

 

(2) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich konzentriert sich unter anderem auf Folgendes: 

 

a) Beteiligung an verschiedenen regionalen Dialogen über die verschiedenen Aspekte der 

Informationsgesellschaft, vor allem über die Politik für die elektronische Kommunikation und 

deren Regulierung, einschließlich des Universaldienstes, der Erteilung von Allgemein- und 

Einzelgenehmigungen, des Schutzes personenbezogener Daten sowie der Unabhängigkeit und 

Effizienz der Regulierungsbehörden; 

 

b) Verbund und Interoperabilität der Forschungsnetze und Dienste der Vertragsparteien und 

Südostasiens; 

 

c) Normung und Verbreitung neuer IKT; 

 

d) Förderung der Forschungszusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien im IKT-Bereich; 
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e) gemeinsame Forschungsprojekte im IKT-Bereich, insbesondere mittels der 

Forschungsrahmenprogramme der EU, einschließlich der Zusammenarbeit zwischen den 

Vertragsparteien insbesondere in den Bereichen elektronische Behördendienste, mobile 

Anwendungen, Animation und Multimedia; 

 

f) Sicherheitsfragen und -aspekte im Zusammenhang mit den IKT, einschließlich der Förderung 

der Online-Sicherheit und der Bekämpfung der Cyberkriminalität, von Desinformation sowie 

des Missbrauchs der Informationstechnologie und aller Formen von elektronischen Medien; 

 

(3) Im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien wird die 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen gefördert. 

 

(4) Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet der Cybersicherheit durch den Austausch von 

Informationen über Strategien, Konzepte und bewährte Verfahren im Einklang mit ihren Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften und ihren internationalen Verpflichtungen zusammen. 

 

(5) Die Vertragsparteien fördern den Austausch von Informationen zur Cybersicherheit in den 

Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Sensibilisierungsinitiativen, Anwendung ihrer 

jeweiligen Normen und technischen Spezifikationen für Cybersicherheitsrisikomanagement und die 

Cybersicherheit von IKT-Produkten und -Diensten, einschließlich Cybersicherheitszertifizierung, 

sowie zu den damit zusammenhängenden Forschungs- und Entwicklungsstrategien. 
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ARTIKEL 37 

 

Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technologie und Innovation 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im beiderseitigen Interesse und im Einklang mit ihren 

jeweiligen Politiken auf allen Gebieten der Wissenschaft, Technologie und Innovation 

zusammenzuarbeiten. Die Zusammenarbeit wird die Unterstützung multilateraler und regionaler 

Forschungs- und Innovationsinitiativen verstärken, um neue Lösungen für Herausforderungen in 

den Bereichen Ökologie, Digitales, Gesundheit, Soziales und Innovation zu erarbeiten. 

Gemeinsame Maßnahmen werden vor allem erforderlich sein, um künftige globale 

Gesundheitskrisen, insbesondere neu auftretende Infektionskrankheiten, zu verhindern und ein 

gemeinsames Engagement für den Aufbau einer gesünderen, sichereren, gerechteren und 

nachhaltigeren Welt zu erreichen. Die Bereiche der Zusammenarbeit können unter anderem die 

Suche nach Lösungen für globale Herausforderungen wie Klimawandel, Biodiversitätskrise, 

Umweltverschmutzung, Ressourcenerschöpfung oder Infektionskrankheiten, auch in 

Krisensituationen, sowie Lösungen für den ökologischen und digitalen Wandel umfassen. Bei den 

Initiativen sollte eine weltweite Führungsrolle in Bezug auf die Klima- und Umweltziele 

übernommen werden. 

 

(2) Die Zusammenarbeit im Bereich Wissenschaft, Technologie und Innovation dient folgenden 

Zielen: 

 

a) Förderung der Kontinuität von Wissenschafts-, Technologie- und Innovationsprogrammen 

und Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung, einer wissensbasierten Gesellschaft, der 

Lebensqualität und einer nachhaltigen Umwelt, 

 

b) Förderung des Austauschs von Informationen und Know-how in den Bereichen Wissenschaft, 

Technologie und Innovation, insbesondere hinsichtlich der Umsetzung von Politik und 

Programmen, 
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c) Förderung dauerhafter Verbindungen zwischen den Wissenschaftlern, den Forschungszentren, 

den Hochschulen und der Industrie der Vertragsparteien, 

 

d) Förderung der Entwicklung der Humanressourcen, 

 

e) Förderung der gemeinsamen Forschung im Rahmen der wissenschaftlichen und 

technologischen Zusammenarbeit und des gleichberechtigten Zugangs zu den 

Forschungsergebnissen, der partnerschaftlichen Zusammenarbeit bei diesen und des 

gemeinsamen Eigentums daran, im Einklang mit den Vorschriften über die Rechte des 

geistigen Eigentums sowie mit den gemeinsamen Werten und Grundsätzen und den 

vereinbarten Rahmenbedingungen. 

 

(3) Die Zusammenarbeit im Bereich Wissenschaft, Technologie und Innovation erfolgt in Form 

von gemeinsamen Forschungsprojekten und von Wissenschaftleraustausch, -tagungen und -

ausbildungsmaßnahmen im Rahmen internationaler Mobilitätsprogramme, bei denen für die 

möglichst weite Verbreitung der Forschungsergebnisse gesorgt wird. Geistige Eigentumsrechte, die 

sich aus gemeinsamen Forschungsarbeiten und -tätigkeiten ergeben, werden zu einvernehmlich 

festzulegenden Bedingungen aufgeteilt. 

 

(4) Durch die Zusammenarbeit im Bereich Wissenschaft, Technologie und Innovation 

unterstützen die Vertragsparteien die Teilnahme ihrer Behörden, ihrer Hochschulen, ihrer 

Forschungszentren und ihres produktiven Sektors, insbesondere von KKMU. 

 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, alle Anstrengungen zu unternehmen, um die 

Öffentlichkeit für die mit ihren Programmen zur Zusammenarbeit in den Bereichen Wissenschaft, 

Technologie und Innovation geschaffenen Möglichkeiten zu sensibilisieren. 
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ARTIKEL 38 

 

Klimawandel 

 

(1) Die Vertragsparteien sehen den Klimawandel als eine existenzielle Bedrohung der 

Menschheit an und bekräftigen ihr Bekenntnis zur Stärkung der weltweiten Antwort auf diese 

Bedrohung. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Entschlossenheit, die Ziele des UNFCCC und des 

Übereinkommens von Paris zu erreichen. Dementsprechend setzt jede Vertragspartei das UNFCCC 

und das Übereinkommen von Paris wirksam um. 

 

(2) Die Vertragsparteien streben an, die globale Reaktion auf den Klimawandel und seine 

Auswirkungen zu verstärken. Im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris intensivieren die 

Vertragsparteien auch die Zusammenarbeit bei politischen Maßnahmen zur Eindämmung des 

Klimawandels, zur Anpassung an die negativen Auswirkungen des Klimawandels, einschließlich 

des Anstiegs des Meeresspiegels, und zur Ausrichtung ihrer Volkswirtschaften, einschließlich der 

Finanzströme, auf eine hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarme und gegenüber 

Klimaänderungen resiliente Entwicklung. 

 

(3) Die Zusammenarbeit im Bereich Klimawandel dient folgenden Zielen: 

 

a) Stärkung der Kapazitäten und der Fähigkeit, die klimawandelbezogenen Herausforderungen 

beruhend auf den nationalen Bedürfnissen und auf diese eingehend zu meistern, 
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b) Stärkung des Kapazitätsaufbaus bei der Umsetzung der national festgelegten Beiträge und der 

nationalen Anpassungspläne sowie anderer Minderungsmaßnahmen in Bereichen von 

beiderseitigem Interesse zur Unterstützung eines nachhaltigen und CO2-armen Wachstums, 

 

c) Förderung der Zusammenarbeit bei der Klimafinanzierung und der Entwicklung von 

Finanzierungsmechanismen zur Bekämpfung des Klimawandels, und des Dialogs über diese 

Themen, auch unter Einbeziehung des Privatsektors, 

 

d) Anpassung an die negativen Auswirkungen des Klimawandels, einschließlich Einbeziehung 

von Anpassungsmaßnahmen in die Entwicklungsstrategien und -planung der Vertragsparteien 

auf allen Ebenen, 

 

e) Förderung der Zusammenarbeit bei Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten und bei 

Klimaschutz- und Anpassungstechnologien, 

 

f) Förderung von Sensibilisierungsmaßnahmen, auch für die am stärksten gefährdeten 

Bevölkerungsgruppen und in gefährdeten Gebieten lebende Bevölkerungsgruppen, 

Erleichterung der Beteiligung der Öffentlichkeit an den Maßnahmen zur Bewältigung des 

Klimawandels sowie Einbeziehung einer Analyse der geschlechtsspezifischen Auswirkungen 

des Klimawandels, 

 

g) Förderung der Zusammenarbeit und des Dialogs bei der Entwicklung wirtschaftlicher 

Instrumente zur Bekämpfung des Klimawandels wie der Bepreisung von CO2-Emissionen 

und gegebenenfalls anderer Instrumente, 

 

h) Förderung der Entwicklung von Katastrophenvorsorge- und 

Katastrophenrisikomanagementstrategien, auch für gefährdete Gebiete und Gemeinschaften. 
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ARTIKEL 39 

 

Energie 

 

(1) Die Vertragsparteien streben eine Intensivierung der Zusammenarbeit im Energiebereich an, 

um 

 

a) einen universellen Zugang zu erschwinglichen, zuverlässigen und nachhaltigen 

Energiedienstleistungen und eine deutliche Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am 

globalen Energiemix zu gewährleisten, 

 

b) neue, nachhaltige, innovative und erneuerbare Energiequellen, einschließlich Biokraftstoffe 

und Biomasse, Wind- und Solarenergie und geothermischer Energie sowie Stromerzeugung 

aus Wasserkraft zu entwickeln, unter Hinweis darauf, dass es zur Erhöhung der 

Energieversorgungssicherheit wichtig ist, die Energieversorgung zu diversifizieren, 

 

c) die Entwicklung einer Politik zu unterstützen, die erneuerbare Energie wettbewerbsfähiger 

macht, 

 

d) sowohl auf der Angebots- als auch der Nachfrageseite eine rationelle Energienutzung und 

eine bessere Energieeffizienz zu erreichen, indem die Energieeffizienz bei der Erzeugung, 

dem Transport, der Verteilung und dem Endverbrauch von Energie gefördert wird, 

 

e) die Zusammenarbeit bei Technologien für saubere Energie zu fördern, unter anderem durch 

Forschungszusammenarbeit, insbesondere in den Bereichen erneuerbare Energien, 

Energiespeicherung und Dekarbonisierung der Nutzung fossiler Brennstoffe, 

 

f) eine CO2-arme Stromerzeugung zu fördern, die zu einer Energiewende im Einklang mit den 

Zielen des Übereinkommens von Paris beiträgt, 
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g) den Kapazitätsaufbau zu stärken und Investitionen in Energieinfrastruktur und saubere 

Energietechnologien unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Transparenz zu fördern, 

 

h) den Wettbewerb und ein günstiges Investitionsklima auf dem Energiemarkt zu fördern. 

 

(2) Zu diesen Zwecken kommen die Vertragsparteien überein, Kontakte und gemeinsame 

Forschung zu ihrem beiderseitigen Nutzen zu fördern, insbesondere durch die regionale 

Zusammenarbeit im Energiebereich. Da die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und das 

Übereinkommen von Paris den übergreifenden Rahmen für die Partnerschaft bilden, betonen die 

Vertragsparteien die Notwendigkeit, sich mit dem Zusammenhang zwischen dem Zugang zu 

erschwinglichen Energiedienstleistungen und nachhaltiger Entwicklung zu befassen. Diese 

Aktivitäten können unter anderem in Zusammenarbeit mit der Energieinitiative der EU gefördert 

werden. 

 

 

ARTIKEL 40 

 

Verkehr 

 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich, in relevanten Bereichen der Verkehrspolitik 

zusammenzuarbeiten, um im Einklang mit den einschlägigen internationalen Normen und 

Grundsätzen, die für beide Vertragsparteien gelten, einen nachhaltigen Verkehr sowie eine 

hochwertige, zuverlässige, nachhaltige und widerstandsfähige Infrastruktur, einschließlich 

regionaler und grenzüberschreitender Infrastruktur, zu fördern, den Personen- und Güterverkehr zu 

verbessern, die wirtschaftliche Entwicklung und das Wohlergehen der Menschen zu unterstützen, 

mit Schwerpunkt auf einem erschwinglichen und gleichberechtigten Zugang für alle, die Sicherheit 

des See- und Luftverkehrs zu fördern, den Umweltschutz zu fördern und die Effizienz ihrer 

Verkehrssysteme zu steigern. 
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(2) Durch die Zusammenarbeit der Vertragsparteien im Bereich Verkehr wird Folgendes 

gefördert: 

 

a) Austausch von Informationen über ihre jeweilige Verkehrspolitik und -praxis, insbesondere in 

Bezug auf sichere, erschwingliche, zugängliche und nachhaltige städtische und öffentliche 

Verkehrssysteme für alle, unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse 

schutzbedürftiger Gruppen (einschließlich Frauen, Kindern, Menschen mit Behinderungen 

und älterer Menschen), den Land-, See- und Luftverkehr, die Verkehrslogistik sowie den 

Verbund und die Interoperabilität multimodaler Verkehrsnetze; 

 

b) die zivile Nutzung globaler Satellitennavigationssysteme unter besonderer Berücksichtigung 

von Regulierungs-, Wirtschafts- und Marktentwicklungsfragen von beiderseitigem Nutzen; in 

diesem Zusammenhang wird die Nutzung des europäischen globalen 

Satellitennavigationssystems in Betracht gezogen, um die Vorteile für beide Vertragsparteien 

zu maximieren; 

 

c) ein Dialog, der darauf abzielt, die Flugsicherheit, die Infrastrukturnetze des Luftverkehrs und 

den Flugbetrieb zwecks schneller, effizienter, nachhaltiger und sicherer Beförderung von 

Personen und Waren zu verbessern und die Möglichkeiten für eine Weiterentwicklung der 

Beziehungen im Bereich des Luftverkehrs zu prüfen. Die Zusammenarbeit in der 

Zivilluftfahrt sollte weiter gefördert werden; 
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d) ein Dialog auf dem Gebiet der Seeverkehrsdienste in Bereichen von beiderseitigem Interesse, 

mit dem insbesondere Folgendes angestrebt wird:  

 

i) Erleichterung und Zusammenarbeit bei der Beseitigung aller Hindernisse, die die 

Entwicklung des Seeverkehrs behindern könnten, und Verbesserung der Bedingungen 

für den Seefrachtverkehr zwischen den Häfen der Vertragsparteien; 

 

ii) Gewährung des uneingeschränkten Zugangs zum internationalen und 

grenzüberschreitenden Handel auf kommerzieller Basis; 

 

iii) Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Seeverkehrssektors der Vertragsparteien; 

 

iv) Gewährung einer diskriminierungsfreien Behandlung von Schiffen, die die Flagge eines 

Mitgliedstaats beziehungsweise Thailands führen oder von Staatsangehörigen oder 

Gesellschaften der jeweils anderen Vertragspartei betrieben werden, im Vergleich zu 

der Behandlung, die den eigenen Schiffen der jeweiligen Vertragspartei beim Zugang zu 

Häfen, Hilfsdiensten und Hafendienstleistungen gewährt wird, auch im Hinblick auf die 

Rolle des Seeverkehrs bei der Entwicklung einer effizienten Transportkette; 

 

e) die Umsetzung der Normen für die Gefahrenabwehr, die Sicherheit und die Verhütung der 

Meeresverschmutzung sowie deren Reduzierung, insbesondere im Seeverkehr, im Einklang 

mit den für die Vertragsparteien geltenden internationalen Übereinkünften, einschließlich der 

Zusammenarbeit in den zuständigen internationalen Gremien zur Gewährleistung einer 

besseren Durchsetzung der internationalen Regelungen. 
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ARTIKEL 41 

 

Tourismus 

 

(1) In Anlehnung an die einschlägigen internationalen Leitlinien für nachhaltigen Tourismus 

streben die Vertragsparteien an, den Informationsaustausch zu verbessern und bewährte Methoden 

einzuführen, um die ausgewogene Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus zu gewährleisten, der 

Arbeitsplätze schafft und lokale Kultur und Produkte fördert, und die Entwicklung von 

Instrumenten zur Beobachtung der Auswirkungen der nachhaltigen Entwicklung auf den 

nachhaltigen Tourismus zu fördern. 

 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, eine Zusammenarbeit beim Schutz und bei der 

optimalen Nutzung des Potenzials des natürlichen und des kulturellen Erbes zu entwickeln, indem 

die negativen Auswirkungen des Tourismus, vor allem der Ausbeutung von Menschen, 

insbesondere von Kindern, in jeder Form begrenzt, wildlebende Tiere, die Flora, die Biodiversität 

und die Ökosysteme geschützt werden und indem der positive Beitrag der Tourismuswirtschaft zur 

nachhaltigen Entwicklung der örtlichen Gemeinschaften verstärkt wird, unter anderem indem der 

Ökotourismus unter Wahrung der Integrität und der Interessen der örtlichen und indigenen 

Gemeinschaften ausgebaut und die Ausbildung in der Tourismusbranche verbessert wird. 

 

 

ARTIKEL 42 

 

Bildung und Kultur 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, eine Zusammenarbeit in den Bereichen Bildung und 

Kultur zu fördern, bei der ihre Verschiedenheit gebührend berücksichtigt wird, um das gegenseitige 

Verständnis und die Kenntnis der Kultur und der Sprachen der jeweils anderen Seite zu verbessern. 
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(2) Die Vertragsparteien streben danach, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um den Beitrag von 

Bildung und Kultur zu den Ausbildungsmaßnahmen im Bereich nachhaltige Entwicklung und zum 

kulturellen Austausch zu fördern und gemeinsame Initiativen in diesen Bereichen, einschließlich 

der gemeinsamen Organisation kultureller Veranstaltungen, durchzuführen. In diesem 

Zusammenhang kommen die Vertragsparteien auch überein, die Tätigkeit der Asien-Europa-

Stiftung weiter zu unterstützen. 

 

(3) Die Vertragsparteien kommen überein, in den einschlägigen internationalen Foren wie der 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) eng 

zusammenzuarbeiten, um die Erhaltung des materiellen und immateriellen Kulturerbes zu 

verbessern, insbesondere im Zusammenhang mit dem am 16. November 1972 von der 

Generalkonferenz der UNESCO angenommen Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und 

Naturerbes der Welt und dem am 17. Oktober 2003 von der Generalkonferenz der UNESCO 

angenommenen Übereinkommen zum Schutz des immateriellen Kulturerbes, wobei der Förderung 

der kulturellen Vielfalt für die Entwicklung der Kunst und der wissensbasierten kreativen 

Wirtschaft große Bedeutung beigemessen wird. 

 

(4) Die Vertragsparteien fördern ferner Maßnahmen zur Herstellung von Verbindungen zwischen 

ihren jeweiligen Fachstellen und zur Förderung des Austauschs von Informationen, Know-how, 

Studierenden, Lehrpersonal und Fachleuten und zur weiteren Förderung der Verbindungen 

zwischen Think-Tanks. Bei dieser Zusammenarbeit und beim Einsatz technischer Ressourcen 

werden die im Rahmen der Programme der EU in Südostasien in den Bereichen Bildung und Kultur 

angebotenen Möglichkeiten und die Erfahrung beider Vertragsparteien auf diesem Gebiet genutzt. 

Die Vertragsparteien kommen ferner überein, die Zusammenarbeit im Hochschulbereich zu 

intensivieren und die Durchführung des Programms Erasmus+ zu fördern sowie bewährte 

Verfahren im Bereich Jugendpolitik und Jugendarbeit auszutauschen. 
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ARTIKEL 43 

 

Umwelt und natürliche Ressourcen 

 

(1) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass es notwendig ist, beim Umweltschutz und 

im Hinblick auf eine CO2-arme, resiliente und ressourceneffiziente Kreislaufwirtschaft, unter 

Einbeziehung von Bioökonomie und der Entkopplung von Wirtschaftswachstum und 

Umweltzerstörung zusammenzuarbeiten und als Grundlage für die Entwicklung heutiger und 

künftiger Generationen natürliche Ressourcen zu erhalten und nachhaltig zu bewirtschaften und die 

biologische Vielfalt zu fördern. 

 

(2) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Zusammenarbeit im Bereich Umwelt 

und natürliche Ressourcen eine effiziente Ressourcennutzung, die Erhaltung und die Verbesserung 

der Umwelt im Streben nach einer nachhaltigen Entwicklung fördern muss. Im Rahmen ihrer 

Zusammenarbeit werden die Vertragsparteien auf die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung und auf die wirksame Umsetzung der einschlägigen multilateralen 

Umweltübereinkommen, einschließlich des Übereinkommens von Paris, hinarbeiten. 

 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich, ihre Zusammenarbeit beim Umweltschutz fortzusetzen 

und zu vertiefen, insbesondere mit Blick auf Folgendes: 

 

a) Förderung des Umweltbewusstseins und einer verantwortungsbewussten Umweltpolitik, 

einschließlich einer stärkeren und gehaltvollen Beteiligung örtlicher Gemeinschaften an den 

Bemühungen um Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung; 

 



 

 

EU/TH/de 59 

b) Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft, um einen nachhaltigen Verbrauch und eine 

nachhaltige Produktion zu gewährleisten, die Ressourceneffizienz zu maximieren und die 

Entstehung von Abfällen, insbesondere von Kunststoffabfällen, zu minimieren, um die 

Meeresverschmutzung durch Kunststoffe und die Verschmutzung durch Mikrokunststoffe zu 

verhindern; 

 

c) Einbeziehung der Werte der Ökosysteme und der biologischen Vielfalt in die nationale und 

lokale Planung, die Strategien zur Armutsbekämpfung und die diesbezüglichen Berichte 

sowie Förderung der Umsetzung einschlägiger multilateraler Umweltübereinkommen, auch in 

Bezug auf die biologische Vielfalt und den internationalen Handel mit wildlebenden Arten; 

 

d) Schutz, Erhaltung und Wiederherstellung von Flächen und Böden sowie nachhaltige 

Landbewirtschaftung, um eine landdegradationsneutrale Welt zu erreichen; 

 

e) Zusammenarbeit im Hinblick auf eine nachhaltige Waldbewirtschaftung und die 

Verbesserung der Politikgestaltung im Forstsektor, insbesondere Beiträge zur regionalen 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags und des damit 

verbundenen Handels, der Entwaldung und der Waldschädigung, unter anderem durch die 

Förderung entwaldungsfreier Lieferketten von Agrarrohstoffen, die Förderung der Erhaltung, 

Aufforstung und Wiederaufforstung von Wäldern sowie der Wiederherstellung und des 

Ausbaus der in Wäldern gespeicherten Kohlenstoffbestände; dies kann den Abschluss eines 

Freiwilligen Partnerschaftsabkommens über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und 

Handel im Forstsektor umfassen; 

 

f) effiziente Verwaltung von Nationalparks sowie die Bestimmung und den Schutz biologisch 

besonders vielfältiger Gebiete und gefährdeter Ökosystemen unter gebührender 

Berücksichtigung lokaler Gemeinschaften, die in diesen Gebieten oder deren Nähe leben, und 

bedrohter und gefährdeter Arten; 
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g) Schutz und nachhaltige Bewirtschaftung der Küsten- und Meeresressourcen, einschließlich 

der Meeresschutzgebiete und der Meeresumwelt; 

 

h) Verhinderung der illegalen grenzüberschreitenden Verbringung von Chemikalien, festen und 

elektronischen Abfällen und Abfällen im Meer, ozonabbauenden Stoffen sowie bedrohten und 

gefährdeten Arten; Vermeidung von Wasser-, Boden- und Luftverschmutzung und 

Lärmbelastung; 

 

i) Gewährleistung einer inklusiven, sicheren und umweltgerechten Behandlung von 

Chemikalien und Abfällen; 

 

j) Förderung der Zusammenarbeit bei der nachhaltigen Wasser- und Sanitärversorgung, um die 

Verfügbarkeit, Qualität und Effizienz von Wasser sicherzustellen; 

 

k) Förderung von Öko-Innovationen und sauberen Technologien, um Umwelttechnologie, 

nachhaltige Produkte und Dienstleistungen, auch durch angemessene steuerliche und 

finanzielle Anreize, zu fördern und einzuführen; 

 

l) Förderung der Nutzung von Erdbeobachtungssystemen bei Umweltfragen sowie 

entsprechender Kapazitätsaufbau und Erfahrungsaustausch. 

 

 



 

 

EU/TH/de 61 

ARTIKEL 44 

 

Meerespolitik 

 

(1) Die Vertragsparteien intensivieren den Dialog und die Zusammenarbeit in Fragen der 

Meerespolitik, um die langfristige Erhaltung und nachhaltige Bewirtschaftung der lebenden 

Meeresschätze und der Meeresökosysteme zu fördern. 

 

(2) Die Vertragsparteien verstärken die Zusammenarbeit bei der Erhaltung, Bewirtschaftung und 

nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresschätze im Sinne des Seerechtsübereinkommens der 

Vereinten Nationen (SRÜ), das am 10. Dezember 1982 von der Dritten Seerechtskonferenz 

angenommen wurde, und des Verhaltenskodex der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 

(FAO) für verantwortungsvolle Fischerei, der mit der Resolution Nr. 4/95 der FAO-Konferenz vom 

31. Oktober 1995 angenommen wurde. Die Vertragsparteien verpflichten sich zusammenzuarbeiten, 

um die Verwirklichung der Ziele des am 24. November 1993 in Rom angenommenen FAO-

Übereinkommens zur Förderung der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen durch Fischereifahrzeuge auf hoher See sowie des am 4. August 1995 

in New York angenommenen Übereinkommens zur Durchführung der Bestimmungen des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Erhaltung und 

Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und weit wandernder Fischbestände zu 

fördern. 
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(3) Die Vertragsparteien kommen ferner überein, zusammenzuarbeiten: 

 

a) bei der Förderung der Umsetzung des am 22. November 2009 in Rom angenommenen FAO-

Übereinkommens über Hafenstaatmaßnahmen zur Verhinderung, Bekämpfung und 

Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei, 

 

b) mit den und im Rahmen der regionalen Fischereiorganisationen oder 

Fischereivereinbarungen, denen sie als Mitglieder, Beobachter oder kooperierende 

Nichtvertragspartei angehören, mit dem Ziel, die Erhaltung und nachhaltige Bewirtschaftung 

der lebenden Meeresschätze und ihrer Ökosysteme zu fördern, 

 

c) bei der Bekämpfung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten (IUU) Fischerei und 

fischereibezogener Tätigkeiten, mittels umfassender, wirksamer und transparenter 

Maßnahmen, unter anderem durch Erfahrungsaustausch, Förderung des Kapazitätsaufbaus 

und des Informationsaustauschs über IUU-Fischereitätigkeiten, gemäß dem Bedarf, unter 

Berücksichtigung der Vertraulichkeit von Daten und der nationalen Rechtsvorschriften, 

 

d) bei der Förderung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit im Fischerei- und 

Meeresfrüchtesektor und der Umsetzung des am 30. Mai 2007 in Genf angenommenen IAO-

Übereinkommens Nr. 188 über die Arbeit im Fischereisektor, 
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e) bei der Entwicklung einer nachhaltigen und verantwortungsvollen Meeresaquakultur, 

insbesondere bei der Umsetzung der Ziele und Grundsätze des FAO-Verhaltenskodex für 

verantwortungsvolle Fischerei, 

 

f) bei der Verringerung des Drucks auf die Ozeane, unter anderem durch die Bekämpfung von 

Abfällen und Verschmutzung im Meer, auch aus Quellen an Land und Schiffen, sowie durch 

menschliche maritime Tätigkeiten, im Rahmen der für die Vertragsparteien geltenden 

internationalen Verpflichtungen und durch Anpassungs- und Minderungsmaßnahmen zur 

Stärkung der Resilienz der Ozeane und Küstengemeinden gegenüber dem Klimawandel. 

 

 

ARTIKEL 45 

 

Landwirtschaft, Viehzucht, Fischerei und ländliche Entwicklung 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, den Dialog zu den Themen Landwirtschaft, 

Viehzucht, Fischerei und ländliche Entwicklung zu fördern. Auf folgenden Gebieten tauschen die 

Vertragsparteien Informationen aus und bauen die Zusammenarbeit aus: 

 

a) Agrarpolitik und die internationalen landwirtschaftlichen Perspektiven im Allgemeinen, 

 

b) Förderung und Erleichterung des Agrarhandels, einschließlich des Handels mit Pflanzen, 

Tieren, Wassertieren und deren Erzeugnissen, 
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c) Entwicklungspolitik in ländlichen Gebieten, einschließlich sonstiger Produktionsfaktoren und 

Betriebsmittel, Wissen, Finanzdienstleistungen, Märkten und Möglichkeiten für 

Wertschöpfung sowie Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft, 

 

d) Politik im Bereich Pflanzen, Tiere und Erzeugnisse von Wassertieren, einschließlich 

landwirtschaftlicher Qualitätsregelungen wie geografische Angaben und 

ökologische/biologische Produktion, sowie Zusammenarbeit im Bereich der guten 

landwirtschaftlichen Praxis, 

 

e) Förderung der Zertifizierungs- und Akkreditierungssysteme für den ökologischen Landbau 

und der nachhaltigen landwirtschaftlichen Erzeugung. 

 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit im Bereich Technologie, den 

Kapazitätsaufbau und andere Formen der Zusammenarbeit zu fördern, die die Produktivität 

erhöhen, eine sichere und nachhaltige Produktion und resiliente Praktiken in Landwirtschaft, 

Viehzucht, Fischerei und in ländlichen Entwicklungsgebieten stärken und die Vorsorge, Prävention, 

Erkennung, Reaktion und Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten, Tierseuchen und Zoonosen im 

Einklang mit dem Konzept „Eine Gesundheit“ und internationalen Standards verbessern. 

 

(3) Die Vertragsparteien kommen überein, den öffentlichen und den privaten Sektor zu 

ermutigen, Geschäftsinformationen zu erörtern und auszutauschen, was die Organisation von 

Business-Matching-Veranstaltungen und von Veranstaltungen zur Förderung des Handels mit 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen einschließt. 
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ARTIKEL 46 

 

Gesundheit 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im Gesundheitssektor zusammenzuarbeiten und 

Erfahrungen und bewährte Verfahren auszutauschen, um die Tätigkeiten im Bereich der Forschung 

zu stärken, die Bedrohung durch wichtige nicht übertragbare und übertragbare Krankheiten, 

einschließlich durch die COVID-19-Pandemie, anzugehen, die universelle Gesundheitsversorgung 

auszuweiten und die Gesundheitsdienste, einschließlich der Versorgung im Bereich der sexuellen 

und reproduktiven Gesundheit, zu stärken. Die Vertragsparteien kommen ferner überein, einen 

Meinungsaustausch zu pflegen und bewährte Verfahren in Regulierungsfragen, die für Arzneimittel 

und Medizinprodukte relevant sind, auszutauschen. 

 

(2) Die Zusammenarbeit im Bereich der Gesundheit erfolgt hauptsächlich im Rahmen 

internationaler Foren, einschließlich der Weltgesundheitsorganisation, und multilateraler Initiativen 

in Bereichen wie 

 

a) gemeinsame Forschung und Entwicklung wichtiger vertikaler Gesundheitsprogramme, 

gemeinsame Forschung im Rahmen multilateraler Initiativen wie der E: Globalen Allianz für 

chronische Krankheiten und der globalen Forschungszusammenarbeit zur Vorsorge gegen 

Infektionskrankheiten (GloPID-R), 

 

b) Kapazitätsaufbau und Entwicklung der Humanressourcen, 

 

c) internationale Abkommen im Gesundheitswesen. 
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ARTIKEL 47 

 

Beschäftigung und Soziales 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, ihre Zusammenarbeit im Bereich Beschäftigung und 

Soziales auszubauen und die technische Hilfe in diesem Bereich zu fördern, einschließlich der 

Zusammenarbeit zur regionalen und sozialen Kohäsion sowie in den Bereichen Gesundheit und 

Sicherheit am Arbeitsplatz, Geschlechtergleichstellung und gleiches Entgelt für gleichwertige 

Arbeit, lebenslanges Lernen und Kompetenzentwicklung, Sozialschutz und menschenwürdige 

Arbeit, mit der Absicht, die sozialen Aspekte der Globalisierung zu vertiefen. 

 

(2) Die Vertragsparteien bekräftigen die Notwendigkeit, den Globalisierungsprozess, der allen 

zugutekommt, zu unterstützen, und produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit als 

Schlüsselelement der nachhaltigen Entwicklung und der Armutsminderung zu fördern, wie in der 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, in der am 10. Juni 2008 in Genf angenommenen 

Erklärung der IAO über soziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung und in der am 21. Juni 

2019 in Genf angenommen Jahrhunderterklärung der IAO für die Zukunft der Arbeit empfohlen 

wurde. Die Vertragsparteien tragen den jeweiligen Besonderheiten und der Unterschiedlichkeit 

ihrer Wirtschafts- und Soziallage Rechnung. 
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(3) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre jeweiligen Verpflichtungen zur Förderung und 

wirksamen Umsetzung international anerkannter Sozial- und Arbeitsnormen sowie zur Achtung, 

Förderung und Verwirklichung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit, die in der 

am 18. Juni 1998 in Genf angenommenen und am 10. Juni 2022 geänderten Erklärung der IAO über 

grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit niedergelegt sind. Die Vertragsparteien kommen 

überein, zusammenzuarbeiten und technische Hilfe zu leisten, um auf die Ratifizierung und 

Umsetzung der grundlegenden IAO-Übereinkommen hinzuarbeiten sowie um nach Bedarf die 

Ratifizierung und Umsetzung anderer aktueller IAO-Übereinkommen zu fördern, auch in Bezug auf 

Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt. 

 

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit zwischen der Regierung und den 

Sozialpartnern in den Bereichen Beschäftigung und Soziales sowie den Austausch von 

Informationen über Beschäftigung, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, die Arbeitsaufsicht 

und den sozialen Dialog über Sozial- und Arbeitsschutz zu fördern. 

 

(5) Die Zusammenarbeit im Bereich Beschäftigung und Soziales kann unter anderem über 

einvernehmlich vereinbarte spezifische Programme und Projekte sowie Dialog, Zusammenarbeit 

und Initiativen zu Themen von gemeinsamem Interesse auf bilateraler oder multilateraler Ebene 

etwa im Rahmen des ASEM, der Partnerschaft EU-ASEAN sowie der IAO erfolgen. 
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ARTIKEL 48 

 

Statistiken 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, im Einklang mit der bereits bestehenden Zusammenarbeit 

zwischen der EU und dem ASEAN im Bereich der Statistik die Harmonisierung der statistischen 

Methoden und Verfahren zu fördern, einschließlich der Erhebung, Verarbeitung, Analyse und 

Verbreitung statistischer Daten, um die Verfügbarkeit qualitativ hochwertiger, aktueller, relevanter 

und detaillierterer aggregierter Daten zu erhöhen, damit sie auf einer für beide Seiten annehmbaren 

Grundlage Statistiken über den Waren- und Dienstleistungsverkehr und allgemein über alle anderen 

unter dieses Abkommen fallenden Bereiche nutzen können, die sich für die statistische 

Verarbeitung eignen. Die Vertragsparteien unterstreichen die Bedeutung von Daten und Statistiken 

für die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. 

 

 

ARTIKEL 49 

 

Zivilgesellschaft 

 

Die Vertragsparteien erkennen die Rolle und den Beitrag der Zivilgesellschaft, insbesondere der 

Wissenschaftler und der Sozialpartner, sowie der Verbindungen zwischen Denkfabriken und 

Sozialpartnern am Dialog- und Kooperationsprozess im Rahmen dieses Abkommens an und 

kommen überein, einen wirksamen Dialog mit der Zivilgesellschaft und deren wirksame und 

konstruktive Beteiligung sowie Multi-Stakeholder-Partnerschaften zu fördern. 
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TITEL VI 

 

MITTEL DER ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 50 

 

Ressourcen für die Zusammenarbeit 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen ihrer Möglichkeiten und Vorschriften 

geeignete Mittel, einschließlich Finanzmittel, zur Erreichung der in diesem Abkommen festgelegten 

Ziele der Zusammenarbeit bereitzustellen. 

 

(2) Die Vertragsparteien fordern die Europäische Investitionsbank auf, ihre Tätigkeit in Thailand 

im Einklang mit ihren Verfahren und Finanzierungskriterien fortzusetzen. 
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ARTIKEL 51 

 

Zusammenarbeit bei der Entwicklungspolitik für Drittländer 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, einen regelmäßigen Dialog über ihre 

Entwicklungsprogramme in Drittländern aufzunehmen. 

 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, bei gemeinsamen Maßnahmen zusammenzuarbeiten, 

die darauf abzielen, den Nachbarländern Thailands und darüber hinaus in den für die trilaterale 

Zusammenarbeit relevanten Sektoren Hilfe für eine nachhaltige Entwicklung zu leisten. Die 

Bereiche der Zusammenarbeit werden von allen beteiligten Partnern auf der Grundlage des Bedarfs 

der Empfängerländer, der Kapazitäten und des Fachwissens der EU und Thailands festgelegt und 

auf Ad-hoc-Basis beschlossen. 
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TITEL VII 

 

INSTITUTIONELLER RAHMEN 

 

 

ARTIKEL 52 

 

Gemischter Ausschuss 

 

(1) Es wird ein Gemischter Ausschuss eingesetzt, der sich aus Vertretern beider Vertragsparteien 

auf möglichst hoher Ebene zusammensetzt und die Aufgabe hat, 

 

a) das ordnungsgemäße Funktionieren und die ordnungsgemäße Durchführung dieses 

Abkommens zu gewährleisten, 

 

b) Prioritäten für die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens zu setzen, 

 

c) Empfehlungen für die Erreichung der Ziele dieses Abkommens auszusprechen. 

 

d) etwaige Differenzen oder Meinungsverschiedenheiten bei der Auslegung, Durchführung oder 

Anwendung dieses Abkommens in Übereinstimmung mit Artikel 55 beizulegen, 
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e) alle von einer der Vertragsparteien vorgelegten Informationen über die Nichterfüllung der 

Verpflichtungen dieses Abkommens zu prüfen und Konsultationen mit der anderen 

Vertragspartei zu führen, um nach Artikel 55 eine für beide Vertragsparteien annehmbare 

Lösung anzustreben. 

 

(2) Der Gemischte Ausschuss tritt in der Regel mindestens alle zwei Jahre zu einem 

einvernehmlich festzusetzenden Termin abwechselnd in Bangkok und Brüssel zusammen. Die 

Vertragsparteien können einvernehmlich auch außerordentliche Sitzungen des Gemischten 

Ausschusses einberufen. Der Vorsitz des Gemischten Ausschusses wird abwechselnd von den 

Vertragsparteien geführt. Die Tagesordnung für Sitzungen des Gemischten Ausschusses wird von 

den Vertragsparteien einvernehmlich festgelegt. 

 

(3) Der Gemischte Ausschuss kann Facharbeitsgruppen einsetzen, die ihn bei der Erfüllung seiner 

Aufgaben unterstützen. Diese Arbeitsgruppen erstatten dem Gemischten Ausschuss nach jeder 

Sitzung ausführlich Bericht über ihre Tätigkeit. 

 

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, dass es auch zu den Aufgaben des Gemischten 

Ausschusses gehört, das ordnungsgemäße Funktionieren der sektoralen Abkommen und Protokolle 

zu gewährleisten, die zwischen den Vertragsparteien geschlossen wurden bzw. werden. 

 

(5) Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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TITEL VIII 

 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL 53 

 

Künftige Entwicklungen 

 

(1) Die Vertragsparteien können dieses Abkommen zur Intensivierung ihrer Zusammenarbeit 

einvernehmlich erweitern und es um Abkommen oder Protokolle über einzelne Gebiete, Sektoren 

oder Maßnahmen ergänzen. Solche besonderen Abkommen oder Protokolle sind Bestandteil der 

bilateralen Gesamtbeziehungen zwischen den Vertragsparteien und unterliegen dem gemeinsamen 

institutionellen Rahmen. 

 

(2) Hinsichtlich der Durchführung dieses Abkommens kann jede Vertragspartei unter 

Berücksichtigung der bei der Anwendung dieses Abkommens gewonnenen Erfahrungen Vorschläge 

für die Erweiterung der Bereiche der Zusammenarbeit unterbreiten. 
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ARTIKEL 54 

 

Andere Übereinkünfte 

 

(1) Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union und 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union berühren weder dieses Abkommen 

noch die aufgrund dieses Abkommens getroffenen Maßnahmen die Befugnis der Mitgliedstaaten, 

mit Thailand bilaterale Kooperationsmaßnahmen durchzuführen oder gegebenenfalls neue 

Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Thailand zu schließen. 

 

(2) Dieses Abkommen berührt nicht die Anwendung oder Durchführung von Verpflichtungen 

einer Vertragspartei gegenüber Dritten. 

 

(3) Dieses Abkommen hindert eine Vertragspartei nicht daran, im Rahmen anderer internationaler 

Übereinkünfte, deren Vertragsparteien beide Vertragsparteien sind, Maßnahmen, einschließlich 

Streitbeilegungsverfahren, zu ergreifen. 

 

 

ARTIKEL 55 

 

Erfüllung der Verpflichtungen 

 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle allgemeinen oder besonderen Maßnahmen, die zur Erfüllung 

ihrer Verpflichtungen aus diesem Abkommen erforderlich sind. Sie tragen dafür Sorge, dass die 

Ziele dieses Abkommens erreicht werden. 
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(2) Im Einklang mit Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe d kann jede Vertragspartei dem Gemischten 

Ausschuss Differenzen über die Anwendung oder Auslegung dieses Abkommens vorlegen. 

 

(3) Ist eine der Vertragsparteien der Auffassung, dass die andere Vertragspartei eine 

Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht erfüllt hat, so kann sie im Einklang mit dem 

Völkerrecht geeignete Maßnahmen treffen. 

 

(4) Vor dem Ergreifen geeignete Maßnahmen gemäß Absatz 3 unterbreitet sie dem Gemischten 

Ausschuss außer in den Fällen nach Absatz 5 vor Einführung dieser geeigneten Maßnahmen alle für 

eine gründliche Prüfung der Lage erforderlichen Informationen, damit eine für die Vertragsparteien 

annehmbare Lösung gefunden werden kann. Die Konsultationen der Vertragsparteien finden unter 

Federführung des Gemischten Ausschusses statt. Gelangt der Gemischte Ausschuss nicht zu einer 

für beide Seiten annehmbaren Lösung, so kann die betreffende Vertragspartei geeignete 

Maßnahmen treffen. 

 

(5) Hat eine Vertragspartei berechtigten Grund zu der Annahme, dass die andere Vertragspartei 

eine Verpflichtung, die in Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 1 als wesentliches Element 

bezeichnet wird, in erheblichem Maße nicht erfüllt, so notifiziert sie diese Nichterfüllung 

unverzüglich der anderen Vertragspartei. Auf Ersuchen einer Vertragspartei hält der Gemischte 

Ausschuss, oder eine anderer von den Vertragsparteien im gegenseitigen Einvernehmen 

bezeichneten Stelle, innerhalb von 30 Tagen sofortige Konsultationen ab, in denen bestimmte 

Aspekte der Maßnahme oder die Grundlage für die Maßnahme gründlich geprüft werden, damit 

eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung gefunden werden kann. Nach Ablauf dieser Frist 

kann die notifizierende Vertragspartei geeignete Maßnahmen treffen. 
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(6) Bei der Wahl der geeigneten Maßnahmen ist denjenigen Maßnahmen Vorrang einzuräumen, 

die das Funktionieren dieses Abkommens oder gegebenenfalls eines anderen spezifischen 

Abkommens nach Artikel 53 Absatz 1 am wenigsten beeinträchtigen. Diese Maßnahmen müssen 

vorübergehender Art sein und in einem angemessenen Verhältnis zu dem Verstoß stehen, um 

sicherzustellen, dass die Verpflichtungen letztlich erfüllt werden. Für die Zwecke von Absatz 4 

können „geeignete Maßnahmen“ die teilweise oder vollständige Aussetzung dieses Abkommens 

umfassen. Für die Zwecke von Absatz 5 können „geeignete Maßnahmen“ die teilweise oder 

vollständige Aussetzung dieses Abkommens oder eines spezifischen Abkommens nach Artikel 53 

Absatz 1 umfassen. Der Beschluss über die Aussetzung wird von jeder Vertragspartei im Einklang 

mit ihren jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften gefasst. 

 

(7) Jede Vertragspartei kann den Gemischten Ausschuss ersuchen, die Umstände, die zur 

Anwendung geeigneter Maßnahmen geführt haben, im Hinblick auf eine für beide Seiten 

annehmbare Lösung zu überprüfen. Die Vertragspartei, die geeignete Maßnahmen trifft, hebt sie 

auf, sobald dies angebracht ist. 

 

 

ARTIKEL 56 

 

Erleichterung 

 

Zur Erleichterung der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens kommen die 

Vertragsparteien überein, den an der Durchführung der Zusammenarbeit beteiligten Beamten und 

Fachleuten im Einklang mit den jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Vertragsparteien die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erleichterungen zu gewähren. 
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ARTIKEL 57 

 

Räumlicher Geltungsbereich 

 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag über die Europäische Union und der 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Gemeinschaft angewandt werden, nach Maßgabe 

jener Verträge einerseits, und für das Gebiet Thailands andererseits. 

 

 

ARTIKEL 58 

 

Bestimmung des Ausdrucks „Vertragsparteien“ 

 

„Vertragsparteien“ sind für die Zwecke dieses Abkommens die EU oder ihre Mitgliedstaaten bzw. 

die EU und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Befugnisse einerseits und Thailand andererseits. 

 

 

ARTIKEL 59 

 

Inkrafttreten und vorläufige Anwendung 

 

(1) Dieses Abkommen tritt dreißig (30) Tage nach dem Tag in Kraft, an dem die letzte 

Vertragspartei der anderen Vertragspartei den Abschluss der hierfür erforderlichen Verfahren 

notifiziert hat. 
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 können Thailand und die EU das Abkommen bis zu seinem 

Inkrafttreten ganz oder teilweise im Einklang mit ihren internen Verfahren vorläufig anwenden. 

 

(3) Die vorläufige Anwendung wird dreißig (30) Tage nach dem Tag wirksam, an dem 

 

a) die EU Thailand den Abschluss ihrer erforderlichen Verfahren unter Angabe der vorläufig 

anzuwendenden Teile dieses Abkommens notifiziert hat, und 

 

b) Thailand der EU den Abschluss seiner erforderlichen Verfahren unter Angabe der vorläufig 

anzuwendenden Teile dieses Abkommens notifiziert hat. 

 

(4) Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei durch schriftliche Notifikation ihre 

Absicht bekunden, die vorläufige Anwendung dieses Abkommens zu beenden. Die Beendigung 

wird dreißig (30) Tage nach dem Tag des Eingangs dieser Notifikation wirksam. 

 

(5) Für die Bestimmungen dieses Abkommens, die vorläufig angewandt werden, gilt jede 

Bezugnahme auf das Inkrafttreten des Übereinkommens als Bezugnahme auf den Tag der 

vorläufigen Anwendung gemäß Absatz 3. 
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(6) Der Gemischte Ausschuss und sonstige mit diesem Abkommen eingesetzte Gremien können 

ihre Aufgaben während der vorläufigen Anwendung dieses Abkommens wahrnehmen, soweit diese 

Aufgaben für die Gewährleistung der vorläufigen Anwendung dieses Abkommens erforderlich sind. 

Alle in Wahrnehmung ihrer Aufgaben angenommenen Beschlüsse werden unwirksam, wenn die 

vorläufige Anwendung dieses Abkommens gemäß Absatz 4 beendet wird. 

 

 

ARTIKEL 60 

 

Geltungsdauer und Kündigung 

 

(1) Dieses Abkommen wird für fünf (5) Jahre geschlossen. Es wird automatisch um einen 

Zeitraum von jeweils einem Jahr verlängert, sofern nicht die eine Vertragspartei der anderen 

Vertragspartei sechs (6) Monate vor Ablauf eines solchen Einjahreszeitraums schriftlich ihre 

Absicht notifiziert, dieses Abkommen nicht zu verlängern. 

 

(2) Dieses Abkommen kann von einer Vertragspartei durch schriftliche Notifikation an die andere 

Vertragspartei gekündigt werden. Die Kündigung wird sechs (6) Monate nach Eingang der 

Notifikation bei der anderen Vertragspartei wirksam. Die Kündigung berührt nicht laufende 

Projekte, die auf der Grundlage des Abkommens vor Eingang der Notifikation begonnen wurden. 
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ARTIKEL 61 

 

Änderungen 

 

Zur Änderung dieses Abkommens ist Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien erforderlich. 

Änderungen werden ab dem Tag der letzten schriftlichen Notifizierung wirksam, dass alle hierfür 

erforderlichen Förmlichkeiten erfüllt sind. 

 

 

ARTIKEL 62 

 

Gemeinsame Erklärungen 

 

Die diesem Abkommen beigefügten gemeinsamen Erklärungen sind Bestandteil dieses 

Abkommens. 

 

 

ARTIKEL 63 

 

Notifikationen 

 

Die Notifikationen nach den Artikeln 59, 60 und 61 sind an den Generalsekretär des Rates der 

Europäischen Union bzw. das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten Thailands zu richten. 
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ARTIKEL 64 

 

Verbindliche Fassungen 

 

Dieses Abkommen ist in zweifacher Urschrift in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, 

estnischer, finnischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, kroatischer, lettischer, 

litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, 

slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer und thailändischer Sprache 

abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten 

dieses Abkommen unterschrieben. 
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 5  

(SCHWERE VERBRECHEN VON INTERNTATIONALEM BELANG) 

 

Die Mitgliedstaaten und Thailand gehören zu den Unterzeichnern des Römischen Statuts des 

Internationalen Strafgerichtshofs, das eine wichtige Entwicklung für das internationale Justizsystem 

und dessen wirksames Funktionieren darstellt. Im Römischen Statut ist festgelegt, dass Völkermord, 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen „schwerste Verbrechen von 

internationalem Belang“ sind. 

 

 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 23  

(JUSTIZIELLE UND RECHTLICHE ZUSAMMENARBEIT) 

 

Die königliche thailändische Regierung geht mit allen Mitteln gemäß ihren Gesetzen vor, um 

sicherzustellen, dass die Todesstrafe nicht vollzogen wird, und wenn die Todesstrafe von einem 

Gericht verhängt wird, legt die königlich thailändische Regierung eine Empfehlung für eine 

königliche Begnadigung vor. 

 

 

________________ 
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РАМКОВО СПОРАЗУМЕНИЕ  

 ЗА ВСЕОБХВАТНО ПАРТНЬОРСТВО И СЪТРУДНИЧЕСТВО  

 МЕЖДУ ЕВРОПЕЙСКИЯ СЪЮЗ  

 И НЕГОВИТЕ ДЪРЖАВИ ЧЛЕНКИ, ОТ ЕДНА СТРАНА,  

 И КРАЛСТВО ТАЙЛАНД, ОТ ДРУГА СТРАНА 

 

 

ACUERDO MARCO GLOBAL 

DE COLABORACIÓN Y COOPERACIÓN 

ENTRE LA UNIÓN EUROPEA 

Y SUS ESTADOS MIEMBROS, POR UNA PARTE, 

Y EL REINO DE TAILANDIA, POR OTRA 

 

 

RÁMCOVÁ DOHODA  

O KOMPLEXNÍM PARTNERSTVÍ A SPOLUPRÁCI  

MEZI EVROPSKOU UNIÍ  

A JEJÍMI ČLENSKÝMI STÁTY NA JEDNÉ STRANĚ  

A THAJSKÝM KRÁLOVSTVÍM NA STRANĚ DRUHÉ 

 

 

RAMMEAFTALE  

OM ET OMFATTENDE PARTNERSKAB OG SAMARBEJDE  

MELLEM DEN EUROPÆISKE UNION  

OG DENS MEDLEMSSTATER PÅ DEN ENE SIDE  

OG KONGERIGET THAILAND PÅ DEN ANDEN SIDE 

 

 

RAHMENABKOMMEN 

ÜBER UMFASSENDE PARTNERSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS 

UND DEM KÖNIGREICH THAILAND ANDERERSEITS 

 

 

ÜHELT POOLT EUROOPA LIIDU JA SELLE LIIKMESRIIKIDE    

NING TEISELT POOLT TAI KUNINGRIIGI  

VAHELINE   

LAIAHAARDELISE PARTNERLUSE JA KOOSTÖÖ  

RAAMLEPING 

 

 

ΣΥΜΦΩΝΙΑ-ΠΛΑΙΣΙΟ  

ΣΥΝΟΛΙΚΗΣ ΕΤΑΙΡΙΚΗΣ ΣΧΕΣΗΣ ΚΑΙ ΣΥΝΕΡΓΑΣΙΑΣ   

ΜΕΤΑΞΥ ΤΗΣ ΕΥΡΩΠΑΪΚΗΣ ΕΝΩΣΗΣ   

ΚΑΙ ΤΩΝ ΚΡΑΤΩΝ ΜΕΛΩΝ ΤΗΣ, ΑΦΕΝΟΣ,   

ΚΑΙ ΤΟΥ ΒΑΣΙΛΕΙΟΥ ΤΗΣ ΤΑΪΛΑΝΔΗΣ, ΑΦΕΤΕΡΟΥ 

 

 

FRAMEWORK AGREEMENT  

ON COMPREHENSIVE PARTNERSHIP AND COOPERATION  

BETWEEN THE EUROPEAN UNION  

AND ITS MEMBER STATES, OF THE ONE PART,  

AND THE KINGDOM OF THAILAND, OF THE OTHER PART 

 

 

ACCORD-CADRE GLOBAL 

DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION 

ENTRE L'UNION EUROPÉENNE 

ET SES ÉTATS MEMBRES, D'UNE PART, 

ET LE ROYAUME DE THAÏLANDE, D'AUTRE PART 
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CREAT-CHOMHAONTÚ  

MAIDIR LE COMHPHÁIRTÍOCHT CHUIMSITHEACH AGUS COMHAR CUIMSITHEACH   

IDIR AN tAONTAS EORPACH   

AGUS A BHALLSTÁIT, DE PHÁIRT,   

AGUS RÍOCHT NA TÉALAINNE, DEN PHÁIRT EILE 

 

 

OKVIRNI SPORAZUM 

O SVEOBUHVATNOM PARTNERSTVU I SURADNJI 

IZMEĐU EUROPSKE UNIJE 

I NJEZINIH DRŽAVA ČLANICA, S JEDNE STRANE, 

I KRALJEVINE TAJLANDA, S DRUGE STRANE 

 

 

ACCORDO QUADRO  

DI PARTENARIATO GLOBALE E COOPERAZIONE  

TRA L'UNIONE EUROPEA  

E I SUOI STATI MEMBRI, DA UNA PARTE,  

E IL REGNO DI THAILANDIA, DALL'ALTRA 

 

 

PAMATNOLĪGUMS  

PAR VISAPTVEROŠU PARTNERĪBU UN SADARBĪBU  

STARP EIROPAS SAVIENĪBU  

UN TĀS DALĪBVALSTĪM, NO VIENAS PUSES,  

UN TAIZEMES KARALISTI, NO OTRAS PUSES 

 

 

EUROPOS SĄJUNGOS  

BEI JOS VALSTYBIŲ NARIŲ  

IR TAILANDO KARALYSTĖS  

PAGRINDŲ SUSITARIMAS  

DĖL VISAPUSIŠKOS PARTNERYSTĖS IR BENDRADARBIAVIMO 

 

 

ÁTFOGÓ PARTNERSÉGI 

ÉS EGYÜTTMŰKÖDÉSI KERETMEGÁLLAPODÁS 

EGYRÉSZRŐL AZ EURÓPAI UNIÓ 

ÉS TAGÁLLAMAI, 

MÁSRÉSZRŐL A THAIFÖLDI KIRÁLYSÁG KÖZÖTT 

 

 

FTEHIM QAFAS 

TA’ SĦUBIJA U KOOPERAZZJONI KOMPRENSIVI 

BEJN L-UNJONI EWROPEA 

U L-ISTATI MEMBRI TAGĦHA, MINN NAĦA WAĦDA, 

U R-RENJU TAT-TAJLANDJA, MIN-NAĦA L-OĦRA 

 

 

KADEROVEREENKOMST  

INZAKE EEN BREED PARTNERSCHAP EN SAMENWERKING  

TUSSEN DE EUROPESE UNIE  

EN HAAR LIDSTATEN, ENERZIJDS,  

EN HET KONINKRIJK THAILAND, ANDERZIJDS 

 

  



EU/TH/X 1c 

UMOWA RAMOWA  

O WSZECHSTRONNYM PARTNERSTWIE I WSPÓŁPRACY  

MIĘDZY UNIĄ EUROPEJSKĄ  

I JEJ PAŃSTWAMI CZŁONKOWSKIMI, Z JEDNEJ STRONY,  

A KRÓLESTWEM TAJLANDII, Z DRUGIEJ STRONY 

 

 

ACORDO-QUADRO  

DE PARCERIA E COOPERAÇÃO ABRANGENTES 

ENTRE A UNIÃO EUROPEIA 

E OS SEUS ESTADOS-MEMBROS, POR UM LADO, 

E O REINO DA TAILÂNDIA, POR OUTRO 

 

 

ACORD-CADRU  

DE PARTENERIAT ȘI DE COOPERARE GLOBALĂ  

ÎNTRE UNIUNEA EUROPEANĂ  

ȘI STATELE MEMBRE ALE ACESTEIA, PE DE O PARTE,  

ȘI REGATUL THAILANDEI, PE DE ALTĂ PARTE 

 

 

RÁMCOVÁ DOHODA  

O KOMPLEXNOM PARTNERSTVE A SPOLUPRÁCI  

MEDZI EURÓPSKOU ÚNIOU  

A JEJ ČLENSKÝMI ŠTÁTMI NA JEDNEJ STRANE  

A THAJSKÝM KRÁĽOVSTVOM NA STRANE DRUHEJ 

 

 

OKVIRNI SPORAZUM  

O OBSEŽNEM PARTNERSTVU IN SODELOVANJU  

MED EVROPSKO UNIJO  

IN NJENIMI DRŽAVAMI ČLANICAMI NA ENI STRANI  

TER KRALJEVINO TAJSKO NA DRUGI STRANI 

 

 

EUROOPAN UNIONIN JA SEN JÄSENVALTIOIDEN 

SEKÄ THAIMAAN KUNINGASKUNNAN VÄLINEN 

KOKONAISVALTAISTA KUMPPANUUTTA JA YHTEISTYÖTÄ 

KOSKEVA PUITESOPIMUS 

 

 

RAMAVTAL  

OM FÖRDJUPAT PARTNERSKAP OCH SAMARBETE  

MELLAN EUROPEISKA UNIONEN  

OCH DESS MEDLEMSSTATER, Å ENA SIDAN,  

OCH KONUNGARIKET THAILAND, Å ANDRA SIDAN 

 

 

กรอบความตกลง 

ว่าดว้ยความเป็นหุน้ส่วนและความรว่มมอืรอบดา้น 

ระหว่างสหภาพยุโรป 

และรฐัสมาชกิฝ่ายหน่ึง  

กบัราชอาณาจกัรไทยในอกีฝ่ายหน่ึง 
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ACCORD-CADRE   

DE PARTENARIAT ET DE COOPÉRATION.. 

ENTRE L'UNION EUROPÉENNE   

ET SES ÉTATS MEMBRES, D'UNE PART,   

ET LE GOUVERNEMENT DE LA MALAISIE,   

D'AUTRE PART 
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L'UNION EUROPÉENNE, ci-après dénommée "l'UE", 

 

et 

 

LE ROYAUME DE BELGIQUE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE BULGARIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE TCHÈQUE, 

 

LE ROYAUME DE DANEMARK, 

 

LA RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE D'ESTONIE, 

 

L'IRLANDE, 

 

LA RÉPUBLIQUE HELLÉNIQUE, 

 

LE ROYAUME D'ESPAGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE, 
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LA RÉPUBLIQUE DE CROATIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE ITALIENNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE CHYPRE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE LETTONIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE LITUANIE, 

 

LE GRAND-DUCHÉ DE LUXEMBOURG, 

 

LA HONGRIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE MALTE, 

 

LE ROYAUME DES PAYS-BAS, 

 

LA RÉPUBLIQUE D'AUTRICHE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE POLOGNE, 

 

LA RÉPUBLIQUE PORTUGAISE, 
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LA ROUMANIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE SLOVÉNIE, 

 

LA RÉPUBLIQUE SLOVAQUE, 

 

LA RÉPUBLIQUE DE FINLANDE, 

 

LE ROYAUME DE SUÈDE, 

 

les États membres de l'Union européenne, ci-après dénommés "États membres", 

 

 d'une part, 

 

et 

 

LE GOUVERNEMENT DE LA MALAISIE, ci-après dénommé la "Malaisie", 

 

 d'autre part, 

 

ci-après dénommés individuellement la "partie" et collectivement les "Parties", 
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CONSIDÉRANT les liens traditionnels d'amitié existant entre les Parties, ainsi que les relations 

historiques, politiques et économiques étroites qui les unissent, 

 

ATTACHANT une importance particulière au caractère exhaustif de leurs relations mutuelles, 

 

CONSIDÉRANT que le présent accord s'inscrit dans le cadre d'une relation plus large et cohérente 

entre les Parties, découlant des accords auxquels elles sont parties, 

 

RECONNAISSANT la valeur de la tolérance, de l'acceptation et du respect mutuel dans une 

communauté internationale présentant une grande diversité et de multiples facettes, et reconnaissant 

l'importance de la modération, 

 

RÉAFFIRMANT l'attachement des Parties au respect des principes démocratiques et des droits de 

l'homme inscrits dans la Déclaration universelle des droits de l'homme adoptée par l'Assemblée 

générale des Nations unies le 10 décembre 1948, et dans d'autres instruments internationaux 

pertinents en matière de droits de l'homme applicables aux Parties, 

 

RÉAFFIRMANT leur attachement aux principes de l'état de droit et de la bonne gouvernance et 

leur désir de promouvoir des progrès économiques et sociaux pour leur population, en tenant 

compte du principe de développement durable et des exigences en matière de protection de 

l'environnement, 

 

SOUCIEUX d'améliorer la coopération en matière de stabilité, de justice et de sécurité 

internationales en tant que condition préalable essentielle pour favoriser le développement socio-

économique durable et l'éradication de la pauvreté et promouvoir le Programme de développement 

durable à l'horizon 2030 qui a été adopté par l'Assemblée générale des Nations unies dans sa 

résolution 70/1 du 25 septembre 2015, 
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CONSIDÉRANT le terrorisme comme une menace pour la sécurité mondiale et DÉSIREUX 

d'intensifier leur dialogue et leur coopération dans le cadre de la lutte contre le terrorisme, en se 

conformant aux instruments applicables du Conseil de sécurité de l'Organisation des Nations unies 

(ci-après dénommé "Conseil de sécurité"), en particulier la résolution 1373 (2001) du Conseil de 

sécurité, 

 

EXPRIMANT leur détermination à prévenir toutes les formes de terrorisme, à lutter contre celles-ci 

et à créer des instruments internationaux efficaces destinés à garantir leur éradication, 

 

RECONNAISSANT que toutes les mesures prises pour combattre le terrorisme doivent être 

conformes aux obligations qui incombent aux Parties au titre du droit international, notamment du 

droit international des droits de l'homme et le droit international humanitaire, 

 

RÉAFFIRMANT que les crimes les plus graves qui touchent l'ensemble de la communauté 

internationale ne doivent pas rester impunis et considérant que les juridictions pénales 

internationales, notamment la Cour pénale internationale, représentent des avancées importantes 

pour la paix et la justice dans le monde, 

 

PARTAGEANT le point de vue selon lequel la prolifération des armes de destruction massive 

(ADM) et de leurs vecteurs représente une menace grave pour la paix et la sécurité internationales 

et souhaitant renforcer leur dialogue et leur coopération en la matière, 
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RECONNAISSANT que la circulation incontrôlée d'armes conventionnelles représente une menace 

pour la paix, la sécurité et la stabilité internationales et régionales et reconnaissant la nécessité de 

coopérer pour garantir le transfert responsable des armes conventionnelles et lutter contre le 

commerce illicite des armes légères et de petit calibre, y compris de leurs munitions, 

 

RECONNAISSANT l'importance de l'accord de coopération entre la Communauté économique 

européenne et l'Indonésie, la Malaisie, les Philippines, Singapour et la Thaïlande – pays membres 

de l'Association des nations de l'Asie du Sud-Est (ASEAN) signé à Kuala Lumpur le 7 mars 1980, 

et de ses protocoles d'adhésion ultérieurs, 

 

RECONNAISSANT l'importance d'un renforcement des relations existantes entre les Parties en vue 

d'améliorer la coopération entre elles et leur volonté commune de consolider, d'approfondir et de 

diversifier leurs relations dans les domaines d'intérêt commun, 

 

EXPRIMANT leur engagement à promouvoir tous les aspects du développement durable, 

notamment la protection de l'environnement et une coopération efficace en vue de lutter contre le 

changement climatique, 

 

EXPRIMANT leur engagement à promouvoir les normes internationalement reconnues dans le 

domaine du travail et des affaires sociales, 

 

SOULIGNANT l'importance d'un renforcement de la coopération en matière de migration, 
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RELEVANT que, si les Parties décidaient, dans le cadre du présent accord, d'adhérer à des accords 

spécifiques relevant de l'espace de liberté, de sécurité et de justice, que l'UE peut conclure 

conformément à la troisième partie, titre V, du traité sur le fonctionnement de l'Union européenne, 

les dispositions de ces accords futurs ne lieraient pas l'Irlande, à moins que l'UE, en même temps 

que l'Irlande pour ce qui concerne ses relations bilatérales antérieures, ne notifie à la Malaisie que 

l'Irlande est désormais liée par ces accords spécifiques futurs en tant que membre de l'UE, 

conformément au protocole nº 21 sur la position de l'Irlande à l'égard de l'espace de liberté, de 

sécurité et de justice annexé au traité sur l'Union européenne et au traité sur le fonctionnement de 

l'Union européenne. De même, toute mesure ultérieure interne à l'UE susceptible d'être adoptée 

conformément au titre susmentionné aux fins de la mise en œuvre du présent accord ne lierait pas 

l'Irlande, à moins que celle-ci n'ait notifié son souhait de participer à cette mesure ou de l'accepter 

conformément au protocole nº 21. RELEVANT ÉGALEMENT que ces accords spécifiques futurs 

ou ces mesures ultérieures internes à l'UE entreraient dans le champ d'application du protocole nº 22 

sur la position du Danemark annexé auxdits traités, 

 

SONT CONVENUS DE CE QUI SUIT: 

 

 



 

 

EU/MY/fr 9 

TITRE I 

 

NATURE ET PORTÉE 

 

 

ARTICLE 1 

 

Fondement de la coopération 

 

1. Le respect des principes démocratiques et des droits de l'homme, inscrits dans la Déclaration 

universelle des droits de l'homme et dans d'autres instruments internationaux pertinents en matière 

de droits de l'homme applicables aux Parties, ainsi que le respect du principe de l'état de droit, sous-

tend les politiques intérieures et internationales des Parties et constitue un élément essentiel du 

présent accord. 

 

2. Les Parties confirment leurs valeurs partagées exprimées dans la Charte des Nations unies 

signée à San Francisco le 26 juin 1945. 

 

3. Les Parties confirment leur engagement à promouvoir le développement durable, à coopérer 

pour relever les défis liés au changement climatique et à la mondialisation et à contribuer à la 

réalisation des objectifs de développement adoptés au niveau international, en particulier au 

renforcement d'un partenariat mondial pour le développement tel qu'il a été renouvelé dans le 

Programme de développement durable à l'horizon 2030. 

 

4. Les Parties réaffirment leur attachement aux principes de la bonne gouvernance sous tous ses 

aspects. 

 

5. La mise en œuvre du présent accord repose sur les principes du dialogue, du respect mutuel, 

du partenariat d'égal à égal, du consensus et du respect du droit international. 
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6. Les Parties conviennent que la coopération au titre du présent accord est menée en conformité 

avec leurs législations, règles, réglementations et politiques respectives. 

 

 

ARTICLE 2 

 

Objectifs de la coopération 

 

L'accord vise à établir un partenariat renforcé entre les Parties, ainsi qu'à approfondir et améliorer la 

coopération sur les questions présentant un intérêt mutuel, en tenant compte des valeurs partagées et 

des principes communs. 

 

 

TITRE II 

 

COOPÉRATION BILATÉRALE, RÉGIONALE ET INTERNATIONALE 

 

 

ARTICLE 3 

 

Coopération dans les enceintes et les organisations régionales et internationales 

 

1. Les Parties s'engagent à procéder à des échanges de vues et à coopérer dans les enceintes et 

les organisations régionales et internationales telles que les Nations unies et leurs agences 

compétentes, le dialogue UE-ASEAN, le forum régional de l'ASEAN, le sommet Asie-Europe 

(ASEM), la Conférence des Nations unies sur le commerce et le développement et l'Organisation 

mondiale du commerce (OMC). 
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2. Les Parties favorisent également la coopération entre les groupes de réflexion, les universités, 

les organisations non gouvernementales et les médias dans les domaines couverts par le présent 

accord. Cette coopération peut notamment porter sur l'organisation de formations, d'ateliers et de 

séminaires, d'échanges d'experts, d'études et d'autres actions convenues par les Parties en rapport 

avec ces domaines. 

 

 

ARTICLE 4 

 

Coopération régionale et bilatérale 

 

Pour chaque domaine de dialogue et de coopération au titre du présent accord, tout en mettant 

l'accent sur les questions relevant du présent accord, les Parties peuvent également, d'un commun 

accord, coopérer par le biais d'activités au niveau régional ou en combinant le cadre bilatéral et le 

cadre régional, en tenant compte des processus décisionnels régionaux du groupement régional 

concerné. À cet égard, dans leur choix du cadre approprié, les Parties cherchent à maximiser 

l'incidence sur toutes les parties concernées et à renforcer la participation de ces dernières tout en 

utilisant au mieux les ressources disponibles et en assurant la cohérence avec les autres activités. 
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TITRE III 

 

COOPÉRATION EN MATIÈRE DE PAIX, DE SÉCURITÉ  

ET DE STABILITÉ INTERNATIONALES 

 

 

ARTICLE 5 

 

Lutte contre le terrorisme 

 

Les Parties réaffirment l'importance de prévenir et de combattre le terrorisme dans le plein respect 

des principes de la charte des Nations unies, de l'état de droit et du droit international, y compris le 

droit international des droits de l'homme et le droit international humanitaire en vigueur, en tenant 

compte de la stratégie antiterroriste mondiale des Nations unies exposée dans la résolution 60/288 

(2006) de l'Assemblée générale des Nations unies et révisée par ses résolutions 62/272 (2008) et 

64/297 (2010). Dans ce cadre, les Parties coopèrent en vue de prévenir et combattre les actes 

terroristes, en particulier: 

 

a) dans le cadre de la mise en œuvre des résolutions 1267 (1999), 1373 (2001) et 1822 (2008) du 

Conseil de sécurité ainsi que d'autres résolutions pertinentes des Nations unies, et de la 

ratification et de la mise en œuvre de conventions et d'instruments internationaux pertinents; 

 

b) en échangeant des informations sur les groupes terroristes et sur les réseaux qui les 

soutiennent, conformément au droit international et au droit interne; 

 

c) en procédant à des échanges de vues sur les moyens et les méthodes utilisés pour lutter contre 

le terrorisme et l'incitation à commettre des actes terroristes, y compris sur le plan technique 

et en matière de formation, et en échangeant des expériences dans le domaine de la prévention 

du terrorisme; 
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d) en coopérant pour approfondir le consensus international sur la lutte contre le terrorisme et le 

financement du terrorisme et dans le cadre normatif approprié, et en œuvrant pour dégager dès 

que possible un accord sur la convention générale contre le terrorisme international de 

manière à compléter les instruments de lutte contre le terrorisme déjà mis en place par les 

Nations unies et les autres instruments internationaux applicables en la matière; 

 

e) en favorisant la coopération entre les États membres des Nations unies de façon à mettre 

effectivement en œuvre la stratégie antiterroriste mondiale des Nations unies par tous les 

moyens appropriés; 

 

f) en mettant en œuvre et en renforçant leur coopération dans la lutte contre le terrorisme au titre 

du dialogue UE-ASEAN et dans le cadre de l'ASEM; 

 

g) en échangeant les bonnes pratiques en matière de prévention du terrorisme et de lutte contre 

celui-ci. 

 

 

ARTICLE 6 

 

Crimes graves ayant une portée internationale 

 

1. Les Parties réaffirment que les crimes les plus graves qui touchent l'ensemble de la 

communauté internationale ne sauraient rester impunis et que leur répression doit être assurée par 

l'adoption de mesures au niveau intérieur ou international, selon le cas, conformément à leurs 

législations respectives et aux obligations internationales applicables. Ces mesures peuvent 

comprendre le recours à des moyens diplomatiques, à des moyens humanitaires et à d'autres moyens 

pacifiques, ainsi qu'aux juridictions pénales internationales. 
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2. Les Parties considèrent que les juridictions pénales internationales, notamment la Cour pénale 

internationale, représentent une avancée importante pour la paix et la justice dans le monde. 

 

3. Les Parties soulignent une fois de plus l'importance de coopérer avec ces juridictions 

conformément à leurs législations respectives et aux obligations internationales applicables. 

 

4. Les Parties coopèrent en vue de promouvoir l'universalité du Statut de Rome de la Cour 

pénale internationale. 

 

 

ARTICLE 7 

 

Armes de destruction massive 

 

1. Les Parties réitèrent l'objectif de renforcer les régimes internationaux concernant les ADM. 

Elles estiment que la prolifération des ADM et de leurs vecteurs, au profit d'acteurs tant étatiques 

que non étatiques, représente l'une des menaces les plus graves qui pèsent sur la stabilité et la 

sécurité internationales. Les Parties coopèrent et contribuent à la stabilité et à la sécurité 

internationales en respectant pleinement et en appliquant au niveau national les obligations qui leur 

incombent actuellement au titre des traités et accords internationaux sur le désarmement et la non-

prolifération, ainsi que les autres obligations internationales pertinentes découlant de la Charte des 

Nations unies. La présente disposition constitue un élément essentiel du présent accord. 
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2. En outre, les Parties coopèrent et contribuent au renforcement des régimes internationaux en 

matière de non-prolifération et de désarmement: 

 

a) en prenant des mesures en vue, selon le cas, de signer tous les autres instruments 

internationaux pertinents concernant les ADM, de les ratifier ou d'y adhérer, et de les mettre 

pleinement en œuvre, ainsi qu'en encourageant l'adhésion universelle à ces instruments; 

 

b) en mettant en œuvre et en continuant à développer un système effectif de contrôles nationaux 

des exportations, consistant en un contrôle des exportations et du transit des biens liés aux 

ADM, y compris un contrôle de l'utilisation finale des technologies à double usage, et 

comportant des sanctions effectives en cas d'infraction au régime de contrôle des exportations; 

 

c) en encourageant l'adoption universelle et la mise en œuvre intégrale des traités multilatéraux 

applicables. 

 

3. Les Parties reconnaissent que la mise en œuvre des contrôles des exportations ne devrait pas 

entraver la coopération internationale à des fins pacifiques touchant le développement des matières, 

équipements et technologies, les utilisations à des fins pacifiques ne devant toutefois pas servir de 

couverture à la prolifération. 

 

4. Les Parties entretiennent un dialogue politique régulier pour accompagner et consolider leurs 

engagements au titre du présent article. Ce dialogue peut se dérouler à l'échelle régionale. 
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ARTICLE 8 

 

Armes conventionnelles 

 

1. Les Parties sont conscientes de l'importance de disposer de systèmes internes de contrôle du 

transfert d'armes conventionnelles conformes aux normes internationales en vigueur. Elles sont 

conscientes du fait qu'il importe de mettre ces contrôles en œuvre de manière responsable en vue de 

contribuer à la paix, à la sécurité et à la stabilité au niveau international et régional, à la réduction de 

la souffrance humaine ainsi qu'à la prévention du détournement d'armes conventionnelles. 

 

2. Les Parties considèrent que la fabrication, le transfert et la circulation illicites d'armes légères 

et de petit calibre, y compris de leurs munitions, ainsi que l'accumulation excessive, la mauvaise 

gestion, les stocks insuffisamment sécurisés et la dissémination incontrôlée des armes légères et de 

petit calibre, continuent de faire peser une grave menace sur la paix et la sécurité internationale. 

 

3. Les Parties respectent et mettent pleinement en œuvre leurs obligations respectives en matière 

de lutte contre le commerce illicite des armes légères et de petit calibre, y compris de leurs 

munitions, conformément aux accords internationaux existants et aux résolutions du Conseil de 

sécurité, ainsi que leurs engagements dans le cadre d'autres instruments internationaux applicables 

dans ce domaine, tels que le programme d'action des Nations unies en vue de prévenir, combattre et 

éliminer le commerce illicite des armes légères sous tous ses aspects, adopté par l'Assemblée 

générale des Nations unies le 20 juillet 2001. 
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4. Les Parties coopèrent au niveau bilatéral, régional et international dans le cadre de leurs 

efforts visant à garantir le transfert responsable des armes conventionnelles et à lutter contre le 

commerce illicite des armes légères et de petit calibre, y compris de leurs munitions. Les Parties 

veillent à la coordination de leurs efforts visant à réglementer ou mieux réglementer le commerce 

international des armes conventionnelles et à prévenir, combattre et éliminer le commerce illicite 

d'armes. Les Parties incluent également les questions liées aux armes conventionnelles dans le cadre 

de leur dialogue politique régulier existant. 

 

 

ARTICLE 9 

 

Modération 

 

1. Les Parties coopèrent pour promouvoir la modération dans le dialogue lors de l'examen de 

questions d'intérêt commun. 

 

2. Les Parties conviennent, le cas échéant, de promouvoir la valeur de modération dans les 

enceintes régionales et internationales. 

 

3. Les Parties coopèrent en vue de promouvoir la modération, notamment en facilitant et en 

soutenant des activités à cet effet, ainsi qu'en procédant à des échanges de bonnes pratiques, 

d'informations et d'expériences. 
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TITRE IV 

 

COOPÉRATION EN MATIÈRE DE COMMERCE ET D'INVESTISSEMENT 

 

 

ARTICLE 10 

 

Principes généraux 

 

1. Les Parties nouent un dialogue sur les questions associées aux échanges commerciaux et aux 

investissements en vue de renforcer et de promouvoir le système commercial multilatéral et les 

échanges bilatéraux entre elles. 

 

2. À cette fin, les Parties coopèrent dans le domaine des échanges commerciaux et des 

investissements, notamment en s'efforçant de parvenir à un accord de libre-échange entre elles. Un 

tel accord constitue un accord spécifique tel qu'il est visé à l'article 52, paragraphe 2. 

 

3. Les Parties peuvent souhaiter développer leurs relations dans le domaine des échanges 

commerciaux et des investissements par le dialogue, la coopération et des initiatives définies d'un 

commun accord en abordant, entre autres, les domaines visés aux articles 11 à 17. 

 

 

ARTICLE 11 

 

Questions sanitaires et phytosanitaires 

 

1. Les Parties coopèrent en ce qui concerne les questions sanitaires et phytosanitaires (SPS) afin 

de protéger la santé et la vie des personnes, de la faune et de la flore sur leur territoire. 
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2. Les Parties procèdent à des échanges de vues et d'informations sur les mesures instaurées 

respectivement et prescrites par l'accord de l'OMC sur l'application des mesures sanitaires et 

phytosanitaires qui est entré en vigueur avec la création de l'OMC le 1er janvier 1995, la convention 

internationale pour la protection des végétaux signée à Rome le 6 décembre 1951, l'Organisation 

mondiale de la santé animale et la Commission du Codex Alimentarius. 

 

3. Les Parties conviennent de coopérer dans le domaine du renforcement des capacités en 

matière de questions SPS. Ce renforcement des capacités est adapté aux besoins de chaque Partie et 

vise à aider une Partie à se conformer aux mesures SPS de l'autre Partie. 

 

 

ARTICLE 12 

 

Obstacles techniques au commerce 

 

Les Parties encouragent l'utilisation des normes internationales et coopèrent et échangent des 

informations sur les normes, les réglementations techniques et les procédures d'évaluation de la 

conformité, notamment dans le cadre de l'accord de l'OMC sur les obstacles techniques au 

commerce qui est entré en vigueur avec la création de l'OMC le 1er janvier 1995. 
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ARTICLE 13 

 

Douanes 

 

En vue d'accroître la sûreté et la sécurité des échanges commerciaux internationaux et de garantir un 

équilibre entre la facilitation des échanges, d'une part, et la lutte contre la fraude et les irrégularités, 

d'autre part, les Parties partagent leurs expériences et examinent les possibilités dans les domaines 

suivants: 

 

a) la simplification des procédures d'importation, des procédures d'exportation et des autres 

procédures douanières; 

 

b) l'établissement de mécanismes d'assistance administrative mutuelle; 

 

c) la recherche de la transparence des réglementations douanières et commerciales; 

 

d) le développement de la coopération douanière; 

 

e) la recherche d'une convergence de vues et d'action commune dans le cadre des initiatives 

internationales pertinentes, notamment dans le domaine de la facilitation des échanges. 
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ARTICLE 14 

 

Investissements 

 

Les Parties favorisent l'accroissement des flux d'investissement par la mise en place d'un 

environnement attractif et stable pour l'investissement réciproque au moyen d'un dialogue cohérent 

visant à améliorer la compréhension et la coopération sur les questions d'investissement, à explorer 

certains mécanismes permettant de faciliter les flux d'investissement et à promouvoir une 

réglementation stable, transparente, ouverte et non discriminatoire pour les investisseurs. 

 

 

ARTICLE 15 

 

Politique de concurrence 

 

1. Les Parties encouragent l'application effective des règles de concurrence et peuvent coopérer 

en la matière, en tenant dûment compte des concepts de transparence et d'équité procédurale afin de 

garantir la sécurité aux entreprises opérant sur leurs marchés respectifs. 

 

2. Les Parties s'engagent dans des activités de coopération technique dans le domaine de la 

politique de concurrence en fonction de la disponibilité de financements pour ces activités au titre 

des instruments et des programmes de coopération des Parties. 
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ARTICLE 16 

 

Services 

 

Les Parties instaurent un dialogue régulier en vue notamment d'échanger des informations sur leurs 

environnements réglementaires respectifs, de promouvoir l'accès à leurs marchés respectifs, y 

compris au moyen du commerce électronique, de faciliter l'accès aux sources de financement et aux 

technologies et de favoriser le commerce de services entre les Parties ainsi que sur les marchés de 

pays tiers. 

 

 

ARTICLE 17 

 

Droits de propriété intellectuelle 

 

1. Les Parties réaffirment la plus grande importance qu'elles attachent à la protection des droits 

de propriété intellectuelle, dont les indications géographiques, et chaque Partie s'engage à prendre 

les mesures nécessaires pour garantir une protection et un respect adéquats, équilibrés et effectifs 

des droits de propriété intellectuelle, en particulier pour lutter contre les infractions à ces droits, 

conformément aux normes internationales auxquelles les Parties ont souscrit. La protection et le 

respect des droits de propriété intellectuelle devraient contribuer à promouvoir l'innovation 

technologique, à transférer et diffuser les technologies, au bénéfice mutuel de ceux qui génèrent et 

de ceux qui utilisent des connaissances technologiques et d'une manière propice au bien-être social 

et économique, et contribuer à assurer un équilibre entre les droits et les obligations. 
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2. Les Parties peuvent échanger des informations et partager leurs expériences sur les questions 

ayant trait, entre autres: 

 

a) à la pratique, la promotion, la diffusion, la rationalisation, la gestion, l'harmonisation et la 

protection des droits de propriété intellectuelle; 

 

b) à l'application, l'utilisation et la commercialisation effectives des droits de propriété 

intellectuelle; 

 

c) au respect des droits de propriété intellectuelle, notamment par la prise de mesures au niveau 

des frontières. 

 

3. Les Parties coopèrent dans les domaines de la protection de la propriété intellectuelle 

présentant un intérêt commun afin de garantir la protection, l'utilisation et la commercialisation 

effectives de la propriété intellectuelle en se basant sur leur expérience, et améliorent la diffusion de 

leurs connaissances en la matière. 
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TITRE V 

 

COOPÉRATION DANS LE DOMAINE DE LA JUSTICE ET DE LA SÉCURITÉ 

 

 

ARTICLE 18 

 

État de droit et coopération juridique 

 

1. Les Parties accordent une importance particulière au renforcement de l'état de droit. 

 

2. Les Parties coopèrent au renforcement de toutes les institutions pertinentes, y compris des 

instances judiciaires. 

 

3. La coopération juridique entre les Parties peut notamment comprendre l'échange 

d'informations concernant les systèmes juridiques et la législation. 

 

 

ARTICLE 19 

 

Protection des données à caractère personnel 

 

Les Parties échangent leurs points de vue et partagent leurs connaissances en vue de promouvoir un 

niveau élevé de protection des données à caractère personnel basé sur les normes internationales 

applicables, notamment sur les instruments juridiques de l'UE, du Conseil de l'Europe et d'autres 

organisations internationales. 

 

 



 

 

EU/MY/fr 25 

ARTICLE 20 

 

Migration 

 

1. Les Parties réaffirment l'importance de la coopération dans la gestion des flux migratoires 

entre leurs territoires respectifs. En vue de renforcer la coopération, les Parties peuvent établir, en 

tant que de besoin, un dialogue pour aborder toute question liée à la migration présentant un intérêt 

mutuel, tout en tenant compte de l'évaluation des besoins spécifiques visée au paragraphe 2. Chaque 

Partie peut, si elle le juge nécessaire, intégrer les questions de migration dans ses stratégies de 

développement économique et social en fonction de sa situation de pays d'origine, de transit et/ou 

de destination des migrants. La coopération en matière de migration peut également inclure, entre 

autres, le renforcement des capacités et l'assistance technique, comme convenu entre les Parties. 

 

2. La coopération entre les Parties repose sur une évaluation de leurs besoins et est menée en 

concertation entre elles, et cette coopération est axée sur: 

 

a) les causes profondes de la migration; 

 

b) l'échange de points de vue sur les pratiques et les normes applicables pour assurer une 

protection internationale aux personnes qui en ont besoin; 

 

c) la mise au point d'une politique efficace de prévention de la migration illégale, du trafic de 

migrants et de la traite des êtres humains, y compris par des moyens permettant de lutter 

contre les réseaux de passeurs et de trafiquants et de protéger les victimes de ce type de trafic; 
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d) le retour, dans des conditions humaines et dignes, des personnes résidant illégalement sur le 

territoire d'un pays, y compris la promotion de leur retour volontaire, et la réadmission de ces 

personnes conformément au paragraphe 3; 

 

e) les questions considérées comme présentant un intérêt mutuel dans le domaine des visas et de 

la sécurité des documents de voyage; 

 

f) les questions considérées comme présentant un intérêt mutuel dans le domaine de la gestion 

des frontières. 

 

3. Dans le cadre de la coopération visant à prévenir et à maîtriser l'immigration illégale, et sans 

préjudice de la nécessité de protéger les victimes de la traite des êtres humains, les Parties 

conviennent en outre de ce qui suit: 

 

a) la Malaisie accepte, sous réserve du besoin de confirmation de la nationalité, de réadmettre 

chacun de ses ressortissants présents illégalement sur le territoire d'un État membre, à la 

demande de celui-ci et sans formalités autres que celles visées au paragraphe 4; 

 

b) chaque État membre accepte, sous réserve du besoin de confirmation de la nationalité, de 

réadmettre chacun de ses ressortissants présents illégalement sur le territoire de la Malaisie, à 

la demande de celle-ci et sans formalités autres que celles visées au paragraphe 4. 
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4. Aux fins du paragraphe 3, les États membres et la Malaisie fournissent sans tarder à leurs 

ressortissants le document de voyage nécessaire à ces fins. Lorsque la personne à réadmettre ne 

possède aucun document ni aucune autre preuve de sa nationalité, les représentations diplomatiques 

et consulaires compétentes de la Malaisie ou de l'État membre concerné prennent les dispositions 

nécessaires pour s'entretenir avec cette personne afin d'établir sa nationalité. Le présent article est 

sans préjudice des législations, règles et réglementations respectives des Parties régissant la 

détermination de la nationalité. 

 

5. Si l'une ou l'autre des Parties le juge nécessaire, les Parties négocient un accord entre l'UE et 

la Malaisie pour régir les obligations spécifiques en matière de réadmission, notamment une 

obligation de réadmission des personnes qui ne sont pas leurs ressortissants, mais qui sont en 

possession d'un titre de séjour valable délivré par l'une des Parties ou qui sont entrées sur le 

territoire de l'une des Parties en provenance directe du territoire de l'autre Partie. 

 

 

ARTICLE 21 

 

Protection consulaire 

 

La Malaisie accepte que les autorités diplomatiques et consulaires de tout État membre représenté 

offrent une protection à tout ressortissant d'un État membre ne disposant pas, en Malaisie, d'une 

représentation permanente effectivement en mesure d'assurer une protection consulaire dans une 

situation donnée, et ce dans les mêmes conditions que celles qui s'appliquent aux ressortissants de 

l'État membre représenté. 
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ARTICLE 22 

 

Drogues illicites 

 

1. Les Parties coopèrent en vue de garantir une politique équilibrée en matière de drogues 

illicites, au moyen d'une coordination efficace entre les autorités compétentes, notamment, selon le 

cas, dans le secteur de la santé, de la justice, des affaires intérieures et des douanes, avec pour 

objectif de réduire l'offre, le trafic et la demande de drogues illicites, ainsi que de réduire les 

conséquences néfastes de l'abus de drogues pour les individus et la société dans son ensemble, et de 

prévenir plus efficacement le détournement de précurseurs de drogues. 

 

2. Les Parties s'entendent sur les modalités de la coopération à mettre en œuvre en vue 

d'atteindre les objectifs visés au paragraphe 1. Les actions sont basées sur des principes arrêtés d'un 

commun accord entre les Parties, en tenant compte des conventions internationales applicables, de 

la déclaration politique et de la Déclaration sur les principes fondamentaux de la réduction de la 

demande de drogues qui ont été adoptées par l'Assemblée générale des Nations unies le 10 juin 

1998, ainsi que de la déclaration politique et du plan d'action sur la coopération internationale en 

vue d'une stratégie intégrée et équilibrée de lutte contre le problème mondial de la drogue, adoptés 

par la Commission des stupéfiants des Nations unies les 11 et 12 mars 2009. 

 

3. Les Parties échangent leur expertise dans des domaines tels que l'élaboration de la législation 

et des politiques, la création d'institutions et de centres d'information sur le plan intérieur, la 

formation du personnel, la recherche sur les stupéfiants et la prévention du détournement de 

précurseurs utilisés pour la fabrication illicite de stupéfiants et de substances psychotropes. 
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ARTICLE 23 

 

Criminalité organisée et corruption 

 

Les Parties conviennent de coopérer pour lutter contre la criminalité organisée, contre la criminalité 

économique et financière, ainsi que contre la corruption. Cette coopération vise à mettre en œuvre 

les instruments internationaux applicables auxquels elles sont parties, en particulier la Convention 

des Nations unies contre la criminalité transnationale organisée adoptée par la résolution 55/25 de 

l'Assemblée générale des Nations unies le 15 novembre 2000 et ses protocoles additionnels, ainsi 

que la Convention des Nations unies contre la corruption adoptée par la résolution 58/4 de 

l'Assemblée générale des Nations unies le 31 octobre 2003. 

 

 

ARTICLE 24 

 

Blanchiment de capitaux et financement du terrorisme 

 

1. Les Parties conviennent de la nécessité d'œuvrer et de coopérer pour prévenir et combattre 

l'utilisation de leurs systèmes financiers, ce qui inclut les établissements financiers et certaines 

activités et professions du secteur non financier, à des fins de financement du terrorisme et de 

blanchiment de capitaux provenant d'activités criminelles graves. 
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2. Les Parties reconnaissent que la coopération au titre du paragraphe 1 autorise des échanges 

d'informations pertinentes dans le cadre de leurs législations, règles et réglementations respectives, 

ainsi que des normes internationales applicables à la prévention du blanchiment de capitaux et du 

financement du terrorisme et à la lutte contre ces phénomènes, telles que celles qui ont été adoptées 

par le Groupe d'action financière. 

 

3. La coopération prend également la forme d'un renforcement des capacités visant à lutter 

contre le blanchiment de capitaux et le financement du terrorisme, notamment par l'échange de 

bonnes pratiques, l'échange d'expertise et la formation, comme convenu entre les Parties. 

 

 

TITRE VI 

 

COOPÉRATION DANS D'AUTRES SECTEURS 

 

 

ARTICLE 25 

 

Droits de l'homme 

 

1. Les Parties coopèrent dans des domaines à définir d'un commun accord entre les Parties pour 

ce qui est dela promotion et de la protection des droits de l'homme. 
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2. La coopération dans le domaine des droits de l'homme peut notamment porter sur: 

 

a) des échanges de bonnes pratiques concernant la ratification et la mise en œuvre de 

conventions internationales, l'élaboration et la mise en œuvre de plans d'action au niveau 

intérieur, ainsi que le rôle et le fonctionnement des institutions nationales des Parties 

compétentes en matière de droits de l'homme; 

 

b) l'éducation aux droits de l'homme; 

 

c) l'instauration d'un dialogue diversifié et de qualité sur les droits de l'homme; 

 

d) la coopération au sein des organismes des Nations unies compétents en matière de droits de 

l'homme. 

 

 

ARTICLE 26 

 

Services financiers 

 

1. Les Parties conviennent de renforcer la coopération afin de rapprocher les règles et les normes 

communes et d'améliorer la comptabilité, l'audit ainsi que les systèmes de surveillance et de 

réglementation dans les domaines de la banque et de l'assurance ainsi que dans d'autres pans du 

secteur financier, y compris les services financiers islamiques. 

 

2. Les Parties reconnaissent l'importance des mesures de renforcement des capacités à ces fins. 
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ARTICLE 27 

 

Dialogue sur la politique économique 

 

Les Parties conviennent de coopérer à la promotion de l'échange d'informations sur leurs tendances 

économiques respectives et du partage d'expériences concernant les politiques économiques dans le 

contexte de la coopération et de l'intégration économiques régionales. 

 

 

ARTICLE 28 

 

Bonne gouvernance dans le domaine de la fiscalité 

 

1. Les Parties renforcent la coopération dans le domaine de la fiscalité. Les Parties reconnaissent 

l'importance des principes de bonne gouvernance dans le domaine de la fiscalité, tels que la 

transparence, l'échange d'informations et la prévention des pratiques fiscales dommageables, et 

s'engagent à les mettre en œuvre conformément aux normes internationales, dans le but de 

promouvoir et de développer des activités économiques. 

 

2. Les Parties coopèrent à l'amélioration du renforcement des capacités dans le domaine de la 

bonne gouvernance en matière de fiscalité dans le but de développer la compétence et l'expertise 

selon des modalités que les Parties peuvent définir d'un commun accord. 
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ARTICLE 29 

 

Politique industrielle et petites et moyennes entreprises 

 

Les Parties, tenant compte de leurs politiques et objectifs économiques respectifs, favorisent la 

coopération en matière de politique industrielle dans tous les domaines qu'elles jugent appropriés, 

en vue d'améliorer la compétitivité des petites et moyennes entreprises, notamment de la manière 

suivante: 

 

a) en échangeant des informations et en partageant leurs expériences concernant la création de 

conditions-cadres favorables à l'amélioration de la compétitivité des petites et moyennes 

entreprises; 

 

b) en favorisant les contacts entre opérateurs économiques, en encourageant les 

investissements conjoints et en créant des entreprises communes et des réseaux 

d'information, grâce notamment aux programmes horizontaux existants de l'UE, et en 

stimulant en particulier les transferts de technologie et de savoir-faire entre les partenaires; 

 

c) en fournissant des informations, en stimulant l'innovation et en échangeant de bonnes 

pratiques en matière d'accès au financement, y compris pour les micro-entreprises et les 

petites entreprises; 

 

d) en facilitant et en soutenant les activités pertinentes mises en place par les secteurs privés 

des Parties; 

 

e) en favorisant la responsabilité sociale des entreprises et l'obligation de rendre des comptes, 

ainsi que la consommation et la production durables, notamment par l'échange de bonnes 

pratiques dans le domaine du commerce responsable; 

 

f) en exécutant des projets de recherche et d'innovation communs dans des secteurs industriels 

sélectionnés, comme convenu entre les Parties. 
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ARTICLE 30 

 

Tourisme 

 

1. Les Parties cherchent à améliorer l'échange d'informations et à instaurer de bonnes pratiques 

afin d'assurer un développement équilibré et durable du tourisme. 

 

2. Les Parties intensifient leur coopération pour préserver et harmoniser le potentiel du 

patrimoine naturel et culturel, atténuer les incidences négatives du tourisme et améliorer la 

contribution positive du secteur du tourisme au développement durable des communautés locales, 

notamment par la promotion du tourisme écologique, tout en respectant l'intégrité et les intérêts des 

communautés locales et autochtones, et l'amélioration de la formation dans le secteur du tourisme. 

 

 

ARTICLE 31 

 

Société de l'information 

 

1. Reconnaissant que les technologies de l'information et de la communication (TIC) constituent 

des éléments fondamentaux de la vie moderne et sont essentielles au développement économique et 

social, les Parties s'efforcent d'échanger leurs vues sur leurs politiques respectives en la matière afin 

de soutenir le développement économique. 
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2. La coopération dans ce domaine peut être axée, entre autres, sur les éléments ci-après: 

 

a) la participation au dialogue sur les différents aspects de la société de l'information, en 

particulier les politiques et réglementations concernant les communications électroniques, 

notamment le service universel, les licences individuelles et les autorisations générales, la 

protection des données à caractère personnel, ainsi que l'indépendance et l'efficacité des 

autorités réglementaires; 

 

b) l'échange d'informations sur l'interconnexion et l'interopérabilité des réseaux et services des 

Parties; 

 

c) l'échange d'informations sur la normalisation, l'évaluation de la conformité et la diffusion 

d'informations sur les TIC; 

 

d) la promotion de la coopération en matière de recherche entre les Parties dans le domaine des 

TIC; 

 

e) la coopération relative à la télévision numérique, y compris le partage d'expériences sur le 

déploiement et les aspects réglementaires de la gestion du spectre, et le partage de bonnes 

pratiques dans ce domaine; 

 

f) les aspects des TIC liés à la sécurité, ainsi que la lutte contre la cybercriminalité. 
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ARTICLE 32 

 

Cybersécurité 

 

1. Les Parties coopèrent dans le domaine de la cybersécurité par l'échange d'informations sur les 

stratégies, les politiques et les bonnes pratiques conformément à leur législation et à leurs 

obligations internationales en matière de respect des droits de l'homme. 

 

2. Les Parties encouragent l'échange d'informations sur la cybersécurité dans les domaines de 

l'éducation et de la formation, des initiatives de sensibilisation, de l'utilisation des normes et des 

activités de recherche et développement. 

 

 

ARTICLE 33 

 

Audiovisuel et médias 

 

Les Parties étudient les moyens d'encourager les échanges, la coopération et le dialogue entre les 

institutions compétentes dans les domaines de l'audiovisuel et des médias. Les Parties 

entretetiennent un dialogue régulier dans ces domaines. 
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TITRE VII 

 

COOPÉRATION DANS LE DOMAINE DES SCIENCES,  

DES TECHNOLOGIES ET DE L'INNOVATION 

 

 

ARTICLE 34 

 

Sciences, technologies et innovation 

 

1. Les Parties encouragent, développent et facilitent la coopération en matière de sciences, de 

technologies et d'innovation dans des domaines présentant un intérêt et des avantages mutuels 

conformément à leurs législations, règles, réglementations et politiques respectives. 

 

2. Les domaines de coopération peuvent inclure les biotechnologies, les TIC, la cybersécurité, 

les technologies industrielles et des matériaux, les nanotechnologies, les technologies spatiales, les 

sciences de la mer et les énergies renouvelables. 

 

3. La coopération peut revêtir, entre autres, les formes suivantes: 

 

a) l'échange d'informations sur les politiques et programmes dans le domaine des sciences, des 

technologies et de l'innovation; 

 

b) la promotion de partenariats de recherche stratégiques entre les communautés scientifiques, 

les centres de recherche, les universités et les entreprises des Parties; 

 

c) la promotion de la formation et de l'échange de chercheurs. 
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4. Ces activités de coopération devraient reposer sur les principes de réciprocité, de traitement 

équitable et d'avantage commun et garantir une protection adéquate de la propriété intellectuelle. 

 

5. En ce qui concerne ces activités de coopération, les Parties encouragent la participation de 

leurs établissements d'enseignement supérieur, centres de recherche et secteurs de production 

respectifs. 

 

6. Les Parties favorisent la sensibilisation du public à leurs programmes respectifs et à la 

coopération dans le domaine des sciences, des technologies et de l'innovation, ainsi qu'aux 

possibilités offertes par ces programmes. 

 

 

ARTICLE 35 

 

Technologies vertes 

 

1. Les Parties coopèrent dans le secteur des technologies vertes afin: 

 

a) de faciliter l'intégration des technologies vertes dans des secteurs tels que l'énergie, les 

bâtiments, la gestion de l'eau et des déchets et les transports; 

 

b) de promouvoir le renforcement des capacités dans le secteur des technologies vertes, ce qui 

peut inclure une coopération concernant les instruments de réglementation et les instruments 

fondés sur le marché, tels que le financement des technologies vertes, les marchés publics 

verts et l'étiquetage écologique, comme convenu entre les Parties; 
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c) de promouvoir l'éducation et la sensibilisation du public aux technologies vertes et 

d'encourager leur utilisation à grande échelle; 

 

d) de promouvoir et de déployer des technologies, des produits et des services 

environnementaux. 

 

2. La coopération peut prendre la forme d'un dialogue entre les institutions et agences 

compétentes, d'un échange d'informations, de programmes d'échange de personnel, de visites 

d'étude, de séminaires et d'ateliers. 

 

 

ARTICLE 36 

 

Énergie 

 

1. Les Parties s'efforcent d'améliorer la coopération dans le secteur de l'énergie afin: 

 

a) de diversifier l'approvisionnement énergétique, les voies de distribution de l'énergie et les 

sources d'énergie de manière à renforcer la sécurité énergétique, de développer de nouvelles 

formes durables, innovantes et renouvelables d'énergie telles que les biocarburants, la 

biomasse et le biogaz, l'énergie éolienne et solaire ainsi que la production hydroélectrique, 

tout en soutenant l'élaboration de cadres d'action et de voies de transport et de transmission 

appropriés; 

 

b) de promouvoir l'efficacité énergétique dans la production, la distribution et l'utilisation finale 

de l'énergie; 

 

c) de promouvoir le transfert de technologies dans le but de garantir une production et une 

utilisation durables de l'énergie; 
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d) d'améliorer la coopération dans le but de traiter les questions relatives à l'atténuation du 

changement climatique et à l'adaptation à celui-ci en lien avec l'énergie dans le cadre de la 

Convention-cadre des Nations unies sur les changements climatiques (CCNUCC) adoptée à 

Rio de Janeiro le 9 mai 1992; 

 

e) d'améliorer le renforcement des capacités et de faciliter les investissements dans le domaine 

de l'énergie. 

 

2. À ces fins, les Parties favorisent les contacts et, le cas échéant, la recherche commune pour un 

bénéfice mutuel, notamment par l'intermédiaire de cadres régionaux et internationaux pertinents. 

Compte tenu de l'article 39 et des conclusions du sommet mondial sur le développement durable 

(SMDD) qui s'est tenu à Johannesburg en 2002, les Parties notent qu'il faudrait examiner les liens 

entre l'accès abordable aux services énergétiques et le développement durable. Ces activités peuvent 

être favorisées grâce à l'initiative de l'UE pour l'énergie intitulée "Facilité de dialogue et de 

partenariat", lancée lors du SMDD. 

 

 

ARTICLE 37 

 

Transports 

 

1. Les Parties conviennent de coopérer activement dans des domaines présentant un intérêt 

mutuel. Cette coopération couvre tous les modes de transport et leur interconnectivité et inclut la 

facilitation de la circulation des marchandises et des passagers, la sûreté, la sécurité et la protection 

de l'environnement, le développement des ressources humaines et l'augmentation des possibilités 

d'échanges commerciaux et d'investissement. 
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2. Dans le secteur de l'aviation, la coopération entre les Parties vise à promouvoir, entre autres: 

 

a) le développement des relations économiques sur la base d'un cadre réglementaire cohérent 

dans le but de faciliter les activités commerciales; 

 

b) la convergence technique et réglementaire en ce qui concerne la sûreté, la sécurité, la gestion 

du trafic aérien, la réglementation économique et la protection de l'environnement; 

 

c) la réduction des émissions de gaz à effet de serre; 

 

d) des projets d'intérêt mutuel; 

 

e) la coopération dans les enceintes internationales. 

 

3. Dans le secteur du transport maritime, la coopération entre les Parties vise à promouvoir, 

entre autres: 

 

a) le dialogue sur des questions pertinentes, telles que l'accès aux marchés et aux échanges dans 

le secteur du transport maritime international sur une base commerciale et non 

discriminatoire, le traitement national et une clause de la nation la plus favorisée pour les 

navires battant pavillon d'un des États membres ou de la Malaisie ou qui sont exploités par 

des ressortissants ou des entreprises de ces pays, ainsi que sur les questions associées aux 

services de transport porte-à-porte, à l'exclusion des activités de cabotage; 

 

b) l'échange de points de vue et de bonnes pratiques, le cas échéant, concernant la sûreté, la 

sécurité, notamment les mesures de lutte contre la piraterie et les vols à main armée en mer, et 

les procédures, normes et réglementations dans le domaine de la protection de 

l'environnement, conformément aux conventions internationales pertinentes; 
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c) la coopération dans les enceintes internationales, en particulier dans les domaines des 

conditions de travail, de l'éducation, de la formation et de la certification des marins, ainsi que 

de la réduction des émissions de gaz à effet de serre. 

 

4. Les Parties peuvent explorer toute possibilité de coopération renforcée dans des domaines 

d'intérêt mutuel. 

 

 

ARTICLE 38 

 

Éducation et culture 

 

1. Les Parties favorisent une coopération dans le domaine de l'éducation et de la culture qui 

tienne dûment compte de leur diversité, afin d'améliorer leur compréhension mutuelle et la 

connaissance de leurs cultures respectives. À cette fin, les Parties soutiennent et favorisent les 

activités de leurs institutions culturelles. 

 

2. Les Parties s'efforcent de prendre des mesures appropriées pour promouvoir les échanges 

culturels, notamment les échanges interpersonnels, et mettre en place des initiatives communes dans 

divers domaines culturels, y compris la coopération en matière de préservation du patrimoine, dans 

le respect de la diversité culturelle. À cet égard, les Parties continuent également de soutenir les 

activités de la Fondation Asie-Europe. 

 

3. Les Parties se consultent et  coopèrent au sein des enceintes internationales compétentes, en 

particulier l'Organisation des Nations unies pour l'éducation, la science et la culture (UNESCO), 

afin de poursuivre des objectifs communs et de promouvoir la diversité culturelle ainsi que la 

protection du patrimoine culturel. Les Parties adhèrent aux principes de la Déclaration universelle 

de l'UNESCO sur la diversité culturelle et les promeuvent. 
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4. Les Parties encouragent en outre les actions et la mise en œuvre de programmes dans 

l'enseignement supérieur et en faveur de la mobilité et de la formation des chercheurs, notamment le 

programme Erasmus+ et les actions Marie Skłodowska-Curie de l'UE. Ces actions et programmes 

soutiennent entre autres la coopération interinstitutionnelle et le développement de liens entre les 

établissements d'enseignement supérieur, encouragent la mobilité des étudiants, des chercheurs, du 

personnel universitaire et des experts, favorisent l'échange d'informations et de savoir-faire et aident 

au renforcement des capacités et au développement de la qualité de l'enseignement et de 

l'apprentissage. Des actions pourraient également porter sur la coopération entre établissements par 

l'intermédiaire d'organismes tels que l'Institut Europe-Asie. 

 

 

ARTICLE 39 

 

Environnement et ressources naturelles 

 

1. Prenant en compte les résultats de la conférence des Nations unies sur l'environnement et le 

développement qui s'est tenue à Rio de Janeiro en 1992, du SMDD et de la conférence des Nations 

unies sur le développement durable qui s'est tenue à Rio de Janeiro en 2012 (Rio + 20), ainsi que le 

Programme de développement durable à l'horizon 2030, les Parties coopèrent en vue de promouvoir 

la conservation et l'amélioration de l'environnement dans une perspective de développement 

durable. Toutes les activités entreprises par les Parties au titre du présent accord tiennent compte de 

la mise en œuvre des accords multilatéraux applicables dans le domaine de l'environnement. 
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2. Les Parties reconnaissent la nécessité de préserver les ressources naturelles et la biodiversité 

et de les gérer de manière durable pour servir de base au développement des générations actuelles et 

futures, en particulier conformément à la Convention sur la diversité biologique adoptée à Nairobi 

le 22 mai 1992, et à la Convention sur le commerce international des espèces de faune et de flore 

sauvages menacées d'extinction signée à Genève le 3 mars 1973. Elles s'engagent à mettre en œuvre 

les décisions adoptées au titre de ces conventions, notamment au moyen de stratégies et de plans 

d'action. 

 

3. Les Parties s'efforcent de continuer à renforcer leur coopération dans le domaine de la 

protection de l'environnement, y compris dans le cadre de programmes régionaux, de poursuivre les 

échanges de bonnes pratiques, le dialogue sur les politiques et la réglementation, les conférences et 

les ateliers, en particulier en ce qui concerne: 

 

a) la promotion de la sensibilisation à l'environnement et de la participation accrue de l'ensemble 

des populations locales aux efforts en faveur de la protection de l'environnement et du 

développement durable; 

 

b) la réponse aux défis liés au changement climatique, en particulier en ce qui concerne ses 

effets sur les écosystèmes et les ressources naturelles; 

 

c) la promotion du renforcement des capacités portant sur la participation aux accords 

multilatéraux applicables dans le domaine de l'environnement qui sont contraignants pour les 

Parties et avec la mise en œuvre de ceux-ci; 

 

d) l'amélioration de la coopération afin de protéger, de conserver et de gérer les ressources 

forestières de manière durable et de lutter contre l'abattage illégal et le commerce associé; 
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e) la conservation et l'utilisation durable de la biodiversité, notamment des espèces menacées, de 

leur habitat et de leur diversité génétique, l'amélioration de la coopération concernant les 

espèces exotiques envahissantes qui préoccupent les Parties et la restauration des écosystèmes 

dégradés; 

 

f) la lutte contre le trafic d'espèces sauvages et la mise en œuvre de mesures efficaces à cet 

égard; 

 

g) la prévention des mouvements transfrontières clandestins de déchets dangereux et autres et de 

substances qui appauvrissent la couche d'ozone; 

 

h) l'amélioration de la protection et de la conservation de l'environnement côtier et marin et la 

promotion de l'utilisation durable des ressources marines; 

 

i) l'amélioration de la qualité de l'air ambiant, la gestion écologiquement rationnelle des déchets, 

des ressources aquatiques et des produits chimiques, et la promotion de modèles durables de 

consommation et de production; 

 

j) la promotion de la protection et de la conservation des sols ainsi que de la gestion durable des 

terres; 

 

k) la promotion de la désignation de zones protégées et de la protection des écosystèmes et des 

espaces naturels, ainsi que de la gestion efficace des parcs nationaux en tenant dûment compte 

des communautés locales et autochtones vivant dans ou à proximité de ces zones; 
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l) la promotion d'une coopération efficace dans le cadre du Protocole de Nagoya sur l'accès aux 

ressources génétiques et le partage juste et équitable des avantages découlant de leur 

utilisation relatif à la Convention sur la diversité biologique, adopté le 29 octobre 2010; 

 

m) la promotion de l'élaboration et de l'utilisation de mécanismes volontaires d'assurance en 

matière de durabilité, tels que des régimes de commerce équitable et éthique, des labels 

écologiques et des systèmes de certification. 

 

4. Les Parties encouragent l'accès réciproque à leurs programmes dans les domaines visés au 

présent article, selon les modalités spécifiques prévues dans ces programmes. 

 

5. Les Parties s'efforcent d'améliorer la coopération pour traiter les questions d'atténuation du 

changement climatique et d'adaptation à celui-ci dans le cadre de la CCNUCC. 

 

 

ARTICLE 40 

 

Agriculture, élevage, pêche et développement rural 

 

Les Parties encouragent le dialogue et favorisent la coopération en matière d'agriculture, d'élevage, 

de pêche, aquaculture comprise, et de développement rural. Elles échangent des informations en ce 

qui concerne: 

 

a) la politique agricole, les perspectives agricoles internationales et les indications 

géographiques en général; 
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b) les possibilités de faciliter le commerce des végétaux, des animaux, des animaux aquatiques et 

de leurs produits; 

 

c) les politiques liées au bien-être animal; 

 

d) la politique de développement dans les zones rurales, y compris les programmes de 

renforcement des capacités et les bonnes pratiques concernant les coopératives rurales et la 

promotion des produits provenant de zones rurales; 

 

e) la politique de qualité des végétaux, des animaux et des produits aquatiques; 

 

f) le développement d'une agriculture durable et respectueuse de l'environnement, de l'agro-

industrie et du transfert des biotechnologies; 

 

g) la protection des obtentions végétales, la technologie des semences, l'augmentation de la 

productivité des cultures et les technologies agricoles de substitution, y compris les 

biotechnologies agricoles; 

 

h) la création de bases de données sur l'agriculture et l'élevage; 

 

i) la formation dans le domaine agricole, vétérinaire et halieutique, y compris aquacole; 

 

j) le soutien d'une politique à long terme durable et responsable de la pêche et du milieu marin, 

y compris la conservation et la gestion des ressources marines présentes à proximité des côtes 

et en haute mer; 

 

k) le soutien aux efforts de prévention des pratiques de pêche illicite, non déclarée et non 

réglementée et du commerce associé, ainsi qu'aux efforts de lutte contre ceux-ci. 
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ARTICLE 41 

 

Santé 

 

1. Les Parties coopèrent dans le secteur de la santé en vue d'améliorer les conditions sanitaires, 

ce qui couvre, entre autres, la médecine préventive, les grandes maladies contagieuses et les autres 

menaces pour la santé telles que les maladies non transmissibles, ainsi que les accords 

internationaux en matière de santé. 

 

2. La coopération se concrétise essentiellement par: 

 

a) l'échange d'informations et une collaboration dans le domaine de la prévention précoce des 

menaces sanitaires telles que la grippe aviaire et pandémique et d'autres grandes maladies 

contagieuses induisant un risque de pandémie; 

 

b) des programmes d'échange, de bourse et de formation; 

 

c) la promotion de la mise en œuvre intégrale et en temps opportun des accords internationaux 

dans le domaine de la santé tels que le Règlement sanitaire international de l'Organisation 

mondiale de la santé (OMS) et la Convention-cadre de l'OMS pour la lutte antitabac adoptée à 

Genève le 21 mai 2003. 
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ARTICLE 42 

 

Emploi et affaires sociales 

 

1. Les Parties améliorent la coopération dans le domaine de l'emploi et des affaires sociales, 

notamment la coopération en matière de cohésion sociale et régionale, de santé et de sécurité sur le 

lieu de travail, d'égalité de genre et de travail décent, dans le but d'accroître la dimension sociale de 

la mondialisation. 

 

2. Les Parties réaffirment la nécessité de contribuer à un processus de mondialisation qui soit 

profitable à tous et de promouvoir le plein emploi productif et le travail décent en tant que 

fondements du développement durable et de la réduction de la pauvreté, conformément à la 

résolution 60/1 (2005) de l'Assemblée générale des Nations unies et à la Déclaration ministérielle 

adoptée à l'issue du débat de haut niveau du Conseil économique et social des Nations unies du 5 

juillet 2006, ainsi qu'en tenant compte de la Déclaration de l'Organisation internationale du travail 

(OIT) sur la justice sociale pour une mondialisation équitable adoptée à Genève le 10 juin 2008. Les 

Parties tiennent compte des caractéristiques respectives et de la nature différente de leurs situations 

socio-économiques. 

 

3. Les Parties réaffirment leur détermination à respecter, promouvoir et réaliser les principes des 

grandes normes sociales et de travail reconnues au niveau international, telles qu'elles sont visées en 

particulier dans la déclaration de l'OIT relative aux principes et droits fondamentaux au travail 

adoptée à Genève le 18 juin 1998, et à mettre en œuvre les conventions applicables de l'OIT qui 

sont contraignantes pour elles. Les Parties coopèrent et échangent des informations sur les questions 

pertinentes en matière d'emploi et de main-d'œuvre, comme convenu entre les Parties. 

 

4. La coopération peut revêtir la forme, entre autres, de programmes et de projets spécifiques,  

comme convenu entre les Parties, ainsi que d'un dialogue, d'une coopération et d'initiatives sur des 

sujets d'intérêt commun au niveau bilatéral ou multilatéral, par exemple dans le cadre de l'ASEM, 

des relations UE-ASEAN et de l'OIT. 
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ARTICLE 43 

 

Statistiques 

 

Les Parties favorisent, en plus des activités existantes de coopération statistique entre l'UE et 

l'ASEAN, et conformément à leurs législations, règles, réglementations et politiques respectives, le 

renforcement des capacités statistiques et l'harmonisation des méthodes et pratiques statistiques, 

dont la collecte et la diffusion de statistiques, le but étant de pouvoir utiliser, sur une base 

mutuellement acceptable, des statistiques sur les comptes nationaux, les investissements directs 

étrangers, le commerce des biens et des services et, plus généralement, sur tout autre domaine défini 

conjointement et couvert par le présent accord qui se prête à la collecte, au traitement, à l'analyse et 

à la diffusion de données statistiques. 

 

 

ARTICLE 44 

 

Société civile 

 

Les Parties reconnaissent le rôle et la contribution potentielle des organisations de la société civile 

et des établissements universitaires pour soutenir la coopération au titre du présent accord et 

favorisent, dans la mesure du possible, le dialogue avec ces organisations et établissements ainsi 

que leur participation significative dans les domaines de coopération pertinents, conformément à 

leurs législations, règles, réglementations et politiques respectives. 
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ARTICLE 45 

 

Administration publique 

 

Les Parties coopèrent en vue d'améliorer le renforcement des capacités dans le domaine de 

l'administration publique. La coopération dans ce domaine peut comprendre un échange de vues sur 

les bonnes pratiques relatives aux méthodes de gestion, à la fourniture de services, au renforcement 

des capacités institutionnelles et aux questions de transparence. 

 

 

ARTICLE 46 

 

Gestion des catastrophes 

 

1. Les Parties reconnaissent la nécessité de réduire autant que possible les conséquences des 

catastrophes naturelles et d'origine humaine. Elles affirment leur détermination commune à 

promouvoir les mesures de prévention, d'atténuation, de préparation, de réaction et de 

rétablissement afin d'accroître la résilience de leurs sociétés et de leurs infrastructures, et à coopérer, 

s'il y a lieu, au niveau bilatéral et multilatéral, pour progresser vers la réalisation de ces objectifs. 

 

2. La coopération peut notamment prendre les formes suivantes: 

 

a) le partage de bonnes pratiques en matière de gestion des catastrophes; 

 

b) le renforcement des capacités; 

 

c) l'échange d'informations; 
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d) la sensibilisation du public et l'éducation générale. 

 

3. La coopération au titre du paragraphe 2 peut comprendre l'échange d'informations sur les 

secours en cas de catastrophe et l'aide d'urgence, en tenant compte des travaux tant du Centre de 

coordination de la réaction d'urgence de l'UE que du Centre de coordination de l'aide humanitaire 

de l'ASEAN pour la gestion des catastrophes. 

 

 

TITRE VIII 

 

MODALITÉS DE COOPÉRATION 

 

 

ARTICLE 47 

 

Ressources allouées à la coopération 

 

Afin de permettre la réalisation des objectifs de coopération énoncés dans le présent accord, les 

Parties mettent les moyens appropriés à disposition pour les activités de coopération dans les 

domaines couverts par le présent accord, notamment les moyens financiers, dans la mesure où leurs 

ressources et réglementations respectives le permettent. Ces activités de coopération peuvent 

inclure, le cas échéant, des initiatives de renforcement des capacités et de coopération technique, 

l'échange d'experts, la réalisation d'études et d'autres activités convenues entre les Parties. 
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ARTICLE 48 

 

Assistance financière et intérêts 

 

1. Toute assistance financière de l'UE au titre du présent accord est mise en œuvre par les Parties 

dans le respect des principes de bonne gestion financière et les Parties coopèrent en vue de garantir 

la protection de leurs intérêts financiers. 

 

2. Les Parties prennent des mesures appropriées pour prévenir et combattre la fraude, la 

corruption et toute autre activité illégale affectant leurs intérêts financiers conformément à leurs 

législations, règles et réglementations respectives. Ces mesures incluent l'échange d'informations et 

l'assistance administrative mutuelle. L'Office européen de lutte antifraude et les autorités 

malaisiennes compétentes peuvent convenir d'une coopération plus poussée dans le domaine de la 

lutte contre la fraude. 

 

 

ARTICLE 49 

 

Droits de propriété intellectuelle résultant de mesures de coopération 

 

Les droits de propriété intellectuelle résultant de mesures de coopération prises au titre du présent 

accord sont protégés et leur mise en œuvre est assurée conformément aux législations, règles et 

réglementations respectives de chacune des Parties et à toutes les conventions internationales en la 

matière auxquelles les deux Parties ont souscrit. Le présent article est sans préjudice de toute 

disposition spécifique contenue dans des accords de coopération individuels existants ou futurs. 
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TITRE IX 

 

CADRE INSTITUTIONNEL 

 

 

ARTICLE 50 

 

Comité mixte 

 

1. Les Parties instituent un comité mixte, composé de hauts représentants des Parties de rang 

approprié, chargé des tâches suivantes: 

 

a) veiller au bon fonctionnement et à la mise en œuvre correcte du présent accord; 

 

b) définir les priorités au regard des objectifs du présent accord; 

 

c) formuler des recommandations pour promouvoir les objectifs du présent accord; 

 

d) régler, le cas échéant, tout différend ou toute divergence de vues concernant l'interprétation, la 

mise en œuvre ou l'application du présent accord, conformément à l'article 53; 

 

e) examiner toutes les informations présentées par l'une des Parties concernant la non-exécution 

des obligations prescrites par le présent accord, et organiser des consultations avec l'autre 

Partie afin de trouver une solution amiable et mutuellement acceptable pour les Parties, 

conformément à l'article 53; 

 

f) surveiller la mise en œuvre de tout accord spécifique tel qu'il est visé à l'article 52, paragraphe 

2. 
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2. Le comité mixte se réunit normalement au moins une fois tous les deux ans en Malaisie et à 

Bruxelles alternativement, à une date à fixer d'un commun accord. Des réunions extraordinaires du 

comité mixte peuvent également être convoquées d'un commun accord entre les Parties. La 

présidence du comité mixte est exercée à tour de rôle par chacune des Parties. L'ordre du jour des 

réunions du comité mixte est établi d'un commun accord entre les Parties. 

 

3. Le comité mixte peut créer des groupes de travail spécialisés pour l'assister dans 

l'accomplissement de ses tâches. Ces groupes de travail présentent des rapports détaillés de leurs 

activités au comité mixte à chacune de ses réunions. 

 

4. Le comité mixte adopte son règlement intérieur. 

 

 

TITRE X 

 

DISPOSITIONS FINALES 

 

 

ARTICLE 51 

 

Divulgation d'informations 

 

1. Aucune disposition du présent accord ne saurait être interprétée comme exigeant de l'une ou 

de l'autre des Parties qu'elle révèle des informations dont elle considère la divulgation comme 

contraire à ses intérêts essentiels en matière de sécurité. 
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2. Les Parties veillent à protéger de manière appropriée les informations échangées au titre du 

présent accord, dans le respect de l'intérêt public en matière d'accès aux informations et 

conformément à leurs législations, règles et réglementations respectives. 

 

 

ARTICLE 52 

 

Autres accords 

 

1. Le présent accord n'affecte en rien l'application ou la mise en œuvre des engagements pris par 

les Parties vis-à-vis de pays tiers et d'organisations internationales. 

 

2. Les Parties peuvent compléter le présent accord par la conclusion d'accords spécifiques dans 

tout domaine de coopération relevant du champ d'application du présent accord. De tels accords 

spécifiques font partie intégrante des relations bilatérales générales régies par le présent accord et 

font partie d'un cadre institutionnel commun. 

 

 

ARTICLE 53 

 

Respect des obligations 

 

1. Tout différend ou toute divergence de vues entre les Parties concernant l'interprétation, la 

mise en œuvre ou l'application du présent accord est réglé à l'amiable, au moyen de consultations ou 

de négociations au sein du comité mixte, sans que la question soit renvoyée à un tiers ou à une 

juridiction internationale. 
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2. Si l'une des Parties considère que l'autre Partie n'a pas satisfait à l'une des obligations lui 

incombant au titre du présent accord, elle le notifie à l'autre Partie. Les Parties organisent des 

consultations en vue de parvenir à une solution mutuellement acceptable. Ces consultations ont lieu 

sous les auspices du comité mixte. Si le comité mixte est incapable de parvenir à une solution 

mutuellement acceptable, la Partie notifiante peut prendre les mesures appropriées. Aux fins du 

présent paragraphe, on entend par "mesures appropriées" toute mesure recommandée par le comité 

mixte ou la suspension, totale ou partielle, du présent accord. 

 

3. Si l'une des Parties considère que l'autre Partie n'a pas satisfait à l'une des obligations décrites 

comme éléments essentiels à l'article 1, paragraphe 1, et à l'article 7, paragraphe 1, elle le notifie 

immédiatement à l'autre Partie, en précisant les mesures appropriées qu'elle entend prendre. La 

Partie notifiante informe le comité mixte de la nécessité de tenir des consultations de toute urgence 

sur la question. Si le comité mixte est incapable de trouver une solution mutuellement acceptable 

dans les quinze jours suivant le début des consultations, et au plus tard trente jours après la date de 

la notification, la Partie notifiante peut prendre les mesures appropriées. Aux fins du présent 

paragraphe, on entend par "mesures appropriées" toute mesure recommandée par le comité mixte ou 

la suspension, totale ou partielle, du présent accord ou de tout accord spécifique tel qu'il est visé à 

l'article 52, paragraphe 2. 

 

4. Toute mesure appropriée prise en vertu du présent article est proportionnée à la non-exécution 

des obligations découlant du présent accord et est sans effet sur les autres obligations découlant du 

présent accord qui ne sont pas affectées par la situation. Lors du choix des mesures appropriées, 

doivent être prises en priorité celles qui perturbent le moins le fonctionnement du présent accord ou 

de tout accord spécifique tel qu'il est visé à l'article 52, paragraphe 2. 

 

 



 

 

EU/MY/fr 58 

ARTICLE 54 

 

Facilités 

 

Pour faciliter la coopération dans le cadre du présent accord, les Parties accordent aux 

fonctionnaires et experts participant à la mise en œuvre de cette coopération les facilités nécessaires 

à l'accomplissement de leurs tâches, conformément à leurs législations, règles et réglementations 

respectives. 

 

 

ARTICLE 55 

 

Application territoriale 

 

Le présent accord s'applique, d'une part aux territoires où le traité sur l'Union européenne et le traité 

sur le fonctionnement de l'Union européenne sont appliqués, dans les conditions prévues par ces 

traités, et d'autre part au territoire de la Malaisie. 

 

 

ARTICLE 56 

 

Définition des Parties 

 

Aux fins du présent accord, on entend par "Parties", d'une part, l'UE ou ses États membres, ou l'UE 

et ses États membres, conformément à leurs compétences respectives, et, d'autre part, le 

gouvernement de la Malaisie. 
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ARTICLE 57 

 

Évolution future et modifications 

 

1. Chacune des Parties peut soumettre par écrit des propositions d'extension du champ 

d'application de la coopération ou de modification de toute disposition du présent accord. 

 

2. Toute suggestion d'extension du champ d'application de la coopération tient compte de 

l'expérience acquise dans l'application et la mise en œuvre du présent accord ou de tout accord 

spécifique tel qu'il est visé à l'article 52, paragraphe 2. 

 

3. Toute extension du champ d'application de la coopération ou toute modification du présent 

accord se fait par consentement mutuel écrit, au moyen d'accords ou de protocoles additionnels ou 

par voie d'instruments appropriés convenus entre les Parties. 

 

4. Ces accords, protocoles ou instruments appropriés additionnels entrent en vigueur à une date à 

convenir par les Parties et font partie intégrante du présent accord. 

 

 

ARTICLE 58 

 

Entrée en vigueur et durée 

 

1. Le présent accord entre en vigueur le premier jour du deuxième mois suivant la date à laquelle 

la dernière Partie a notifié à l'autre l'achèvement des procédures juridiques nécessaires à cet effet. 
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2. Le présent accord est valable pour une durée de cinq ans. Il est automatiquement prorogé pour 

des périodes successives d'un an, sauf notification écrite d'une Partie à l'autre de son intention de ne 

pas proroger le présent accord, adressée six mois avant la fin de toute période ultérieure d'un an. 

 

3. Le présent accord peut être dénoncé par une Partie au moyen d'une notification écrite adressée 

à l'autre Partie. La résiliation de l'accord prend effet six mois après la réception de cette notification 

par l'autre Partie. 

 

 

ARTICLE 59 

 

Notifications 

 

Les notifications faites conformément à l'article 58 sont adressées respectivement au secrétariat 

général du Conseil de l'Union européenne et au ministère des affaires étrangères de la Malaisie. 
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ARTICLE 60 

 

Texte faisant foi 

 

Le présent accord est rédigé en double exemplaire en langues allemande, anglaise, bulgare, croate, 

danoise, espagnole, estonienne, finnoise, française, grecque, hongroise, irlandaise, italienne, lettone, 

lituanienne, maltaise, néerlandaise, polonaise, portugaise, roumaine, slovaque, slovène, suédoise, 

tchèque et malaisienne, tous les textes faisant également foi.  

 

En cas de divergence dans l'interprétation du présent accord, les Parties saisissent le comité mixte. 

 

 

EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés, dûment habilités à cet effet, ont signé le présent 

accord. 
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Съставено в Брюксел на четиринадесети декември две хиляди двадесет и втора година. 

 

Hecho en Bruselas, el catorce de diciembre de dos mil veintidós. 

 

V Bruselu dne čtrnáctého prosince dva tisíce dvacet dva. 

 

Udfærdiget i Bruxelles den fjortende december to tusind og toogtyve. 

 

Geschehen zu Brüssel am vierzehnten Dezember zweitausendzweiundzwanzig. 

 

Kahe tuhande kahekümne teise aasta detsembrikuu neljateistkümnendal päeval Brüsselis. 

 

΄Εγινε στις Βρυξέλλες, στις δέκα τέσσερις Δεκεμβρίου δύο χιλιάδες είκοσι δύο. 

 

Done at Brussels on the fourteenth day of December in the year two thousand and twenty two. 

 

Fait à Bruxelles, le quatorze décembre deux mille vingt-deux. 

 

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an ceathrú lá déag de mhí na Nollag sa bhliain dhá mhíle fiche a dó. 

 

Sastavljeno u Bruxellesu četrnaestog prosinca godine dvije tisuće dvadeset druge. 

 

Fatto a Bruxelles, addì quattordici dicembre duemilaventidue. 

 

Briselē, divi tūkstoši divdesmit otrā gada četrpadsmitajā decembrī. 

  

Priimta du tūkstančiai dvidešimt antrų metų gruodžio keturioliktą dieną Briuselyje. 

 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-huszonkettedik év december havának tizennegyedik napján. 

 

Magħmul fi Brussell, fl-erbatax-il jum ta’ Diċembru fis-sena elfejn u tnejn u għoxrin. 

 

Gedaan te Brussel, veertien december tweeduizend tweeëntwintig. 

 

Sporządzono w Brukseli dnia czternastego grudnia roku dwa tysiące dwudziestego drugiego. 

 

Feito em Bruxelas, em catorze de dezembro de dois mil e vinte e dois. 

 

Întocmit la Bruxelles la paisprezece decembrie două mii douăzeci și doi. 

 

V Bruseli štrnásteho decembra dvetisícdvadsaťdva. 

 

V Bruslju, štirinajstega decembra dva tisoč dvaindvajset. 

 

Tehty Brysselissä neljäntenätoista päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattakaksikymmentäkaksi. 

 

Som skedde i Bryssel den fjortonde december år tjugohundratjugotvå. 

 

Dibuat di Brussels pada empat belas hari bulan Disember dalam tahun dua ribu dan dua puluh dua. 



Voor het Koninkrijk België 
Pour le Royaume de Belgique 
Für das Konigreich Belgien 

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige 
Gemeenschap, het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest. 

Cette signature engage également la Communauté française, la Communauté flamande, la Communauté 
germanophone, la Région wallonne, la Région flamande et la Région de Bruxelles-Capitale. 

Diese Unterschrifi bindet zugleich die Deutschsprachige Gemeinschafi, die Flamische Gemeinschaft, die 
Franzosische Gemeinschafi, die Wallonische Region, die Flamische Region und die Region Brüssel- 
Hauptstadt. 

Za Ceskou republiku 



For Kongeriget Danmark 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Eesti Vabariigi nimel 

Thar ceann na hÉireann 
For Ireland 



Por el Reino de Espana 

Pour la République française 

Za Republiku Hrvatsku 



Per la Repubblica italiana 

Latvijas Republikas varda - 

Lietuvos Respublikos vardu 



Pour le Grand-Duché de Luxembourg 

Magyarorszag részérol 

Ghar-Repubblika ta' Malta 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden 



Für die Republik ~sterreich 

W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 

Pela Republica Portuguesa 

Pentru România 

& 



Za Slovenskii republiku 

Suomen tasavallan puolesta 
For Republiken Finland 

For Konungariket Sverige 



3a Esponefic~m cxm3 
Por la Union Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europaische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Tta TV Eupoxaïmj ' E v o q  
For the European Union 
Pour l'union européenne 
Thar ceann an Aontais Eorpaigh 
Za Europsku uniju 
Per 1'Unione europea 
Eiropas Savienibas varda - 
Europos Sajungos vardu 
Az Europai Uni6 részérol 
Ghall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela Uni50 Europeia 
Pentru Uniunea Europeanri 
Za Europsku uniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
For Europeiska unionen 

Untuk Kerajaan Malaysia 
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For the Secrem-General of the Council of the European Union 
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M. van den HEWEL 
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zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 

Regierung Malaysias andererseits 
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RAHMENABKOMMEN ÜBER PARTNERSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION UND IHREN MITGLIEDSTAATEN 

EINERSEITS UND DER REGIERUNG MALAYSIAS ANDERERSEITS  

 

DIE EUROPÄISCHE UNION, im Folgenden „Union“ oder „EU“,  

 

und 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

 

IRLAND, 

 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK KROATIEN, 

 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK ZYPERN, 

 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 
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DIE REPUBLIK LITAUEN, 

 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

 

UNGARN, 

 

DIE REPUBLIK MALTA, 

 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DIE REPUBLIK POLEN, 

 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

 

RUMÄNIEN, 

 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union, im Folgenden „Mitgliedstaaten“,   

einerseits  

und 

DIE REGIERUNG MALAYSIAS, im Folgenden „Malaysia“, 

andererseits, 

 

im Folgenden jeweils die „Vertragspartei“ und gemeinsam die „Vertragsparteien“, 
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IN ANBETRACHT der traditionell freundschaftlichen Bindungen zwischen den 

Vertragsparteien und der engen historischen, politischen und wirtschaftlichen Beziehungen, 

die sie verbinden, 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Vertragsparteien dem umfassenden Charakter ihrer 

bilateralen Beziehungen besondere Bedeutung beimessen, 

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Abkommen Teil umfassenderer, kohärenter Beziehungen 

zwischen den Vertragsparteien ist, die auf Übereinkünften basieren, zu deren Vertragsparteien 

beide Seiten gehören, 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung von Toleranz, Akzeptanz und gegenseitiger Achtung in 

einer pluralistischen und vielfältigen internationalen Gemeinschaft und in Anerkennung der 

Bedeutung der Mäßigung, 

IN ERNEUTER BESTÄTIGUNG des Eintretens der Vertragsparteien für die Wahrung der 

demokratischen Grundsätze und der Menschenrechte, wie sie in der Allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte (AEMR) und anderen internationalen Menschenrechtsübereinkünften 

festgelegt sind, die für die Vertragsparteien gelten, 

IN ERNEUTER BESTÄTIGUNG ihres Eintretens für die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit 

und des verantwortlichen staatlichen Handelns und ihres Wunsches, den wirtschaftlichen und 

sozialen Fortschritt ihrer Völker unter Berücksichtigung des Grundsatzes der nachhaltigen 

Entwicklung und der Belange des Umweltschutzes zu fördern, 

IN DEM WUNSCH, die Zusammenarbeit in den Bereichen internationale Stabilität, Justiz 

und Sicherheit als Grundvoraussetzung für die Förderung einer nachhaltigen sozialen und 

wirtschaftlichen Entwicklung, die Beseitigung der Armut und die Förderung der Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung („Agenda 2030“), die mit der Resolution 70/1 (2015) der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen (VN) „Transformation unserer Welt:  die 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ auf dem VN-Gipfel für nachhaltige Entwicklung 

am 25. September 2015 angenommen wurde, zu intensivieren, 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Vertragsparteien den Terrorismus als Gefahr für die 

internationale Sicherheit ansehen und den Wunsch hegen, den Dialog und die 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus im Einklang mit den einschlägigen 

Instrumenten des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, insbesondere seiner 

Resolution 1373 (2001) zu verstärken,  

MIT DEM AUSDRUCK ihres Engagements für die Verhütung und Bekämpfung sämtlicher 

Formen des Terrorismus und für die Einführung effizienter internationaler Übereinkünfte zur 

Gewährleistung seiner Besiegung, 

IIN DER ERKENNTNIS, dass alle Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus mit den 

völkerrechtlichen Verpflichtungen der Parteien, insbesondere den Verpflichtungen nach den 

internationalen Menschenrechtsnormen und dem humanitären Völkerrecht, im Einklang 

stehen müssen, 

IN ERNEUTER BESTÄTIGUNG, dass die schwersten Verbrechen, welche die internationale 

Gemeinschaft berühren, nicht ungestraft bleiben dürfen, und in der Erwägung, dass die 
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internationalen Strafgerichte, einschließlich des Internationalen Strafgerichtshofs, wichtige 

Entwicklungen für den Frieden und die internationale Gerichtsbarkeit darstellen, 

IN DER GEMEINSAMEN ÜBERZEUGUNG, dass die Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersystemen eine große Bedrohung des Friedens 

und der Sicherheit auf internationaler Ebene darstellt, und in dem Wunsch, ihren Dialog und 

ihre Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu vertiefen, 

IN DER ERKENNTNIS, dass die unkontrollierte Verbringung konventioneller Waffen eine 

Bedrohung von Frieden, Sicherheit und Stabilität auf internationaler und regionaler Ebene 

darstellt und dass Zusammenarbeit notwendig ist, um eine verantwortungsvolle Verbringung 

konventioneller Waffen sicherzustellen und den illegalen Handel mit Kleinwaffen und 

leichten Waffen sowie der zugehörigen Munition zu bekämpfen, 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung des Kooperationsabkommens vom 7. März 1980 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitgliedsländern des Verbandes 

Südostasiatischer Nationen (ASEAN) – Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singapur und 

Thailand – und der späteren Beitrittsprotokolle,  

IN ANERKENNUNG der Bedeutung, die dem Ausbau der bestehenden Beziehungen 

zwischen den Vertragsparteien mit Blick auf die Intensivierung ihrer Zusammenarbeit 

zukommt, und ihres gemeinsamen Willens, ihre Beziehungen in Bereichen von 

beiderseitigem Interesse zu festigen, zu vertiefen und zu diversifizieren, 

UNTER BEKUNDUNG ihres Engagements für die Förderung aller Aspekte der nachhaltigen 

Entwicklung, einschließlich des Umweltschutzes und der wirksamen Zusammenarbeit bei der 

Bekämpfung des Klimawandels,  

UNTER BEKUNDUNG ihres Engagements für die Förderung international anerkannter 

arbeitsrechtlicher und sozialer Normen, 

UNTER HERVORHEBUNG DER BEDEUTUNG einer Stärkung ihrer Zusammenarbeit im 

Bereich der Migration,  

UNTER HINWEIS darauf, dass im Falle eines Beschlusses der Vertragsparteien, im Rahmen 

dieses Abkommens spezifische Abkommen im Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht zu 

schließen, die von der Union gemäß dem Dritten Teil Titel V des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union („AEUV“) zu schließen sind, derartige künftige 

spezifische Abkommen das Vereinigte Königreich und/oder Irland nur binden, wenn die 

Union und gleichzeitig das Vereinigte Königreich und/oder Irland hinsichtlich ihrer 

jeweiligen bisherigen bilateralen Beziehungen Malaysia mitteilen, dass das Vereinigte 

Königreich und/oder Irland als Teil der Union gemäß dem Protokoll Nr. 21 über die Position 

des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit 

und des Rechts, das dem Vertrag über die Europäische Union („EUV“) und dem AEUV 

beigefügt ist, durch derartige künftige spezifische Abkommen nunmehr gebunden sind. 

Ebenso sind etwaige interne Folgemaßnahmen der Union zur Durchführung dieses 

Abkommens, die nach dem oben genannten Titel V angenommen werden können, für das 

Vereinigte Königreich und/oder Irland nur bindend, wenn diese gemäß dem Protokoll Nr. 21 

ihren Wunsch mitgeteilt haben, sich an diesen Maßnahmen zu beteiligen beziehungsweise sie 

anzunehmen. Unter Hinweis darauf, dass derartige künftige spezifische Abkommen oder 

interne Folgemaßnahmen der Union unter das den genannten Verträgen beigefügte Protokoll 

Nr. 22 über die Position Dänemarks fallen – 
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SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 
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TITEL I 

ART UND GELTUNGSBEREICH 

Artikel 1 

Grundlage der Zusammenarbeit 

1. Die Wahrung der Grundsätze der Demokratie und die Achtung der Menschenrechte, 

wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und anderen internationalen 

Menschenrechtsübereinkünften festgelegt sind, die für die Vertragsparteien gelten, sowie die 

Wahrung des Rechtsstaatsprinzips sind Richtschnur der Innen- und der Außenpolitik der 

Vertragsparteien und ein wesentlicher Bestandteil dieses Abkommens. 

2. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre gemeinsamen Wertvorstellungen, wie sie in der 

Charta der Vereinten Nationen zum Ausdruck kommen. 

3. Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Engagement für die Förderung einer nachhaltigen 

Entwicklung, für die Zusammenarbeit zur Bewältigung der Herausforderungen des 

Klimawandels und der Globalisierung sowie für die Leistung eines Beitrags zur 

Verwirklichung der international vereinbarten Entwicklungsziele, insbesondere der Stärkung 

einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft, die in der Agenda 2030 erneuert wurde.  

4. Die Vertragsparteien bestätigen erneut ihr Eintreten für die Grundsätze aller Aspekte 

des verantwortlichen staatlichen Handelns.  

5. Die Durchführung dieses Abkommens stützt sich auf die Grundsätze des Dialogs, der 

gegenseitigen Achtung, der gleichberechtigten Partnerschaft, des Konsenses und der Achtung 

des Völkerrechts. 

6. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Zusammenarbeit im Rahmen 

dieses Abkommens auf der Grundlage ihrer jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

sonstigen Regelungen und politischen Konzepte erfolgt. 

 

Artikel 2 

Ziele der Zusammenarbeit 

Das Ziel dieses Abkommens besteht darin, eine verstärkte Partnerschaft zwischen den 

Vertragsparteien zu errichten und die Zusammenarbeit bei Fragen von beiderseitigem 

Interesse im Einklang mit ihren gemeinsamen Werten und Grundsätzen zu intensivieren. 
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TITEL II 

BILATERALE, REGIONALE UND INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Artikel 3 

Zusammenarbeit in regionalen und internationalen Gremien und Organisationen 

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einem Meinungsaustausch und zur 

Zusammenarbeit in regionalen und internationalen Gremien und Organisationen wie den VN 

und den einschlägigen VN-Agenturen, dem Dialog zwischen der EU und dem ASEAN, dem 

ASEAN-Regionalforum, dem Asien-Europa-Treffen (ASEM), der VN-Konferenz für Handel 

und Entwicklung und der Welthandelsorganisation („WTO“). 

 

2. Die Vertragsparteien kommen ferner überein, in den unter dieses Abkommen 

fallenden Bereichen die Zusammenarbeit zwischen Denkfabriken, Akademikern, 

nichtstaatlichen Organisationen und Medien zu fördern. Diese Zusammenarbeit kann 

insbesondere die Durchführung einschlägiger Ausbildungsmaßnahmen, Workshops und 

Seminare, den Austausch von Fachleuten, Studien und andere von den Vertragsparteien 

vereinbarte Maßnahmen umfassen. 

 

Artikel 4 

Regionale und bilaterale Zusammenarbeit 

In jedem Bereich des Dialogs und der Zusammenarbeit nach diesem Abkommen können die 

Vertragsparteien im gegenseitigen Einvernehmen auch im Rahmen von Maßnahmen auf 

regionaler Ebene oder im Rahmen einer Kombination beider Handlungsebenen 

zusammenarbeiten, wobei der Schwerpunkt auf Fragen der Zusammenarbeit zwischen der EU 

und Malaysia liegt und die regionalen Entscheidungsprozesse des betreffenden regionalen 

Zusammenschlusses zu berücksichtigen sind. Bei der Wahl der geeigneten Handlungsebene 

streben die Vertragsparteien an, die Wirkung für alle Beteiligten zu maximieren und diese 

stärker einzubinden sowie gleichzeitig die zur Verfügung stehenden Ressourcen optimal zu 

nutzen und die Kohärenz mit anderen Maßnahmen zu gewährleisten.  
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TITEL III 

ZUSAMMENARBEIT FÜR FRIEDEN, SICHERHEIT UND STABILITÄT AUF 

INTERNATIONALER EBENE  

Artikel 5 

Bekämpfung des Terrorismus 

Die Vertragsparteien bekräftigen erneut die Bedeutung der Verhütung und Bekämpfung des 

Terrorismus unter uneingeschränkter Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten 

Nationen, der Rechtsstaatlichkeit und des Völkerrechts, einschließlich der anwendbaren 

internationalen Menschenrechtsnormen oder des anwendbaren humanitären Völkerrechts und 

unter Berücksichtigung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des 

Terrorismus, die in der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen 60/288 

(2006), geändert durch die Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

62/272 (2008) und 64/297 (2010), enthalten ist. In diesem Rahmen kommen sie überein, bei 

der Verhütung und Bekämpfung terroristischer Handlungen zusammenzuarbeiten, 

insbesondere  

a) im Rahmen der Umsetzung der Resolutionen 1267 (1999), 1373 (2001) und 1822 

(2008) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie anderer einschlägiger VN-

Resolutionen und der Ratifizierung und Umsetzung einschlägiger internationaler 

Übereinkünfte und Instrumente, 

b) durch Austausch von Informationen über terroristische Gruppen und die sie 

unterstützenden Netze im Einklang mit dem internationalen und internen Recht, 

c) durch einen Meinungsaustausch über Mittel und Methoden zur Bekämpfung des 

Terrorismus und der Anstiftung zu terroristischen Handlungen unter anderem im 

technischen Bereich und im Bereich Ausbildung und durch einen Erfahrungsaustausch 

über Terrorismusprävention, 

d) durch gemeinsame Anstrengungen zur Vertiefung des internationalen Konsenses über 

die Bekämpfung des Terrorismus und die Terrorismusfinanzierung und im geeigneten 

Regelungsrahmen sowie durch Hinarbeiten auf eine möglichst baldige Einigung über 

das Umfassende Übereinkommen über den internationalen Terrorismus, um die 

vorhandenen Instrumente der VN und andere anwendbare Instrumente zur 

Bekämpfung des Terrorismus zu ergänzen, 

e) durch Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der Vereinten 

Nationen bei der Umsetzung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur 

Bekämpfung des Terrorismus mit allen geeigneten Mitteln,  

f) durch Umsetzung und Verstärkung ihrer Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 

Terrorismus im Rahmen des Dialogs zwischen der EU und dem ASEAN und des 

ASEM,  

g) durch den Austausch bewährter Methoden zur Verhütung und Bekämpfung des 

Terrorismus.  

 

Artikel 6 

Schwere Verbrechen, welche die internationale Gemeinschaft berühren 
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1.  Die Vertragsparteien bekräftigen erneut, dass die schwersten Verbrechen, welche die 

internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren, nicht ungestraft bleiben dürfen und dass 

Maßnahmen ergriffen werden müssen, um auf einzelstaatlicher oder internationaler Ebene im 

Einklang mit den jeweiligen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien bzw. den geltenden 

internationalen Verpflichtungen gegen diese Verbrechen vorzugehen. Zu diesen Maßnahmen 

können diplomatische, humanitäre und sonstige friedliche Mittel sowie internationale 

Strafgerichte und -gerichtshöfe gehören. 

2.  Die Vertragsparteien sind der Auffassung, dass die internationalen Strafgerichte, 

einschließlich des Internationalen Strafgerichtshofs, eine wichtige Entwicklung für Frieden 

und Gerechtigkeit weltweit darstellen.  

3.  Die Vertragsparteien bekräftigen die Bedeutung der Zusammenarbeit mit diesen 

Gerichten und Gerichtshöfen im Einklang mit den jeweiligen Rechtsvorschriften der 

Vertragsparteien und den geltenden internationalen Verpflichtungen.  

4.  Die Vertragsparteien kommen überein, zusammenzuarbeiten, um die Universalität des 

Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zu fördern.  

 

Artikel 7 

Massenvernichtungswaffen 

1. Die Vertragsparteien bekräftigen das Ziel, internationale Regelungen über 

Massenvernichtungswaffen zu stärken. Die Vertragsparteien sind der Auffassung, dass die 

Weitergabe von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägermitteln an staatliche wie an 

nichtstaatliche Akteure eine der größten Gefahren für die internationale Stabilität und 

Sicherheit ist. Die Vertragsparteien kommen überein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag 

zur internationalen Stabilität und Sicherheit zu leisten, indem sie ihre bestehenden 

Verpflichtungen aus internationalen Abrüstungs- und Nichtverbreitungsübereinkünften und 

ihre sonstigen einschlägigen internationalen Verpflichtungen im Rahmen der Charta der 

Vereinten Nationen in vollem Umfang erfüllen und auf einzelstaatlicher Ebene umsetzen. 

Diese Bestimmung ist ein wesentliches Element dieses Abkommens.  

2. Die Vertragsparteien kommen ferner überein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag 

zur Stärkung der internationalen Nichtverbreitungs- und Abrüstungsregelungen zu leisten, 

indem sie 

a) Maßnahmen treffen, um alle sonstigen einschlägigen internationalen 

Übereinkünfte zu unterzeichnen, zu ratifizieren beziehungsweise ihnen 

beizutreten, sie in vollem Umfang durchzuführen und ihre universelle Achtung 

zu fördern, 

b) ein wirksames System einzelstaatlicher Ausfuhrkontrollen einrichten und 

weiterentwickeln, mit dem die Ausfuhr und die Durchfuhr von mit 

Massenvernichtungswaffen zusammenhängenden Gütern, einschließlich der 

Endverwendung von Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, 

kontrolliert werden und das wirksame Sanktionen für Verstöße gegen die 

Ausfuhrkontrollen umfasst,  

c) sich für die allgemeine Annahme und uneingeschränkte Umsetzung der 

anwendbaren multilateralen Verträge einsetzen. 

3. Die Vertragsparteien erkennen an, dass die Durchführung der Ausfuhrkontrollen die 

internationale Zusammenarbeit in Bezug auf Material, Ausrüstung und Technologie für 
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friedliche Zwecke nicht behindern sollte, wobei eine friedliche Nutzung nicht als Vorwand für 

eine Weitergabe dienen darf. 

4. Die Vertragsparteien kommen überein, einen regelmäßigen politischen Dialog 

aufzunehmen, der die genannten Verpflichtungen begleitet und festigt. Dieser Dialog kann auf 

regionaler Ebene geführt werden. 

 

Artikel 8 

Konventionelle Waffen 

1. Die Vertragsparteien erkennen an, wie wichtig nationale Kontrollsysteme für die 

Verbringung konventioneller Waffen im Einklang mit den bestehenden internationalen 

Normen sind. Die Vertragsparteien erkennen an, wie wichtig es ist, entsprechende Kontrollen 

in verantwortungsvoller Weise anzuwenden, da so zum Weltfrieden und zum regionalen 

Frieden sowie zur internationalen und regionalen Sicherheit und Stabilität, zur Minderung 

menschlichen Leids sowie zur Verhütung der Umleitung konventioneller Waffen beigetragen 

wird. 

2. Die Vertragsparteien erkennen an, dass die unerlaubte Herstellung, Verbringung und 

Verschiebung von Kleinwaffen und leichten Waffen sowie der dazugehörigen Munition und 

ihre übermäßige Anhäufung, unzureichende Verwaltung, unzulänglich gesicherte Lagerung 

und unkontrollierte Verbreitung weiterhin eine ernsthafte Bedrohung des Friedens und der 

internationalen Sicherheit darstellen. 

3. Die Vertragsparteien kommen überein, ihre jeweiligen Verpflichtungen zur 

Bekämpfung des illegalen Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie der 

zugehörigen Munition im Rahmen bestehender internationaler Übereinkünfte und der 

Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie ihre Verpflichtungen im 

Rahmen anderer internationaler Instrumente in diesem Bereich wie dem Aktionsprogramm 

der Vereinten Nationen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten 

Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten einzuhalten und in vollem 

Umfang zu erfüllen. 

4. Die Vertragsparteien kommen überein, bei ihren Bemühungen, die 

verantwortungsvolle Verbringung konventioneller Waffen sicherzustellen und den illegalen 

Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie der zugehörigen Munition zu bekämpfen, 

auf bilateraler, regionaler und internationaler Ebene zusammenzuarbeiten. Die 

Vertragsparteien kommen überein, für die Koordinierung ihrer Bemühungen zur Regulierung 

oder zur Verbesserung der Regulierung des internationalen Handels mit konventionellen 

Waffen zu sorgen und den illegalen Handel mit Waffen zu verhüten, zu bekämpfen und zu 

beseitigen. Die Vertragsparteien kommen ferner überein, Fragen in Bezug auf konventionelle 

Waffen im Rahmen ihres bestehenden regelmäßigen politischen Dialogs zu behandeln. 

 

Artikel 9 

Mäßigung 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, zusammenzuarbeiten, um die Mäßigung im 

Dialog zu fördern, wenn Fragen von beiderseitigem Interesse behandelt werden.  

 

2. Die Vertragsparteien kommen überein, gegebenenfalls den Wert der Mäßigung in 

regionalen und internationalen Foren zu fördern.  
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3. Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Förderung der Mäßigung 

zusammenzuarbeiten, unter anderem auch durch die Erleichterung und Unterstützung 

einschlägiger Maßnahmen sowie den Austausch von bewährten Praktiken, Informationen und 

Erfahrungen. 
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TITEL IV 

ZUSAMMENARBEIT BEI HANDEL UND INVESTITIONEN 

Artikel 10 

Allgemeine Grundsätze 

1. Die Vertragsparteien nehmen einen Dialog über Handels- und Investitionsfragen im 

Hinblick auf den Ausbau und die Förderung des multilateralen Handelssystems und des 

bilateralen Handels zwischen den Vertragsparteien auf. 

2. Zu diesem Zweck arbeiten die Vertragsparteien in den Bereichen Handel und 

Investitionen zusammen, indem sie unter anderem ein Freihandelsabkommen zwischen den 

Vertragsparteien anstreben. Ein solches Abkommen ist ein spezifisches Abkommen im Sinne 

des Artikels 52 Absatz 2. 

3. Falls die Vertragsparteien dies wünschen, können sie ihre Handels- und 

Investitionsbeziehungen im Wege des Dialogs, der Zusammenarbeit und einvernehmlich 

festgelegter Initiativen ausbauen, indem sie unter anderem die in den Artikeln 11 bis 17 

genannten Themen aufgreifen. 

 

Artikel 11 

Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen 

 

1. Die Vertragsparteien arbeiten bei gesundheitspolizeilichen und 

pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen zusammen, um das Leben und die Gesundheit von 

Menschen, Tieren und Pflanzen im Gebiet der Vertragsparteien zu schützen.  

2. Die Vertragsparteien führen Gespräche und einen Informationsaustausch über die 

jeweiligen Maßnahmen im Rahmen des WTO-Übereinkommens über die Anwendung 

gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen, des Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens, des Internationalen Tierseuchenamts und der Codex-

Alimentarius-Kommission. 

3. Die Vertragsparteien kommen überein, beim Kapazitätsaufbau in 

gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Fragen zusammenzuarbeiten. Dieser 

Kapazitätsaufbau wird auf die Erfordernisse jeder Vertragspartei zugeschnitten und mit dem 

Ziel durchgeführt, eine Vertragspartei bei der Einhaltung der gesundheitspolizeilichen und 

pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen der jeweils anderen Vertragspartei zu unterstützen.  

 

Artikel 12 

Technische Handelshemmnisse 

Die Vertragsparteien fördern die Anwendung internationaler Normen, arbeiten in den 

Bereichen Normen, technische Vorschriften und Konformitätsbewertungsverfahren 

zusammen und tauschen entsprechende Informationen aus, insbesondere im Rahmen des 

WTO-Übereinkommens über technische Handelshemmnisse. 

 

Artikel 13 
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Zoll 

Im Hinblick auf die Verbesserung der Sicherheits- und Schutzaspekte des internationalen 

Handels und um für Ausgewogenheit zwischen der Erleichterung des Handels und der 

Bekämpfung von Betrug und Unregelmäßigkeiten zu sorgen, tauschen die Vertragsparteien 

Erfahrungen aus und prüfen Möglichkeiten in folgenden Bereichen:  

a) Vereinfachung von Einfuhr-, Ausfuhr- und anderen Zollverfahren,  

 

b) Einrichtung von Amtshilfeverfahren,  

 

c) Gewährleistung der Transparenz von Zoll- und Handelsvorschriften, 

 

d) Ausbau der Zusammenarbeit im Zollbereich, 

 

e) Annäherung ihrer Standpunkte und gemeinsames Handeln im Rahmen einschlägiger 

internationaler Initiativen, unter anderem zur Erleichterung des Handels. 

 

Artikel 14 

Investitionen 

Die Vertragsparteien fördern einen stärkeren Strom von Investitionen durch Entwicklung 

attraktiver und stabiler Rahmenbedingungen für beiderseitige Investitionen und führen zu 

diesem Zweck einen kohärenten Dialog mit dem Ziel, das Verständnis für Investitionsfragen 

und die Zusammenarbeit in Investitionsfragen zu verbessern, Verfahren zur Erleichterung der 

Investitionsströme zu ermitteln und stabile, transparente, offene und diskriminierungsfreie 

Regeln für Investoren zu fördern. 

 

Artikel 15 

Wettbewerbspolitik 

1. Die Vertragsparteien fördern die wirksame Anwendung der Wettbewerbsregeln unter 

Berücksichtigung des Konzepts der Transparenz und der Verfahrensgerechtigkeit, um für 

Unternehmen, die auf den Märkten der jeweils anderen Vertragspartei tätig sind, 

Rechtssicherheit zu schaffen. 

 

2. Die Vertragsparteien leiten Maßnahmen der technischen Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der Wettbewerbspolitik ein, soweit im Rahmen ihrer Kooperationsinstrumente und -

programme Mittel für solche Maßnahmen verfügbar sind. 

 

Artikel 16 

Dienstleistungen 

Die Vertragsparteien nehmen eine kohärenten Dialog vor allem mit dem Ziel auf, 

Informationen über ihr Regulierungsumfeld auszutauschen, den gegenseitigen Zugang zu 

ihren Märkten, einschließlich des elektronischen Geschäftsverkehrs, zu erleichtern, den 
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Zugang zu Kapital und Technologie zu verbessern und den Handel mit Dienstleistungen 

zwischen den beiden Regionen und auf Drittlandsmärkten zu fördern. 

 

Artikel 17 

Rechte des geistigem Eigentums 

1. Die Vertragsparteien bekräftigen die große Bedeutung, die sie dem Schutz der Rechte 

des geistigen Eigentums einschließlich geografischer Angaben beimessen und sichern zu, im 

Einklang mit den internationalen Normen, zu deren Anwendung sie sich verpflichtet haben, 

geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung eines angemessenen, ausgewogenen und 

wirksamen Schutzes und einer ebensolchen Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 

zu treffen, vor allem was Verletzungen dieser Rechte anbelangt. Der Schutz und die 

Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums sollen zur Förderung der technischen 

Innovation sowie zur Weitergabe und Verbreitung von Technologie beitragen, dem 

beiderseitigen Vorteil der Erzeuger und Nutzer technischen Wissens dienen, in einer dem 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wohl zuträglichen Weise erfolgen und einen 

Ausgleich zwischen Rechten und Pflichten herstellen. 

2.  Die Vertragsparteien können Informationen und Erfahrungen austauschen über Fragen 

wie: 

a) Praxis, Förderung, Verbreitung, Vereinfachung, Verwaltung, Harmonisierung, 

Schutz der Rechte des geistigen Eigentums, 

b) wirksame Anwendung, Nutzung und Vermarktung der Rechte des geistigen 

Eigentums, 

c) Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums, einschließlich Maßnahmen 

an den Grenzen. 

3. Die Vertragsparteien arbeiten in den Bereichen des Schutzes des geistigen Eigentums, 

die von gemeinsamem Interesse sind, für den wirksamen Schutz, die Nutzung und die 

Vermarktung des geistigen Eigentums auf der Grundlage ihrer Erfahrungen zusammen und 

fördern die Weiterverbreitung der entsprechenden Kenntnisse. 
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TITEL V 

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN JUSTIZ UND SICHERHEIT 

Artikel 18 

Rechtsstaatlichkeit und rechtliche Zusammenarbeit 

1. Die Vertragsparteien messen der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit besondere 

Bedeutung bei.  

 

2. Die Vertragsparteien arbeiten bei der Stärkung aller einschlägigen Institutionen, 

einschließlich des Justizwesens, zusammen.  

 

3. Die rechtliche Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien beinhaltet unter 

anderem den Austausch von Informationen über Rechtssysteme und Gesetzgebung.  

 

Artikel 19  

Schutz personenbezogener Daten 

Die Vertragsparteien kommen überein, im Hinblick auf die Förderung eines hohen Maßes an 

Schutz personenbezogener Daten auf der Grundlage der einschlägigen internationalen 

Normen, einschließlich derjenigen der EU und des Europarates, sowie anderer internationaler 

Rechtsinstrumente Meinungen und Wissen auszutauschen. 

 

Artikel 20 

Migration 

1. Die Vertragsparteien bekräftigten die Bedeutung der Zusammenarbeit bei der 

Steuerung der Migrationsströme zwischen ihren Gebieten. Zur Intensivierung ihrer 

Zusammenarbeit können die Vertragsparteien gegebenenfalls und unter Berücksichtigung der 

Bedarfsanalyse nach Absatz 2 einen Dialog über alle mit der Migration zusammenhängenden 

Fragen einleiten, die von beiderseitigem Interesse sind. Jede Vertragspartei kann nach 

eigenem Ermessen und aus ihrer Perspektive als Herkunfts-, Transit- und/oder Zielland der 

Migranten Migrationsfragen in ihre Strategien für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

einbeziehen. Die Zusammenarbeit im Bereich der Migration kann im Einvernehmen der 

Vertragsparteien unter anderem auch den Kapazitätsaufbau und technische Unterstützung 

umfassen.  

2. Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien muss sich auf eine Bedarfsanalyse und 

gegenseitige Konsultationen stützen und insbesondere folgende Bereiche betreffen:  

a) die Grundursachen der Migration, 

b) einen Meinungsaustausch über die Praktiken und Normen, die für die 

Gewährung internationalen Schutzes für schutzbedürftige Personen von Belang 

sind, 

c) Festlegung einer wirksamen Politik zur Verhinderung von irregulärer 

Migration, Schleuserkriminalität und Menschenhandel, einschließlich 
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Möglichkeiten für die Bekämpfung der Schleuser- und Menschenhändlernetze 

und den Schutz ihrer Opfer, 

d) Rückführung von Personen, die sich illegal im Land aufhalten, unter 

angemessenen, humanen und würdigen Bedingungen, einschließlich der 

Förderung ihrer freiwilligen Rückkehr, und Rückübernahme dieser Personen 

im Einklang mit Absatz 3, 

e) Fragen, für die ein beiderseitiges Interesse festgestellt wird, im Bereich Visa 

und Sicherheit der Reisepapiere, 

f) Fragen von beiderseitigem Interesse im Bereich Grenzmanagement. 

3. Im Rahmen der Zusammenarbeit zur Verhinderung und Bekämpfung der illegalen 

Einwanderung kommen die Vertragsparteien unbeschadet der Notwendigkeit, die Opfer des 

Menschenhandels zu schützen, ferner überein, dass  

a) Malaysia vorbehaltlich der Feststellung der Staatsangehörigkeit seine 

Staatsangehörigen, die sich illegal im Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedstaats 

aufhalten, auf Ersuchen dieses Mitgliedstaats und ohne weitere Förmlichkeiten 

als denen gemäß Absatz 4 rückübernimmt,
 

b) jeder EU-Mitgliedstaat vorbehaltlich der Feststellung der Staatsangehörigkeit 

seine Staatsangehörigen, die sich illegal im Hoheitsgebiet Malaysias aufhalten, 

auf Ersuchen Malaysias und ohne weitere Formalitäten als denen gemäß 

Absatz 4 rückübernimmt. 

4. Die EU-Mitgliedstaaten und Malaysia versehen ihre Staatsangehörigen für die Zwecke 

des Absatzes 3 unverzüglich mit den geeigneten Reisedokumenten. Besitzt die 

rückzuübernehmende Person keine Dokumente oder sonstigen Nachweise der 

Staatsangehörigkeit, so treffen die zuständigen diplomatischen und konsularischen 

Vertretungen Malaysias oder des betreffenden EU-Mitgliedstaats Vorkehrungen, um die 

Person zur Feststellung ihrer Staatsangehörigkeit zu befragen. Dieser Artikel berührt nicht die 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in Bezug auf die Feststellung der 

Staatsangehörigkeit. 

5. Wenn eine der Vertragsparteien es für notwendig erachtet, nehmen die 

Vertragsparteien Verhandlungen über ein Abkommen zwischen der EU und Malaysia über die 

besonderen Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Rückübernahme auf, das auch eine 

Verpflichtung zur Rückübernahme von Personen umfasst, die nicht ihre Staatsangehörigen 

sind, die aber im Besitz einer gültigen Aufenthaltsgenehmigung einer der Vertragsparteien 

sind oder die auf direktem Wege aus dem Gebiet der einen Vertragspartei in das Gebiet der 

anderen Vertragspartei eingereist sind.  

 

Artikel 21 

Konsularischer Schutz 

Malaysia erklärt sich damit einverstanden, dass die diplomatischen und konsularischen 

Behörden eines in Malaysia vertretenen EU-Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie 

für Staatsangehörige dieses EU-Mitgliedstaates konsularischen Schutz für Staatsangehörige 

eines anderen EU-Mitgliedstaats der EU leistet, der nicht über eine ständige Vertretung in 

Malaysia verfügt, die effektiv in der Lage ist, in einem konkreten Fall konsularischen Schutz 

zu gewähren. 
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Artikel 22  

Illegale Drogen 

1. Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um durch effiziente Koordinierung zwischen 

den zuständigen Behörden unter anderem aus den Bereichen Gesundheit, Justiz, Inneres und 

Zoll ein ausgewogenes Vorgehen mit dem Ziel zu gewährleisten, das Angebot an illegalen 

Drogen, den Handel mit ihnen und die Nachfrage nach ihnen zu verringern, die negativen 

Folgen des Drogenmissbrauchs für Einzelpersonen und die Gesellschaft insgesamt zu 

reduzieren und die Abzweigung von Drogenausgangsstoffen wirksamer zu verhindern. 

 

2. Die Vertragsparteien vereinbaren Mittel der Zusammenarbeit zur Verwirklichung 

dieser Ziele. Die Maßnahmen stützen sich auf gemeinsam vereinbarte Grundsätze der 

Vertragsparteien unter Berücksichtigung der anwendbaren internationalen Übereinkünfte, der 

Politischen Erklärung und der Erklärung über die Leitgrundsätze für die Senkung der 

Drogennachfrage, die auf der Sondertagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

zum Thema Drogen am 10. Juni 1998 verabschiedet wurden, sowie der Politischen Erklärung 

und des Aktionsplans zur internationalen Zusammenarbeit im Hinblick auf eine integrierte 

und ausgewogene Strategie zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems, die im März 2009 auf 

der 52. Tagung der Suchtstoffkommission der Vereinten Nationen verabschiedet wurden. 

 

3. Die Vertragsparteien tauschen Fachwissen über Bereiche wie die Ausarbeitung von 

Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Gründung nationaler Einrichtungen und 

Informationszentren, Ausbildung des Personals, drogenbezogene Forschung und 

Verhinderung der Abzweigung von Ausgangsstoffen für die unerlaubte Herstellung von 

Suchtstoffen und psychotropen Substanzen aus. 

 

Artikel 23 

Organisierte Kriminalität und Korruption 

Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität, 

der Wirtschafts- und Finanzkriminalität sowie der Korruption zusammenzuarbeiten. Diese 

Zusammenarbeit zielt auf die Umsetzung der einschlägigen internationalen Übereinkünfte ab, 

deren Vertragsparteien sie sind, insbesondere des Übereinkommens der Vereinten Nationen 

über grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und seiner Zusatzprotokolle sowie des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption. 

 

Artikel 24  

Geldwäsche und Finanzierung des Terrorismus 

1. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass sie zusammen darauf hinarbeiten 

müssen, den Missbrauch ihrer Finanzsysteme, wozu Finanzinstitute sowie Tätigkeiten und 

Berufe außerhalb des Finanzsektors gehören, zur Finanzierung von Terrorismus und zum 

Waschen von Erlösen aus schweren Straftaten zu verhindern und zu bekämpfen.  
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2. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Zusammenarbeit nach Absatz 1 

den Austausch zweckdienlicher Informationen im Rahmen ihrer jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und der einschlägigen internationalen Normen zur Verhütung und 

Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung wie denen, die von der 

Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ angenommen 

wurden, ermöglicht. 

3. Die Zusammenarbeit erfolgt auch in Form des Aufbaus von Kapazitäten zur 

Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und umfasst auf Vereinbarung 

der Vertragsparteien den Austausch von bewährten Verfahren, Fachwissen sowie Aus- und 

Weiterbildung. 
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TITEL VI  

ZUSAMMENARBEIT IN ANDEREN BEREICHEN 

Artikel 25  

Menschenrechte 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, in einvernehmlich festzulegenden Bereichen 

bei Förderung und Schutz der Menschenrechte zusammenzuarbeiten. 

2. Diese Zusammenarbeit kann unter anderem Folgendes umfassen:  

a) Austausch bewährter Verfahren in Bezug auf die Ratifizierung und 

Durchführung internationaler Übereinkommen, die Entwicklung und 

Umsetzung von Aktionsplänen auf nationaler Ebene, die Rolle und die 

Arbeitsweise der einschlägigen nationalen Menschenrechtsinstitutionen der 

Vertragsparteien, 

b) Menschenrechtserziehung, 

c) Einführung eines substanziellen, breit angelegten Menschenrechtsdialogs, 

d) Zusammenarbeit in den einschlägigen Menschenrechtsgremien der Vereinten 

Nationen.  

 

Artikel 26  

Finanzdienstleistungen 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit zur Annäherung ihrer 

Vorschriften und Normen für das Rechnungslegungs-, Prüfungs-, Aufsichts- und 

Regulierungssystem für Banken, Versicherungen und andere Gebiete des Finanzsektors, 

einschließlich islamischer Finanzdienstleistungen, sowie zur Verbesserung dieser Systeme zu 

verstärken. 

2. Die Vertragsparteien erkennen an, dass es wichtig ist, zu diesem Zweck 

Kapazitätsaufbaumaßnahmen durchzuführen.  

 

Artikel 27 

Wirtschaftspolitischer Dialog 

Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Förderung des Informationsaustausches über 

ihre wirtschaftlichen Trends sowie des Erfahrungsaustausches über Wirtschaftspolitik im 

Rahmen der regionalen wirtschaftlichen Kooperation und Integration zusammenzuarbeiten. 

 

Artikel 28 

Verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit im Steuerbereich zu 

intensivieren. Die Vertragsparteien erkennen an, welche Bedeutung die Grundsätze des 

verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich, zu denen Transparenz, 

Informationsaustausch und die Vermeidung schädlicher Steuerpraktiken gehören, für die 
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Förderung und Entwicklung der wirtschaftlichen Aktivitäten haben, und verpflichten sich, sie 

im Einklang mit internationalen Normen umzusetzen. 

2. Die Vertragsparteien kommen ferner überein zusammenzuarbeiten, um den 

Kapazitätsaufbau für verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich im Hinblick auf den 

Aufbau von Kompetenz und Know-how nach einvernehmlicher Vereinbarung zu verstärken. 

 

Artikel 29  

Industriepolitik und kleine und mittlere Unternehmen 

Die Vertragsparteien kommen unter Berücksichtigung ihrer Wirtschaftspolitik und ihrer 

wirtschaftlichen Ziele überein, die industriepolitische Zusammenarbeit in allen für geeignet 

erachteten Bereichen mit dem Ziel zu fördern, die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer 

Unternehmen (KMU) zu verbessern, unter anderem durch 

a) Austausch von Informationen und Erfahrungen über die Schaffung von 

Rahmenbedingungen, unter denen KMU ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessern 

können, 

b) Förderung von Kontakten zwischen den Wirtschaftsbeteiligten, Unterstützung 

gemeinsamer Investitionen und Gründung von Joint Ventures und Informationsnetzen 

vor allem im Rahmen der bestehenden horizontalen Programme der Europäischen 

Union, um insbesondere den Transfer sanfter und harter Technologien zwischen den 

Partnern zu fördern, 

c) Bereitstellung von Informationen und Förderung der Innovation sowie Austausch 

bewährter Methoden beim Zugang zu Finanzmitteln, auch für Klein- und 

Kleinstunternehmen, 

d) Erleichterung und Unterstützung der einschlägigen Maßnahmen der Privatwirtschaft 

der Vertragsparteien, 

e) Förderung der sozialen Verantwortung und Rechenschaftspflicht von Unternehmen 

sowie Nachhaltigkeit in Verbrauch und Produktion, unter anderem durch den 

Austausch bewährter Verfahren für verantwortungsvolle Unternehmenspraktiken, 

f)  gemeinsame Forschungs- und Innovationsprojekte in ausgewählten 

Wirtschaftszweigen nach Vereinbarung der Vertragsparteien.  

 

Artikel 30  

Tourismus 

1. Die Vertragsparteien streben einen besseren Informationsaustausch und die 

Feststellung bewährter Praktiken an, um eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung des 

Tourismus sicherzustellen.  

2. Die Vertragsparteien kommen überein, eine Zusammenarbeit beim Schutz und bei der 

Harmonisierung des Potenzials des natürlichen und des kulturellen Erbes, bei der Begrenzung 

der negativen Auswirkungen des Tourismus und bei der Verstärkung des positiven Beitrags 

der Tourismuswirtschaft zur nachhaltigen Entwicklung der örtlichen Gemeinschaften zu 

entwickeln, unter anderem durch Ausbau des Ökotourismus unter Wahrung der Integrität und 
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der Interessen der örtlichen und indigenen Gemeinschaften und durch Verbesserung der 

Ausbildung in der Tourismusbranche. 

 

Artikel 31  

Informationsgesellschaft 

1. In der Erkenntnis, dass die Informations- und Kommunikationstechnologien ein 

wichtiger Bestandteil des modernen Lebens und von entscheidender Bedeutung für die 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung sind, bemühen sich die Vertragsparteien um einen 

Meinungsaustausch über ihre Politik auf diesem Gebiet mit dem Ziel der Förderung der 

wirtschaftlichen Entwicklung. 

 

2. Im Mittelpunkt der Zusammenarbeit in diesem Bereich steht unter anderem 

Folgendes: 

a) Beteiligung am Dialog über die verschiedenen Aspekte der 

Informationsgesellschaft, vor allem über die Politik für die elektronische 

Kommunikation und deren Regulierung, einschließlich des Universaldienstes, 

der Erteilung von Allgemein- und Einzelgenehmigungen, des Schutzes 

personenbezogener Daten sowie der Unabhängigkeit und Effizienz der 

Regulierungsbehörden,  

b) Austausch von Informationen über Verbund und Interoperabilität der Netze 

und Dienste der Vertragsparteien,  

c)   Austausch von Informationen über Normung, Konformitätsbewertung und 

Verbreitung von Informationen über Informations- und 

Kommunikationstechnologien,  

d) Förderung der Forschungszusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien im 

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien,  

e) Zusammenarbeit im Bereich des digitalen Fernsehens, einschließlich des 

Austauschs von Erfahrungen über dessen Einführung, Regulierungsaspekte 

und bewährte Praktiken bei der Frequenzverwaltung,  

f) Sicherheitsaspekte der Informations- und Kommunikationstechnologien und 

die Bekämpfung der Cyberkriminalität.  

 

Artikel 32 

Cybersicherheit 

1. Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet der Cybersicherheit durch den 

Austausch von Informationen über Strategien, Konzepte und bewährte Praktiken im Einklang 

mit ihren Rechtsvorschriften und den internationalen Verpflichtungen im Bereich der 

Menschenrechte zusammen. 

2. Die Vertragsparteien fördern den Austausch von Informationen über Cybersicherheit 

in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Sensibilisierungsmaßnahmen, 

Anwendung von Normen sowie Forschung und Entwicklung. 
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Artikel 33  

Audiovisuelles und Medien 

Die Vertragsparteien prüfen, wie der Austausch, die Zusammenarbeit und der Dialog 

zwischen den zuständigen Einrichtungen in den Bereichen Audiovisuelles und Medien 

gefördert werden können. Die Vertragsparteien kommen überein, einen regelmäßigen Dialog 

in diesen Bereichen zu führen. 
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TITEL VII 

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN WISSENSCHAFT, TECHNOLOGIE 

UND INNOVATION  

Artikel 34  

Wissenschaft, Technologie und Innovation 

1. Die Vertragsparteien fördern, entwickeln und erleichtern die Zusammenarbeit in 

Wissenschaft, Technologie und Innovation in Bereichen von beiderseitigem Interesse und 

Nutzen im Einklang mit den jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Vertragsparteien.  

2. Zu den Bereichen der Zusammenarbeit können unter anderem Biotechnologie, 

Informations- und Kommunikationstechnologien, Cybersicherheit, Industrie- und 

Werkstofftechnologien, Nanotechnologie, Weltraumtechnologie, Meereswissenschaften und 

erneuerbare Energien gehören. 

3. Die Zusammenarbeit kann in folgender Form erfolgen: 

a) Austausch von Informationen über politische Strategien und Programme in den 

Bereichen Wissenschaft, Technologie und Innovation, 

b) Förderung strategischer Forschungspartnerschaften zwischen 

Wissenschaftskreisen, Forschungszentren, Hochschulen und 

Industrieunternehmen der Vertragsparteien,  

c) Förderung der Ausbildung und Mobilität von Forschern. 

4. Diese Zusammenarbeit sollte auf den Prinzipien der Gegenseitigkeit, der gerechten 

Behandlung und des gegenseitigen Nutzens gründen und einen adäquaten Schutz des 

geistigen Eigentums gewährleisten. 

5. Die Vertragsparteien fördern die Teilnahme ihrer Hochschulen, ihrer 

Forschungszentren und ihres produktiven Sektors an dieser Zusammenarbeit.   

6. Die Vertragsparteien kommen überein, die Öffentlichkeit für ihre jeweiligen 

Programme und die Zusammenarbeit auf den Gebieten Wissenschaft, Technologie und 

Innovation sowie für die Möglichkeiten, die diese Programme bieten, zu sensibilisieren. 

 

Artikel 35  

Umweltfreundliche Technologien 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, die Zusammenarbeit im Bereich der 

umweltfreundlichen Technologien zu intensivieren, um 

a) die Einbeziehung umweltfreundlicher Technologien in Bereichen wie Energie, 

Gebäude, Wasser- und Abfallwirtschaft sowie Verkehr zu erleichtern, 

b) den Kapazitätsaufbau im Bereich der umweltfreundlichen Technologien zu 

fördern, wozu nach Vereinbarung der Vertragsparteien die Zusammenarbeit 

bei Regelungs- und marktwirtschaftlichen Instrumenten wie die Finanzierung 

umweltfreundlicher Technologie, ein umweltfreundliches Beschaffungswesen 

und Umweltgütezeichen gehören kann, 
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c) die allgemeine Bildung und die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 

umweltfreundliche Technologien und deren Verbreitung zu fördern, 

d) den Einsatz umweltfreundlicher Technologien, Produkte und Dienstleistungen 

zu fördern. 

2. Die Zusammenarbeit kann in Form eines Dialogs zwischen den einschlägigen 

Einrichtungen und Agenturen, durch Informationsaustausch, Programme für den 

Personalaustausch, Studienreisen, Seminare und Workshops stattfinden. 

 

Artikel 36  

Energie 

1. Die Vertragsparteien streben eine Intensivierung der Zusammenarbeit im 

Energiebereich an, um 

a) im Interesse einer höheren Energiesicherheit die Energieversorgung, 

Energieversorgungswege und Energiequellen zu diversifizieren und um neue, 

nachhaltige, innovative und erneuerbare Energieformen, einschließlich 

Biokraftstoffe, Biomasse und Biogas, Wind- und Sonnenenergie sowie 

Wasserkraft zu erschließen und gleichzeitig die Entwicklung geeigneter 

politischer Rahmenbedingungen und den Ausbau von Transport- und 

Übertragungswegen zu unterstützen, 

b) die Effizienz bei Energieerzeugung, -verteilung und -endverbrauch zu fördern,  

c) den Transfer von Technologie für nachhaltige Energieerzeugung und -nutzung 

zu fördern,  

d) bei mit Energiefragen zusammenhängenden Maßnahmen zur Eindämmung des 

Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel im Rahmen des 

Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 

(„UNFCCC“) besser zusammenzuarbeiten,  

e) den Kapazitätsaufbau zu verstärken und Investitionen in diesem Bereich zu 

erleichtern.  

2. Zu diesen Zwecken kommen die Vertragsparteien überein, Kontakte und 

gegebenenfalls gemeinsame Forschung zum beiderseitigen Nutzen der Vertragsparteien auch 

durch einschlägige regionale und internationale Gremien zu fördern. Unter Verweis auf 

Artikel 39 und die Schlussfolgerungen des Weltgipfels zur nachhaltigen Entwicklung, der 

2002 in Johannesburg stattfand, nehmen die Vertragsparteien die Notwendigkeit zur 

Kenntnis, sich mit dem Zusammenhang zwischen dem Zugang zu erschwinglichen 

Energiedienstleistungen und nachhaltiger Entwicklung zu befassen. Dies kann in 

Zusammenarbeit mit der auf diesem Weltgipfel ins Leben gerufenen Energieinitiative der 

Europäischen Union gefördert werden. 

 

Artikel 37  

Verkehr 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, in Bereichen von beiderseitigem Interesse 

aktiv zusammenzuarbeiten. Diese Zusammenarbeit erstreckt sich auf alle Verkehrsträger und 
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ihre Verknüpfung sowie die Erleichterung des Waren- und Personenverkehrs, die 

Gewährleistung von Sicherheit, Gefahrenabwehr und Umweltschutz, die Entwicklung der 

Humanressourcen und die Ausweitung der Handels- und Investitionsmöglichkeiten. 

2. Im Luftfahrtsektor hat die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien unter 

anderem folgende Ziele: 

a) Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen auf Basis eines kohärenten 

Regelungsrahmens mit dem Ziel, die Geschäftstätigkeiten zu erleichtern, 

b) technische und regulatorische Annäherung im Hinblick auf Flugsicherheit, 

Luftsicherheit, Flugverkehrsmanagement, wirtschaftliche Regulierung und 

Umweltschutz, 

c) Reduzierung der Treibhausgasemissionen,  

d) Vorhaben von beiderseitigem Interesse, 

e) Zusammenarbeit in internationalen Gremien. 

3. Im Seeverkehrssektor hat die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien unter 

anderem folgende Ziele: 

a) Förderung eines Dialogs über wichtige Fragen wie den Zugang zu den 

internationalen Seeverkehrsmärkten und zum internationalen Seehandel auf 

kommerzieller und diskriminierungsfreier Basis, Inländerbehandlungs- und 

Meistbegünstigungsklausel für Schiffe unter der Flagge eines EU-

Mitgliedstaats oder Malaysias oder für von Staatsangehörigen oder 

Gesellschaften eines EU-Mitgliedstaats oder Malaysias betriebene Schiffe 

sowie Fragen im Zusammenhang mit der Beförderung von Fracht von Haus zu 

Haus, mit Ausnahme von Kabotageverkehren, 

b) gegebenenfalls Austausch von Meinungen und bewährten Praktiken in Bezug 

auf die Sicherheit, einschließlich der Bekämpfung der Piraterie und 

bewaffneter Raubüberfälle auf See, sowie Umweltschutzverfahren, -normen 

und -regelungen im Einklang mit den entsprechenden internationalen 

Übereinkünften, 

c) Zusammenarbeit in internationalen Gremien, insbesondere bei der 

Verringerung der Treibhausgasemissionen sowie bei Arbeitsbedingungen, 

Bildung, Ausbildung und der Erteilung von Befähigungszeugnissen für 

Seeleute. 

4. Die Vertragsparteien können Möglichkeiten für eine intensivere Zusammenarbeit in 

Bereichen von beiderseitigem Interesse sondieren. 

 

Artikel 38  

Bildung und Kultur 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, eine Zusammenarbeit in den Bereichen 

Bildung und Kultur zu fördern, bei der ihre Verschiedenheit gebührend berücksichtigt wird, 

um die Verständigung zwischen den Vertragsparteien und die Kenntnisse über die Kultur der 

jeweils anderen Seite zu verbessern. Zu diesem Zweck werden die Vertragsparteien die 

Tätigkeit ihrer jeweiligen kulturellen Einrichtungen unterstützen und fördern. 

 



 

DE 26  DE 

2. Die Vertragsparteien bemühen sich, geeignete Maßnahmen zu treffen, um den 

kulturellen Austausch zu fördern, einschließlich direkter Kontakte zwischen den Menschen, 

und gemeinsame Initiativen in verschiedenen Kulturbereichen zu unternehmen, einschließlich 

der Zusammenarbeit bei der Erhaltung des kulturellen Erbes unter Achtung der kulturellen 

Vielfalt. In diesem Zusammenhang kommen die Vertragsparteien auch überein, die Tätigkeit 

der Asien-Europa-Stiftung weiter zu unterstützen. 

 

3. Die Vertragsparteien kommen überein, einander zu konsultieren und in einschlägigen 

internationalen Gremien wie der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 

Wissenschaft und Kultur („UNESCO“) zusammenzuarbeiten, um gemeinsame Ziele zu 

verfolgen und die kulturelle Vielfalt sowie den Schutz des kulturellen Erbes zu fördern. Die 

Vertragsparteien fördern und achten die Grundsätze der Allgemeinen Erklärung der UNESCO 

zur kulturellen Vielfalt. 

 

4. Die Vertragsparteien fördern darüber hinaus Maßnahmen und die Umsetzung von 

Programmen im Bereich der Hochschulbildung sowie für die Mobilität und Ausbildung von 

Forschern, darunter das EU-Programm Erasmus + und Marie-Skłodowska-Curie-

Maßnahmen. Diese dienen unter anderem der Unterstützung der interinstitutionellen 

Zusammenarbeit und dem Aufbau von Verbindungen zwischen Hochschuleinrichtungen, der 

Förderung der Mobilität von Studierenden, Forschern, Dozenten und Experten, der Förderung 

des Austauschs von Informationen und Know-how, dem Kapazitätsaufbau und der 

Entwicklung der Qualität der Lehre und des Lernens. Die Maßnahmen könnten auch die 

institutionelle Zusammenarbeit durch Einrichtungen wie das Asien-Europa-Institut abdecken. 

 

Artikel 39  

Umwelt und natürliche Ressourcen 

1. Unter Hinweis auf die Ergebnisse der VN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 

von 1992 in Rio de Janeiro, des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung und der VN-

Konferenz über nachhaltige Entwicklung von 2012 in Rio de Janeiro (Rio + 20) sowie der 

Agenda 2030 kommen die Vertragsparteien überein, bei der Förderung der Erhaltung und 

Verbesserung der Umwelt im Streben nach einer nachhaltigen Entwicklung 

zusammenzuarbeiten. Die Vertragsparteien tragen bei allen Maßnahmen, welche sie aufgrund 

dieses Abkommens treffen, der Durchführung der anwendbaren multilateralen 

Umweltübereinkünfte Rechnung. 

 

2. Die Vertragsparteien erkennen die Notwendigkeit an, die natürlichen Ressourcen und 

die biologische Vielfalt als Grundlage für die Entwicklung der heutigen und künftigen 

Generationen insbesondere im Einklang mit dem Übereinkommen über die biologische 

Vielfalt und mit dem Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten 

frei lebender Tiere und Pflanzen zu erhalten und auf nachhaltige Weise zu bewirtschaften. Sie 

verpflichten sich, die im Rahmen dieser Übereinkommen angenommenen Beschlüsse unter 

anderem durch Strategien und Aktionspläne umzusetzen. 

 

3. Die Vertragsparteien streben eine weitere Stärkung ihrer Zusammenarbeit zum Schutz 

der Umwelt an, unter anderem bei regionalen Programmen, durch den Austausch bewährter 
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Verfahren sowie durch Dialoge über politische und Regulierungsfragen, Konferenzen und 

Workshops, insbesondere mit Blick auf Folgendes:  

a) Förderung des Umweltbewusstseins und der verstärkten Beteiligung aller 

lokalen Gemeinschaften an den Bemühungen um Umweltschutz und 

nachhaltige Entwicklung, 

b) Bewältigung der Herausforderungen des Klimawandels und insbesondere 

seiner Folgen für die Ökosysteme und die natürlichen Ressourcen, 

c) Förderung des Aufbaus von Kapazitäten für die Beteiligung an und die 

Durchführung von anwendbaren multilateralen Umweltübereinkünften, die für 

sie bindend sind, 

d) Intensivierung der Zusammenarbeit beim Schutz sowie bei der Erhaltung und 

der nachhaltigen Bewirtschaftung forstwirtschaftlicher Ressourcen und bei der 

Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags und des damit verbundenen 

Handels, 

e)  Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt, einschließlich 

der gefährdeten Arten, ihrer Lebensräume und der genetischen Vielfalt, 

Intensivierung der Zusammenarbeit in Bezug auf invasive gebietsfremde 

Arten, die für die Vertragsparteien von Bedeutung sind, und die 

Wiederherstellung geschädigter Ökosysteme, 

f) Bekämpfung des illegalen Handels mit wildlebenden Tier- und Pflanzenarten 

und Durchführung wirksamer Maßnahmen gegen diesen Handel,  

g) Verhinderung der illegalen grenzüberschreitenden Verbringung von 

gefährlichen und anderen Abfällen sowie von Stoffen, die zum Abbau der 

Ozonschicht führen,  

h) Verbesserung des Schutzes und der Erhaltung der Küsten- und Meeresumwelt 

und Förderung der nachhaltigen Nutzung der Meeresressourcen,  

i) Verbesserung der Qualität der Umgebungsluft, umweltgerechte Behandlung 

von Abfällen, Wasserressourcen und Chemikalien sowie Förderung der 

Nachhaltigkeit von Verbrauch und Produktion, 

j) Förderung des Schutzes und der Erhaltung der Böden sowie nachhaltige 

Landbewirtschaftung, 

k) Förderung der Ausweisung von Schutzgebieten und des Schutzes der 

Ökosysteme und der natürlichen Gebiete sowie der effizienten Verwaltung von 

Nationalparks unter Beachtung der lokalen und indigenen Gemeinschaften, die 

in diesen Gebieten oder in ihrer Nähe leben, 

l) Förderung einer wirksamen Zusammenarbeit im Kontext des Protokolls von 

Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewogene und 

gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile zum 

Übereinkommen über die biologische Vielfalt, 

m) Förderung der Entwicklung und der Anwendung freiwilliger 

Nachhaltigkeitssicherungskonzepte wie fairer und ethischer Handelssysteme 

sowie von Umweltkennzeichnungs- und Zertifizierungssystemen. 

4. Die Vertragsparteien fördern den gegenseitigen Zugang zu ihren Programmen in 

diesen Bereichen im Einklang mit den besonderen Bedingungen dieser Programme. 
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5. Die Vertragsparteien streben eine bessere Zusammenarbeit bei Maßnahmen zur 

Eindämmung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel im Rahmen des 

UNFCCC an.  

 

Artikel 40  

Landwirtschaft, Viehzucht, Fischerei und ländliche Entwicklung 

Die Vertragsparteien kommen überein, den Dialog und die Zusammenarbeit im Bereich 

Landwirtschaft, Viehzucht, Fischerei und ländliche Entwicklung zu fördern. Die 

Vertragsparteien tauschen Informationen auf folgenden Gebieten aus: 

a)  Agrarpolitik, internationale Perspektiven für die Landwirtschaft und geografische 

Angaben im Allgemeinen, 

b) Möglichkeiten für die Erleichterung des Handels mit Pflanzen, Tieren, Wassertieren 

und deren Erzeugnissen, 

c)  Konzepte des Tierschutzes, 

d)  Entwicklungspolitik in ländlichen Gebieten, einschließlich 

Kapazitätsaufbauprogrammen und bewährter Verfahren in Bezug auf 

Genossenschaften im ländlichen Raum und die Förderung von Erzeugnissen aus dem 

ländlichen Raum, 

e)  Qualitätspolitik für Pflanzen, Tiere und Meereserzeugnisse, 

f) Entwicklung einer nachhaltigen und umweltfreundlichen Landwirtschaft und 

Agrarindustrie sowie Transfer von Biotechnologie, 

g) Schutz der Pflanzenvielfalt, Saattechnologie, höherer Ertrag von Feldfrüchten, 

alternative Technologien für Feldfrüchte, einschließlich der Biotechnologie in der 

Landwirtschaft, 

h) Aufbau von Datenbanken über Landwirtschaft und Viehzucht, 

i) Ausbildung im Bereich Landwirtschaft, im Veterinärwesen und in der Fischerei, 

einschließlich der Aquakultur,  

j) Unterstützung einer nachhaltigen und verantwortungsvollen langfristigen Meeres- und 

Fischereipolitik, einschließlich der Erhaltung und Bewirtschaftung der Küsten- und 

Meeresressourcen, 

k) Förderung von Anstrengungen zur Verhinderung und Bekämpfung illegaler, nicht 

gemeldeter oder unregulierter Fischerei und des damit zusammenhängenden Handels. 

 

Artikel 41 

Gesundheit 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, im Gesundheitsbereich im Hinblick auf die 

Verbesserung der Gesundheitsbedingungen unter anderem auf den Gebieten 

Präventivmedizin, wichtige übertragbare Krankheiten und andere Gesundheitsgefahren wie 

nicht übertragbare Krankheiten sowie bei internationalen Gesundheitsübereinkünften 

zusammenzuarbeiten.  

2. Die Zusammenarbeit erfolgt vor allem durch 
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a) Austausch von Informationen und Zusammenarbeit bei der Früherkennung von 

Gesundheitsgefahren wie Vogelgrippe und Influenzapandemien sowie anderen 

wichtigen übertragbaren Krankheiten mit Pandemiepotenzial,  

b) Austausch, Stipendien und Ausbildungsprogramme,  

c) Förderung der vollständigen und fristgerechten Umsetzung internationaler 

Gesundheitsübereinkünfte wie der Internationalen Gesundheitsvorschriften der 

Weltgesundheitsorganisation („WHO“) und des WHO-

Rahmenübereinkommens zur Eindämmung des Tabakkonsums. 

 

Artikel 42  

Beschäftigung und Soziales 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, ihre Zusammenarbeit im Bereich 

Beschäftigung und Soziales auszubauen, einschließlich der Zusammenarbeit zur regionalen 

und sozialen Kohäsion sowie in den Bereichen Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, 

Geschlechtergleichstellung und menschenwürdige Arbeit, mit der Absicht, die sozialen 

Aspekte der Globalisierung zu vertiefen.  

2. Die Vertragsparteien bekräftigen die Notwendigkeit, einen Globalisierungsprozess zu 

unterstützen, der für alle von Vorteil ist, und die produktive Vollbeschäftigung und 

menschenwürdige Arbeit als wichtige Faktoren für eine nachhaltige Entwicklung und die 

Reduzierung der Armut zu fördern, wie von der Resolution Generalversammlung der 

Vereinten Nationen 60/1 (2005) und der Ministererklärung des hochrangigen Segments des 

Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen vom 5. Juli 2006 bestätigt, und unter 

Berücksichtigung der Erklärung Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) von 2008 über 

soziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung. Die Vertragsparteien berücksichtigen die 

jeweils charakteristische und unterschiedliche Art ihrer Wirtschafts- und Soziallage. 

3. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Zusage, die Prinzipien der international 

anerkannten Kernarbeits- und Sozialnormen, die insbesondere in der Erklärung der IAO über 

grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 1998 genannt sind, einzuhalten, zu 

fördern und zu verwirklichen und die geltenden IAO-Übereinkommen umzusetzen, die für sie 

bindend sind. Die Vertragsparteien arbeiten in einschlägigen Beschäftigungs- und 

Arbeitsfragen zusammen und tauschen Informationen aus. 

4. Die Zusammenarbeit kann unter anderem in Form von einvernehmlich vereinbarten 

spezifischen Programmen und Projekten sowie Dialog, Zusammenarbeit und Initiativen zu 

Themen von gemeinsamem Interesse auf bilateraler oder multilateraler Ebene etwa im 

Rahmen des ASEM, des Dialogs zwischen dem ASEAN und der EU sowie der IAO erfolgen.  

 

Artikel 43  

Statistik 

Die Vertragsparteien kommen überein, zusätzlich zu den bestehenden Maßnahmen der 

Zusammenarbeit zwischen der Union und dem ASEAN im Bereich der Statistik und 

vorbehaltlich ihrer jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, sonstiger Regelungen 

und politischer Konzepte den Kapazitätsaufbau im Bereich der Statistik und die 

Harmonisierung der statistischen Methoden und der statistischen Praxis zu fördern, 

einschließlich der Erstellung und Verbreitung von Statistiken, damit sie auf einer für beide 
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Seiten annehmbaren Grundlage Statistiken über volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 

ausländische Direktinvestitionen, den Waren- und Dienstleistungsverkehr sowie generell in 

einvernehmlich vereinbarten Bereichen nutzen können, die unter dieses Abkommen fallen 

und sich für eine statistische Aufbereitung wie Erfassung, Analyse und Verbreitung eignen. 

 

Artikel 44  

Zivilgesellschaft 

Die Vertragsparteien erkennen die Rolle und den möglichen Beitrag von Organisationen der 

Zivilgesellschaft und von akademischen Einrichtungen zur Unterstützung der 

Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens an und kommen überein, soweit wie 

möglich den Dialog mit ihnen und ihre sinnvolle Beteiligung in einschlägigen Bereichen der 

Zusammenarbeit im Einklang mit ihren jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

sonstigen Regelungen und politischen Konzepten zu fördern. 

 

Artikel 45  

Öffentliche Verwaltung 

Die Vertragsparteien kommen überein zusammenzuarbeiten, um den Kapazitätsaufbau in der 

öffentlichen Verwaltung zu verstärken. Die Zusammenarbeit in diesem Bereich kann den 

Austausch von Meinungen über bewährte Methoden für das Management, die Erbringung von 

Dienstleistungen, die Stärkung institutioneller Kapazitäten und die Gewährleistung von 

Transparenz umfassen.  

 

Artikel 46 

Katastrophenschutz 

1. Die Vertragsparteien erkennen die Notwendigkeit an, die Auswirkungen von 

Naturkatastrophen und von Menschen verursachten Katastrophen auf ein Mindestmaß zu 

begrenzen. Die Vertragsparteien bekräftigen ihr gemeinsames Engagement für die Förderung 

von Maßnahmen zur Katastrophenvorbeugung, zur Milderung der Auswirkungen von 

Katastrophen, zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall, zur Katastrophenbewältigung und 

zur Erholung von Katastrophen als Beitrag zur Stärkung der Resilienz ihrer Gesellschaften 

und Infrastrukturen sowie für die Zusammenarbeit auf bilateraler und multilateraler 

politischer Ebene bei der Verwirklichung dieser Ziele. 

 

2. Die Zusammenarbeit kann unter anderem in folgender Form erfolgen: 

a) Austausch bewährter Praktiken im Bereich Katastrophenschutz, 

b) Kapazitätsaufbau, 

c) Informationsaustausch, 

d) Sensibilisierung der Öffentlichkeit und Förderung der allgemeinen Bildung. 

 

3. Die Zusammenarbeit gemäß Absatz 2 kann unter Berücksichtigung der Tätigkeit des 

Europäischen Notfallabwehrzentrums und des ASEAN-Koordinierungszentrums für 

humanitäre Hilfe auch den Austausch von Informationen über Katastrophenhilfe und Nothilfe 

umfassen. 
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TITEL VIII  

MITTEL DER ZUSAMMENARBEIT 

Artikel 47  

Ressourcen für die Zusammenarbeit  

Die Vertragsparteien kommen überein, für die Verwirklichung der in diesem Abkommen 

festgelegten Ziele der Zusammenarbeit im Rahmen ihrer Ressourcen und Vorschriften 

ausreichende Ressourcen, einschließlich Finanzmittel, für Maßnahmen der Zusammenarbeit 

in den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen bereitzustellen. Diese Maßnahmen der 

Zusammenarbeit können Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau und zur technischen 

Zusammenarbeit, den Austausch von Fachleuten, die Durchführung von Studien und andere 

von den Vertragsparteien vereinbarte Maßnahmen umfassen. 

 

Artikel 48 

Finanzielle Unterstützung und finanzielle Interessen 

1. Die Vertragsparteien führen jede finanzielle Unterstützung durch die EU im Rahmen 

dieses Abkommens im Einklang mit den Grundsätzen der wirtschaftlichen Haushaltsführung 

durch und arbeiten beim Schutz ihrer finanziellen Interessen zusammen. 

2. Die Vertragsparteien treffen geeignete Maßnahmen, um Betrug, Korruption und 

andere rechtswidrige Handlungen, die ihre finanziellen Interessen gefährden, im Einklang mit 

ihren jeweiligen Gesetzen und sonstigen Vorschriften zu verhindern und zu bekämpfen. Zu 

diesen Maßnahmen gehören der Informationsaustausch und gegenseitige Amtshilfe. Das 

Europäische Amt für Betrugsbekämpfung kann mit den zuständigen malaysischen Behörden 

eine weiterreichende Zusammenarbeit im Bereich der Betrugsbekämpfung vereinbaren. 

 

Artikel 49 

Rechte des geistigen Eigentums, die sich aus Vereinbarungen über die Zusammenarbeit 

ergeben 

Rechte des geistigen Eigentums, die sich aus Vereinbarungen über die Zusammenarbeit im 

Rahmen dieses Abkommens ergeben, werden im Einklang mit den jeweiligen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien und mit den jeweiligen internationalen 

Übereinkünften, zu deren Vertragsparteien beide Vertragsparteien gehören, geschützt und 

durchgesetzt. Dies gilt unbeschadet etwaiger Sonderbestimmungen im Rahmen bestehender 

und künftiger individueller Vereinbarungen über Zusammenarbeit. 
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TITEL IX 

INSTITUTIONELLER RAHMEN 

Artikel 50 

Gemischter Ausschuss 

1. Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen dieses Abkommens einen 

Gemischten Ausschuss einzusetzen, der sich aus Vertretern der Vertragsparteien auf 

angemessen hoher Ebene zusammensetzt und der die Aufgabe hat, 

a) das ordnungsgemäße Funktionieren und die ordnungsgemäße Durchführung 

dieses Abkommens zu gewährleisten,  

b) Prioritäten für die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens zu setzen, 

c) Empfehlungen für die Erreichung der Ziele dieses Abkommens auszusprechen, 

d) etwaige Differenzen oder Meinungsverschiedenheiten bei der Auslegung, 

Durchführung oder Anwendung dieses Abkommens in Übereinstimmung mit 

Artikel 53 beizulegen, 

e) alle von einer der Vertragsparteien vorgelegten Informationen über die 

Nichterfüllung der Verpflichtungen zu prüfen und Konsultationen mit der 

anderen Vertragspartei zu führen, um nach Artikel 53 eine für beide 

Vertragsparteien annehmbare Lösung anzustreben, 

f) die Umsetzung spezifischer Abkommen im Sinne des Artikels 52 Absatz 2 zu 

überwachen. 

2. Der Gemischte Ausschuss tritt in der Regel mindestens alle zwei Jahre zu einem 

einvernehmlich festzusetzenden Termin abwechselnd in Malaysia und in Brüssel zusammen. 

Die Vertragsparteien können einvernehmlich auch außerordentliche Sitzungen des 

Gemischten Ausschusses einberufen. Der Vorsitz im Gemischten Ausschuss wird 

abwechselnd von den Vertragsparteien geführt. Die Tagesordnung für Sitzungen des 

Gemischten Ausschusses wird von den Vertragsparteien einvernehmlich festgelegt. 

3. Der Gemischte Ausschuss kann Facharbeitsgruppen einsetzen, die ihn bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen. Diese Arbeitsgruppen erstatten dem Gemischten 

Ausschuss in jeder seiner Sitzungen ausführlich Bericht über ihre Tätigkeit. 

4. Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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TITEL IX 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 51 

Offenlegung von Informationen 

1. Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es eine Vertragspartei, 

Informationen zu übermitteln, deren Offenlegung nach ihrer Auffassung ihren wesentlichen 

Sicherheitsinteressen widersprechen würde. 

 

2. Die Vertragsparteien gewährleisten einen angemessenen Schutz der im Rahmen dieses 

Abkommens ausgetauschten Informationen im Einklang mit dem öffentlichen Interesse am 

Zugang zu Informationen und im Einklang mit ihren jeweiligen Gesetzen und Vorschriften.  

 

Artikel 52 

Andere Abkommen 

1. Dieses Abkommen berührt nicht die Erfüllung oder Umsetzung von Verpflichtungen 

der Vertragsparteien gegenüber Drittländern und internationalen Organisationen. 

2. Die Vertragsparteien können das vorliegende Abkommen durch Abschluss 

spezifischer Abkommen in Bereichen der Zusammenarbeit, die in den Geltungsbereich dieses 

Abkommens fallen, ergänzen. Diese spezifischen Abkommen sind Bestandteil der dem 

vorliegenden Abkommen unterliegenden bilateralen Gesamtbeziehungen und Teil eines 

gemeinsamen institutionellen Rahmens. 

 

Artikel 53 

Erfüllung von Verpflichtungen 

1. Differenzen oder Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 

bezüglich der Auslegung, Durchführung oder Anwendung dieses Abkommens werden durch 

Konsultationen oder Verhandlungen im Gemischten Ausschuss ohne Hinzuziehung einer 

dritten Partei oder eines internationalen Gerichts gütlich beigelegt. 

 

2. Ist eine der Vertragsparteien der Auffassung, dass die andere Vertragspartei eine 

Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht erfüllt hat, so notifiziert sie dies der anderen 

Vertragspartei. Die Vertragsparteien führen Konsultationen im Hinblick auf eine für beide 

Seiten annehmbare Lösung der Angelegenheit. Diese Konsultationen finden unter 

Federführung des Gemischten Ausschusses statt. Gelangt der Gemischte Ausschuss nicht zu 

einer für beide Seiten annehmbaren Lösung, so kann die notifizierende Vertragspartei 

geeignete Maßnahmen treffen. Für die Zwecke dieses Absatzes sind „geeignete Maßnahmen“ 

alle vom Gemischten Ausschuss empfohlenen Maßnahmen oder die teilweise oder 

vollständige Aussetzung dieses Abkommens. 

 

3. Ist die eine Vertragspartei der Auffassung, dass die andere Vertragspartei eine 

Verpflichtung, die in Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 7 Absatz 1 als wesentliches Element 
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bezeichnet wird, nicht erfüllt hat, so notifiziert sie dies sowie die geeigneten Maßnahmen, die 

sie zu treffen beabsichtigt, unverzüglich der anderen Vertragspartei. Die notifizierende 

Vertragspartei unterrichtet den Gemischten Ausschuss über die Notwendigkeit dringender 

Konsultationen in dieser Angelegenheit. Gelangt der Gemischte Ausschuss nicht innerhalb 

von 15 Tagen nach Aufnahme der Konsultationen und spätestens 30 Tage nach dem Zeitpunkt 

der Notifikation zu einer für beide Seiten annehmbaren Lösung, so kann die notifizierende 

Vertragspartei geeignete Maßnahmen treffen. Für die Zwecke dieses Absatzes sind „geeignete 

Maßnahmen“ alle vom Gemischten Ausschuss empfohlenen Maßnahmen oder die teilweise 

oder vollständige Aussetzung dieses Abkommens oder etwaiger spezifischer Abkommen im 

Sinne des Artikels 52 Absatz 2. 

 

4. Werden geeignete Maßnahmen getroffen, so müssen sie in einem angemessenen 

Verhältnis zur Nichterfüllung der Verpflichtungen aus diesem Abkommen stehen und dürfen 

die weitere Erfüllung anderer Verpflichtungen aus diesem Abkommen, die von der 

Angelegenheit nicht betroffen sind, nicht beeinträchtigen. Bei der Wahl der geeigneten 

Maßnahme ist denjenigen Maßnahmen Vorrang einzuräumen, die das Funktionieren dieses 

Abkommens oder eines spezifischen Abkommens im Sinne des Artikels 52 Absatz 2 am 

wenigsten beeinträchtigten 

 

Artikel 54 

Erleichterung 

Zur Erleichterung der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens kommen die 

Vertragsparteien überein, den an der Durchführung der Zusammenarbeit beteiligten Beamten 

und Fachleuten im Einklang mit den jeweiligen Gesetzen und sonstigen Vorschriften der 

Vertragsparteien die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erleichterungen zu 

gewähren. 

 

Artikel 55 

Räumlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der EUV und der AEUV angewendet 

werden, nach Maßgabe dieser Verträge einerseits sowie für das Gebiet Malaysias andererseits. 

 

Artikel 56 

Definition der Vertragsparteien 

Für die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Begriff „Vertragsparteien“ die Union oder 

ihre Mitgliedstaaten bzw. die Union und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen 

Zuständigkeiten einerseits und die Regierung Malaysias andererseits.  

 

Artikel 57 

Künftige Entwicklung und Änderungen 
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1. Jede Vertragspartei kann schriftlich Vorschläge für die Erweiterung der Bereiche der 

Zusammenarbeit oder für eine Änderung von Bestimmungen dieses Abkommens einreichen.  

 

2. Vorschläge für die Erweiterung der Bereiche der Zusammenarbeit tragen den 

Erfahrungen Rechnung, die bei der Anwendung und Umsetzung dieses Abkommens oder 

anderer spezifischer Abkommen im Sinne des Artikels 52 Absatz 2 gewonnen wurden. 

 

3. Eine Erweiterung der Bereiche der Zusammenarbeit oder Änderungen dieses 

Abkommens werden in gegenseitigem Einvernehmen der Vertragsparteien in Form von 

ergänzenden Abkommen oder Protokollen oder durch die Vertragsparteien zu vereinbarenden 

geeigneten Instrumenten vorgenommen und bedürfen der Schriftform. 

 

4. Solche ergänzenden Abkommen, Protokolle oder geeigneten Instrumente treten zu 

einem von den Vertragsparteien zu vereinbarenden Zeitpunkt in Kraft und sind Bestandteil 

des vorliegenden Abkommens. 

 

Artikel 58 

Inkrafttreten, vorläufige Anwendung und Laufzeit 

1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf den Tag 

folgt, an dem die letzte Vertragspartei der anderen den Abschluss der hierfür erforderlichen 

Verfahren notifiziert hat. 

2.  Ungeachtet des Absatzes 1 vereinbaren die Union und Malaysia, bis zum Inkrafttreten 

des Abkommens die von der Union genannten Teile dieses Abkommens nach Absatz 3 im 

Einklang mit ihren geltenden internen Verfahren und Rechtsvorschriften vorläufig 

anzuwenden. 

3. Die vorläufige Anwendung wird am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag des 

Eingangs folgender Dokumente wirksam: 

a) der Notifikation der Union über den Abschluss der zu diesem Zweck erforderlichen 

Verfahren unter Angabe der vorläufig anzuwendenden Teile des Abkommens und 

b) der von Malaysia im Einklang mit seinen innerstaatlichen Verfahren und 

Rechtsvorschriften hinterlegten Ratifikationsurkunde. 

4. Dieses Abkommen gilt für einen Zeitraum von fünf Jahren. Es wird automatisch um 

einen Zeitraum von jeweils einem Jahr verlängert, sofern nicht die eine Vertragspartei der 

anderen Vertragspartei sechs Monate vor Ablauf eines solchen Einjahreszeitraums schriftlich 

ihre Absicht notifiziert, dieses Abkommen nicht zu verlängern. 

5. Dieses Abkommen kann von einer Vertragspartei durch schriftliche Notifikation an 

die andere Vertragspartei gekündigt werden. Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang 

der Notifikation bei der anderen Vertragspartei wirksam.   

 

Artikel 59  

Notifikationen 
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Die Notifikationen nach Artikel 58 sind an das Generalsekretariat des Rates der Europäischen 

Union bzw. das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten Malaysias zu richten. 

 

Artikel 60 

Verbindlicher Wortlaut 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, 

estnischer, finnischer, französischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, 

litauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, 

schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer und 

malaysischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. Bei 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung dieses Abkommens legen die 

Vertragsparteien die Angelegenheit dem Gemischten Ausschuss vor.  

 

 

Geschehen zu ........................… [Ort] am ...... [Tag] ...... [Monat] im Jahr zweitausendund ...... 

 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN 

 

FÜR DIE REPUBLIK BULGARIEN 

 

FÜR DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK 

 

FÜR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

 

FÜR DIE REPUBLIK ESTLAND 

 

FÜR IRLAND 

 

FÜR DIE HELLENISCHE REPUBLIK 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH SPANIEN 

 

FÜR DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK 
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FÜR DIE REPUBLIK KROATIEN 

 

FÜR DIE ITALIENISCHE REPUBLIK 

 

FÜR DIE REPUBLIK ZYPERN 

 

FÜR DIE REPUBLIK LETTLAND 

 

FÜR DIE REPUBLIK LITAUEN 

 

FÜR DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG 

 

FÜR UNGARN 

 

FÜR DIE REPUBLIK MALTA 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

 

FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

 

FÜR DIE REPUBLIK POLEN 

 

FÜR DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK 

 

FÜR RUMÄNIEN 

 

FÜR DIE REPUBLIK SLOWENIEN 

 

FÜR DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK 

 

FÜR DIE REPUBLIK FINNLAND 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN 

 

FÜR DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 
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FÜR DIE EUROPÄISCHE UNION, 

 

FÜR DIE REGIERUNG MALAYSIAS 
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